Interview: Mahir von Students De- 
fend Rojava berichtet über die aktu- 
elle Lage in Rojava. 
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Die Initiative »Wir zahlen nicht« plant 
einen Zahlungsstreik gegen den 
Strompreisanstieg. 


Iran: Die Zivilgesellschafthateine Char- 
ta mit politischen Mindestforderungen 
formuliert. 


4 Kurdische Frauen treffen sich, um im » Garten von Sev@« - benannt nach einer gefallenen Freundin - Aprikosen zu pflücken. 


HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN 


Im Juli 2012 setzte die Öcalan-orien- 
tierte kurdische Bewegung alles auf 
eine Karte. Der Aufstand gelang, die 
Beamten und Soldaten des Assad-Re- 
gime zogen teils aus Nordsyrien ab. 
Von nun an wehten die Fahnen der 
jahrelang verfolgten kurdischen 
PYD-Partei und deren YPG/YPJ-Mi- 
lizen in den Rojava-Provinzen Afrin, 
Koban&, Efrin. Anstatt wie bisher 
einen kurdischen Staat gründen 
zu wollen, hatte die Bewegung in 
einer Phase der jahrelangen strategi- 
schen Neuausrichtung die Vision des 
»Demokratischen Konföderalismus« 
entwickelt. Diese steht für breite Räte- 
demokratie, für die Gleichberechti- 
gung der Geschlechter und Inklusi- 


GESUNDHEITSVERSORGUNG 


on von Minderheiten. Verschiedene 
kurdische Parteien und Organisati- 
onen schlossen sich an und wagten 
dieses gesellschaftliche Experiment 
und bilden heute die autonome 
Verwaltung von Nordostsyrien. 

Die kurdische PYD mobilisierte von 
Anfang an mit ihrem neuen Empower- 
ment-Konzept viele Mitmachende, 
insbesondere viele Frauen. Allerdings 
musste die gesellschaftliche Umwäl- 
zung der patriarchalen Gesellschaft 
sich unter den Bürgerkriegsbedingun- 
gen gewissermaßen stets nach der 
Decke strecken. Mit dem Assad-Re- 
gime wurde ein Nichtangriffspakt 
geschlossen. Als die IS-Milizen im 
Jahre 2014 Koban& einzunehmen 
drohten, gelang die bis heute heikle 
Zusammenarbeit mit der US-Armee. 


Mit deren Bomben aus der Luft und 
den kurdischen Bodentruppen konn- 
te der IS besiegt und dessen gesamtes 
Gebiet in Nordostsyrien zurückerobert 
und für die neue Autonomie gewon- 
nen werden. Dieser militärische und 
politische Erfolg gelang nur durch 
die Gründung des breit aufgestellten 
SDF-Milizenbündnisses, wo auch viele 
arabische Menschen gegen den religiö- 
sen Faschismus mitkämpften. Aus dem 
anfänglichen kurdischen Projekt wurde 
ein multiethnisches Befreiungs-Expe- 
riment. Schwere Rückschritte folgten. 
Im Jahre 2018 besetzte die türkische 
Armee völkerrechtswidrig die Provinz 
Afrin. Es folgten Gebiete an der syri- 
schen Nordgrenze. Ständig drohen 
weitere Besetzungen. Auch eine Eini- 
gung mit dem Assad-Regime ist bisher 
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Zeitung A-Bulletin (Schweiz):Nach 44 
Jahren steht ein Generationenwech- 
selan. 


gescheitert. Zuletzt wurde die Regi- 
on auch noch von einem Erdbeben 
erschüttert (siehe Beitrag auf Seite 3). 

Unser Schwerpunkt thematisiert 
die sehr schwierige Lage in Nordost- 
syrien. Im Embargo mussten und 
müssen die Menschen dort stets 
improvisieren. Tausende, meist junge 
Menschen, starben im Kampf gegen 
die IS-Diktatur. Viele Milizionär*in- 
nen konnten aber auch in den Kran- 
kenhäusern nahe der Front gerettet 
werden. Von ihrem Alltag dort als 
medizinische Fachkraft berichtet die 
Internationalistin Nüjin Derya. Heute 
wirkt sie im kooperativen Frauendorf 
Jinwar mit, wo aufscheint, was in 
Rojava alles noch möglich scheint. 
Der Krieg und die ständige Kriegs- 
bedrohung erfordern besonderen 
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Schutz und Sicherheit, was der PYD 
und YPG/YJ auch großen Einfluss 
gibt. Diese Situation behindert die 
demokratischen Bestrebungen, was 
auch zu Menschenrechtsverletzungen 
führt. Heinz Weinhausen skizziert 
einige der Auswirkungen. Es ist sehr 
zu wünschen, dass der Ausnahmezu- 
stand überwunden werden kann und 
der »Demokratische Konföderalis- 
mus« weiterentwickelt werden kann. 
Wie die neue Ausrichtung überhaupt 
entstand und sich über die Jahre in 
der kurdischen Bewegung »einnis- 
tete«, macht Nüjin Derya in einem 
weiteren Beitrag deutlich. 


Die Abkürzungen erklären wir im Glossar auf Seite 9. 


Schwerpunkt auf den Seiten 9bis 12 


» Wir brauchen unsere Krankenhäuser « 


Das Bündnis Klinikrettung warnt: Seit 
Jahren schließe in Deutschland ein 
Krankenhaus nach demanderen und an 
vielen Orten stehe die Gesundheitsver- 
sorgung kurz vordem Zusammenbruch. 
Die geplante Krankenhausreform von 
Gesundheitsminister Karl Lauterbach 
verschärfe die Missstände noch. Daher 
schlägt das Bündnis mit dem Modellder 
bedarfsgerechten Krankenhausversor- 
gung eine grundlegende Reform vor. 


REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL 


Anlässlich des Krankenhausgipfels 
der Deutschen Krankenhausge- 


sellschaft am 13. März kritisierte 
das Bündnis Klinikrettung, dass 
der Verlust der flächendeckenden 
klinischen Versorgung in Deutsch- 
land nicht in Frage gestellt wurde. 
Laura Valentukeviciute vom Bündnis 
Klinikrettung sagte: »Die Akteure auf 
dem Krankenhausgipfel diskutieren 
am Bedarf an stationärer Versorgung 
vorbei. Kein Mensch würde darauf 
kommen, Kliniken zu schließen. 
In der aktuellen Reformdebatte 
geht es aber nur darum, wie viele 
Krankenhäuser schließen sollten. 
Hier wird nicht nach echten Lösun- 
gen gesucht, sondern lediglich ein 


radikaler »Schließungskompromiss« 
präsentiert.« 

Circa 1.300 Kliniken sollen laut der 
Reformvorschläge Einrichtungen des 
Level 1 werden. Das heißt, dass sie 
entweder zu reinen Gesundheits- 
zentren ohne durchgehende ärztli- 
che Versorgung und ohne Notfall- 
versorgung werden, oder, dass sie 
zukünftig nur noch Basisleistungen 
anbieten, bei denen bei Notfällen 
wie einem Herzinfarkt oder einem 
traumatischen Verkehrsunfall keine 
Erstversorgung vorgesehen ist. Auch 
Geburten sollen laut der Reform- 
vorschläge nur in den Kliniken des 


Level 2 und 3 erfolgen. Die Zahl der 
Geburtsstationen soll damit von den 
schon sehr knappen 810 auf nur 428 
Einrichtungen sinken. 

Das Bündnis Klinikrettung veröf- 
fentlichte zum Krankenhausgipfel 
ein eigenes Modell unter dem Titel 
»Ja zur besseren Krankenhausstruktur 
— nein zu Lauterbachs Leveln«. Darin 
wird aus Sicht der Patient*innen und 
Beschäftigten ein Vorschlag für eine 
bundeseinheitliche Krankenhaus- 
struktur im Sinne einer flächende- 
ckenden, bedarfsgerechten Kranken- 
hausversorgung vorgestellt. Es legt 
unter anderem die Mindeststandards 


in der klinischen Versorgung festlegt, 
die allen Einwohner*innen Deutsch- 
lands innerhalb von maximal 30 Fahr- 
zeitminuten zustehen. 


Link zum Modell des Bündnis Klinikrettung: 
https://bit.ly/3lKbgVg 


Erklärvideo zur geplanten Krankenhausreform: 
https://bit.ly/3Kck4wg 


Die neue Zeitung des Bündnis Klinikrettung mit 
dem Titel »Die Zeit ist reif. Wo bleibt die Revolu- 
tion? « als pdf: 

https://bit.ly/3nn7ZM2 
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Unser Ziel für 2023: 100 neue Abos! 


» Die Krise besteht gerade in der Tatsache, dass das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann.« 


(Antonio Gramsci) 


Die Krise ist schon lange da. Nun ist sie auch für niemanden mehr zu übersehen: Kriege, Inflation, Klimawandel. 


Und das Neue, das Andere? Das ist ebenfalls schon lange da - in den Nischen und Zwischenräumen des Kapi- 
talismus. Es sind Ideen und Projekte für ein bedürfnisorientiertes Wirtschaften, ein solidarisches Miteinander, eine 
klimaneutrale Gesellschaft. Wir berichten davon seit fast 40 Jahren, Monat für Monat. 


Hilf mit, das Neue weiterhin sichtbar zu machen! Um dauerhaft stabil über die Runden zu kommen, braucht 


CONTRASTE in diesem Jahr 100 neue Abos. 


Damit wollen wir: 


« noch mehr Menschen erreichen - und sie dazu motivieren, selbst aktiv zu werden. 
« noch mehr Projekte sichtbar machen - und sie darin unterstützen, weiterzumachen. 
« die Honorare für unsere Mitarbeiterxinnen nach vielen Jahren ein bisschen erhöhen. 


Mach mit und bestell jetzt ein befristetes Jahresabo! Für 45 Euro bekommst du ein Jahr lang die CONTRASTE zuge- 
schickt - danach endet das Abo automatisch. Auf deinen Wunsch hin verlängern wir dein Abo dann natürlich gern. 


Schreib einfach eine Mail an: abos@contraste.org 


Um dir die Entscheidung zu erleichtern, haben wir ein paar limitierte Buchprämien im Angebot. 


Weitere Infos dazu findest du auf: www.contraste.org 


»AKTION 2023« 


Liebe Leserinnen, 


seit fast 40 Jahren schon gibt es den bewun- 
dernswerten gemeinnützigen Verein »Freiabon- 
nements für Gefangene e.V.« Er setzt sich für 
Information und Bildung für Menschen in Haft 
ein. Damit lässt sich Gesellschaft nicht verän- 
dern, aber interessierten Inhaftierten bedeutet 
es eine Menge, wenigstens durch die Lektüre 
von Zeitungen weiter an der Welt da draußen 
teilnehmen zu können. Gefangene können 
sich bei dem Verein melden, welche Zeitun- 
gen sie gerne lesen möchten. Aktuell sind es 
13 Menschen, die gemäß freiabos.de auf die 
CONTRASTE warten. 

Unterstützer*innen können ihnen zu 45 
Euro ein befristetes Jahresabo über den Frei- 
abo-Verein schenken mit dem Betreff »Spende 
CONTRASTE-Abo«. 


Ein weitere Möglichkeit, geistige Abwechslung 
zu bringen, sind Bücherspenden an die Bücherei- 
en der Haftanstalten. Der Freiabo-Verein vermit- 
telt dies, so dass gelesene Lektüre dort weiterhin 
genutzt werden kann. 

»Freikaufen Köln« ist ein neues Unterstüt- 
zungsprojekt, um Menschen zu helfen, die eine 
Geldstrafe wegen Fahren ohne Ticket bekommen 
haben und im Knast landen, weil sie diese nicht 
aufbringen können. Bis zu einem Jahr sitzen sie in 
Haft. Die Betroffenen sind überwiegend arbeitslos 
(87 Prozent), ohne festen Wohnsitz (15 Prozent) 
und suizidgefährdet (15 Prozent). Über vrings- 
treff.de/freikaufen-koeln ist es nun möglich, 
vormals obdachlose und arbeitslose Menschen 
aus der JVA in Köln-Ossendorf zu befreien. 

Übrigens fordert die Initiative, dass der 
unsägliche 8 265a StGB aus dem Jahre 1935 
(!) abgeschafft gehört. Fahren ohne Fahrschein 
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WER GEWINNT, WER VERLIERT? 


VON REGINE BEYSS 


Ich traute meinen Ohren kaum, als ich vor 
kurzem der Morgensendung eines lokalen Rund- 
funksenders lauschte. Da priesen die beiden gut 
gelaunten Moderator*innen ein Projekt namens 
»Pfandgeben« und konnten sich kaum halten vor 
Begeisterung über diese tolle Idee. Die lautet 
so: Über eine App oder auch per Anruf kann 
ich meinen Flaschenpfand an Pfandsammler*in- 
nen in meiner Umgebung spenden. So könne 
»jede*r schnell und einfach etwas Gutes tun und 
muss sich nicht mehr selbst um die Pfandrück- 
gabe kümmern«, heißt es auf der Webseite des 
Projekts. 

Je länger die Moderator*innen über das 
Projekt redeten, umso aufgebrachter wurde ich. 
»Merken die eigentlich noch was?«, fragte ich 
laut vor mich hin. Als sei es nicht schon schlimm 
genug, dass Menschen in unserer wohlhabenden 
Gesellschaft auf die Einnahmen vom Pfandsam- 
meln angewiesen sind. Jetzt wird es auch noch 
als eine gute Tat dargestellt, wenn Leute zu faul 
sind, um ihr Pfand selbst in den Supermarkt zu 
bringen - sie sind ja auf das Geld nicht angewie- 
sen. Stattdessen können sie sich ganz bequem 
per App eine Person nach Hause bestellen, die 
sich über die leeren Flaschen sogar freut. Eine 
klassische Win-Win-Situation? 

Ich würde sagen, hier wird vielmehr eine 
ganz klassische Win-Lose-Situation vollkommen 
verzerrt dargestellt. Diese Situation drückt sich 
unter anderem in extremen Einkommens- und 
Vermögensunterschieden, zu niedrigen Mindest- 
löhnen, dem Kürzen von Sozialleistungen und 
ungleichen Bildungschancen aus. Eine Person, 


die großzügig ihre drei leeren Bierkästen spen- 
det, und eine Person, die mit dem Pfand ihren 
Lebensunterhalt bestreitet, stehen sich in der 
Regel eben nicht auf Augenhöhe gegenüber. 
Daran wird »Pfandgeben« nichts ändern. Das 
Projekt nimmt gesellschaftliche Verhältnisse 
als gegeben hin, die eigentlich scharf kritisiert 
werden müssten. Auch wenn einige Pfandsamm- 
ler*innen tatsächlich davon profitieren werden, 
geht es doch vor allem darum, das schlechte 
Gewissen der Spender*innen reinzuwaschen. 
Seht her, ich tue etwas Gutes! 

Natürlich lässt sich diese Problematik auf 
sehr viele andere Bereiche übertragen. Und 
sie wirft eine ganz grundsätzliche Frage auf: 
Wie umgehen mit Projekten, die hier und heute 
zwar konkret eine Verbesserung für Betroffe- 
ne bewirken, aber langfristig die strukturel- 
len Ursachen nicht angreifen? Auch ich habe 
an dieser Stelle nicht immer eine eindeutige 
Antwort. Denn wer bin ich, die Unterstüt- 
zungsstrukturen für zum Beispiel Geflüchtete, 
Geringverdiener*innen oder Wohnungslose 
zu kritisieren? Das steht mir im Grunde gar 
nicht zu - vor allem, wenn ich nicht selbst auf 
sie angewiesen bin. Andererseits finde ich es 
wichtig, nicht bei der konkreten Unterstützung 
stehen zu bleiben, sondern die großen politi- 
schen Zusammenhänge und Ursachen bei der 
eigenen (ehrenamtlichen) Arbeit im Blick zu 
behalten. Denn das Ziel sollte sein, dass es die 
eigene Struktur irgendwann nicht mehr braucht 
- und Menschen nicht mehr darauf angewiesen 
sind, Pfand zu sammeln. 


contraste abonnieren! 


Standard-Abo (Print oder PDF) zu 45 Euro jährlich 
(51 Euro bei Lieferung ins europäische Ausland) 


Kombi-Abo (Print+PDF) zu 60 Euro jährlich 


Kollektiv-Abo (fünf Exemplare) zu 100 Euro jährlich 


Fördermitgliedschaft mind. 70 Euro jährlich, für juristische Personen (Betriebe, 


Vereine, usw.) mind. 160 Euro jährlich 


Eine Fördermitgliedschaft bedeutet, contraste finanziell zu unterstützen. Daraus 


resultieren keine weiteren Verpflichtungen. 


Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden. 


CONTRASTE für Gefangene 


muss entkriminalisiert werden und der ÖPNV 
kostenlos nutzbar werden. 

Auf das »Aktion 2023«-Konto sind weitere 361 
Euro gegangen. Vielen Dank, wir freuen uns sehr 
- auch über neue Abonnent*innen. Sechs neue 
Abos wurden bestellt, vier wurden gekündigt. 
Außerdem testen sieben Interessierte unser 
dreimonatiges Schnupperabo. Ein Abo wurde 
in eine Fördermitgliedschaft umgewandelt, und 
ein Fördermitglied konnten wir neu gewinnen. 

Zuwendungen und Fördermitgliedschaften sind 
steuerlich absetzbar. Gerne würdigen wir unsere 
Spender*innen durch Namensnennung. Schreibt 
dazu bitte im Verwendungszweck »Name ja« oder 
sendet eine E-Mail an abos@contraste.org. 


Aus der CONTRASTE-Redaktion grüßt 


Heinz Weinhausen 


Wir danken den 


Spenderxinnen 


B.P. 9,00 
M.F. 15,00 
GT. 30,00 
L.C.&M.L 8,00 
H.A. 9,00 
P:L; 20,00 
M-S.B. 250,00 
B.K. 20,00 


 . ......—.. "a6. .er”CccoccorocOCc oc o6Co oo oo oo oo oo oe oe 1 9 9 ee oe 


Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 2.844,35 Euro. 
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Spenden für CONTRASTE CONTRASTEE.V. 


Spendenticker » Aktion 2023« 


64,45 % finanziert 5.155,65 Euro Spenden 
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2.844,35 Euro fehlen noch 
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INTERVIEW ZUR SITUATION IN ROJAVA 


Mit Selbstorganisation das Leben bewältigen 


4 Solibanner für Rojava im Dannenröder Forst während der Besetzung im Herbst 2020 


Mahir (Name geändert) macht vor 
allem Öffentlichkeitsarbeit rund um 
das Thema »Rojava« und hat persönli- 
che Kontakte vor Ort. Speziellinvolviert 
ist er in der Kultur- und Bildungsarbeit 
in kurdischen Studierendengruppen 
an der Uni Frankfurt und im Students 
Defend Rojava-Aktionsbündnis, das er 
und andere letzten Herbst gegründet 
haben. Im Gespräch mit CONTRASTE 
berichtet er über Ungleichbehand- 
lung und Lücken in der Berichterstat- 
tung bezüglich des Erdbebens und im 
größeren Kontext des Krieges. 


CONTRASTE: Hallo Mahir! Welches 
Thema nimmt bei dir denn gerade 
am meisten Raum ein? 


Mahir: Aktuell natürlich das Erdbe- 
ben in Kurdistan, Türkei und Syrien. 
Leider sind jetzt die meisten Menschen 
obdachlos, vor allem in Rojava sind 
Menschen hart getroffen. Als Mensch 
ist mir aber auch die Region darüber 
hinaus wichtig. 


Kannst du eine Einschätzung mithil- 
fe deiner persönlichen Kontakte vor 
Ort abgeben, wie die Infrastruktur 
dort ist und wie sich die Betroffe- 
nen gerade fühlen? 


Es ist schlimm, weil es keine richtige 
Infrastruktur mehr gibt, sei es Wohn- 
raum, Wasserversorgung oder Strom- 
versorgung. Es ist jetzt eigentlich nur 
noch eine Frage der Zeit, bis dort 
auch zum Beispiel die ersten Krank- 
heiten ausbrechen. In Nordsyrien gab 
es schon vorher Cholera-Ausbrüche, 
auch durch die Wasser-Engpässe, die 
die türkische Regierung durch den 
Bau von Staudämmen ausgelöst hat. 
Um das Leben trotzdem zu bewälti- 
gen, muss die Selbstorganisation vor 
Ort funktionieren. 


Zum Thema Selbstorganisati- 
on: Wie wird das gerade konkret 
erschwert? 


Das wird vor allem durch den 
türkischen Staat, aber auch durch 
den syrischen Staat erschwert, weil 
diese darauf beharren, dass die 
Katastrophenhilfe zentralisiert wird 
oder bleibt. Einzig der türkische 
Rote Halbmond oder die türkische 
staatliche Katastrophenhilfe sollen 
helfen. Die Realität ist aber, dass sie 
das nicht stemmen können. Erstens 
haben sie nicht genug Ressourcen. 
Zweitens gibt es bei der Erdbebenhilfe 
Korruption, sodass kurdische und 


alevitische Menschen keine Hilfe 
bekommen. Jetzt im Nachhinein 
ist nicht das Erdbeben selbst das 
größte Problem, sondern die Art und 
Weise, wie mit dieser Katastrophe 
umgegangen wird. Das Hauptproblem 
beim Erhalten der Hilfeleistungen 
in Nord- und Ostsyrien ist, dass die 
Selbstverwaltung nicht anerkannt 
wird. Auch internationale Hilfe, 
die in Syrien ankommt, geht über 
den arabischen Halbmond oder den 
syrischen Roten Halbmond. Diese 
staatlichen Organisationen arbeiten 
nicht mit der Selbstverwaltung 
zusammen, sondern der Staat 
versucht, diese zu zerschlagen. Die 
Antwort auf Selbstverwaltung ist 
oft Zwangsverwaltung. Aber ohne 
die selbstorganisierte Nothilfe aus 
dem Ausland würde alles komplett 
zusammenbrechen. 


Wie würdest du sagen wird der 
Verlauf der Unterstützung bzw. die 
Ungleichbehandlung dabei medial 
dargestellt? 


Natürlich wurden viele Berichte der 
türkischen staatlichen Medien über- 
nommen und sehr unkritisch über 
die Situation berichtet. Insgesamt 
wurde sehr wenig über die Reali- 
tät der Kurd*innen berichtet. Das 
ZDF-Interview mit Fee Baumann, 
Helferin vor Ort beim kurdischen 
Roten Halbmond, war eine positive 
Überraschung. 

Dann gibt es noch die sozialen 
Medien, die da anders funktionie- 
ren. Da kann man im Grunde in 
Echtzeit nachverfolgen, inwieweit 
die Hilfsleistungen ankommen oder 
nicht. Man hat Kontakt zu Familien- 
mitgliedern, wenn die Infrastruktur 
erhalten geblieben ist. Soziale Medien 
spielen eine wichtige Rolle, aber sie 
sind natürlich kein herrschaftsfreies 
Medium. 


Was meinst du damit konkret? 


Als Erdogan die Erdbebengebiete 
besucht hat, wurde Twitter sozusagen 
gedrosselt. Twitter konnte man dann 
nicht mehr erreichen in der Region. 
Natürlich in der Vermutung, dass 
die Leute ihre Wut geäußert hätten, 
bis hin zu Protesten und Aufständen 
gegen Erdogan. Allgemein werden 
auch sehr viele Unwahrheiten verbrei- 
tet. Es wird sehr stark gegen syrische 
geflüchtete Menschen gehetzt. Es 
wurden wohl gezielt Lügen über sie 
verbreitet, um von dieser Katastrophe 


und von der Mitschuld der Regierung 
abzulenken. Ich vermute tatsächlich, 
dass dort Institutionen mitwirken. 
Das Erste, was einem da einfällt, 
ist natürlich der Wahlkampf, der 
schon vor dem Beben begonnen hat. 
Erdogan selbst soll eine 6.000-köpfige 
Troll-Armee auf Twitter haben. Also 
Menschen, die auf kurdischen Nach- 
richtenseiten pro Regierung posten 
und gegen Oppositionelle hetzen. 
An anderen Stellen auf kurdischen 
Nachrichtenseiten tauchen wieder- 
um Berichte auf, dass kurdische, oft 
junge Aktivist*innen, von der Polizei 
entführt, gefoltert und dann auf der 
Straße ausgesetzt wurden. 


Was erfährt man denn in den öffent- 
lichen Medien über die weiterge- 
henden Angriffe? 


Der Krieg, der weitergeht, geht von 
der türkischen Regierung aus. Es ist 
so, dass die Luftangriffe auf Gebiete in 
Nordsyrien in der ersten Nacht nach 
dem Erdbeben unserer Kenntnis nach 
die einzigen Angriffe waren, die es 
in die deutschen, öffentlichen Medi- 
en geschafft haben. Seitdem finden 
weiterhin Angriffe statt. 

Es gibt seit Jahren immer wieder 
Luftangriffe auf die Region. Die Regi- 
on baute sich nach dem Sieg gegen 
den IS gerade wieder auf. Zusätzlich 
dazu hält das Embargo von der syri- 
schen Regierung auf das selbstverwal- 
tete Gebiet an. 


Wäre nicht auch gerade eine neue 
Chance für emanzipative, feminis- 
tische Außenpolitik? 


Annalena Baerbock spricht seit ihrem 
Amtsantritt davon, feministische 
Außenpolitik zu machen und die 
Grenzen für die Selbstverwaltung 
zu öffnen. Gebiete in Nordsyrien 
sollen so Hilfe bekommen können. 
Da passiert aber eindeutig zu wenig. 
Die kurdische Freiheitsbewegung 
hat einseitig einen Waffenstillstand 
ausgerufen. Das wäre auch eine 
Chance für einen Neuanfang in der 
Region, die auch die Bundesregierung 
ernst nehmen könnte. Die Antwort 
vom türkischen Staat ist nur, den 
Krieg rund um Rojava weiterzufüh- 
ren. Auch in Südkurdistan/Nordirak 
greift die türkische Armee weiterhin 
die Guerilla an, sogar mit verbotenen 
Waffen wie Phosphorbomben. 


Was denkst du, warum verschlie- 
ßen die deutsche Bundesregierung 


Foto: Tom Zeder 


und andere Regierungen der west- 
lichen Welt die Augen vor der Situ- 
ation? 


Ich denke, dass es einerseits um die 
Außenpolitik geht und die Türkei 
ein wichtiger Partner ist, gerade vor 
allem im Ukraine-Konflikt. Die Türkei 
spielt ja bekanntermaßen auf beiden 
Seiten und man will sie nicht verlie- 
ren. Ich glaube auch, dass es vielen 
darum geht, den Bruch der kurdi- 
schen Gesellschaft mit dem Staat zu 
unterdrücken. Seit 50 Jahren gibt es 
Widerstand gegen den türkischen, 
syrischen, iranischen und irakischen 
Staat. Die Freiheitsbewegung hat 
seit 2000 mit den Ideen von Abdul- 
lah Öcalan zum demokratischem 
Konföderalismus nochmal einen 
Aufwind erlebt. Ich denke, dass wir 
uns auch hier in Europa selbst orga- 
nisieren und die Staatsgläubigkeit 
verlieren müssen. Wir kleinen Initia- 
tiven machen weiter, damit wir mehr 
Menschen erreichen, die dann darü- 
ber nachdenken, was dort passiert, 
denn die großen Medien berichten 
nicht darüber. 


Wie können Menschen am besten 
unterstützen? 


Was die Erdbebenhilfe angeht: Man 
kann hinfahren und selbst vor Ort 
mit anpacken, wenn man die Zeit 
und die Ressourcen dafür hat. In 
Sachen Spenden: In Frankfurt haben 
wir an der Uni Spenden gesammelt, 
die kurdische Jugend und der kurdi- 
sche Verein in der Stadt. Dabei geht es 
nicht nur um das Geld, sondern auch 
um die Aufklärung der Menschen, 
finde ich. Aufpassen wiederum muss 
man mit Spenden an die türkische 
Katastrophenhilfe oder den türki- 
schen Roten Halbmond, die diese 
Hilfen nach rassistischen Maßstäben 
verteilen. Als Organisationen empfeh- 
le ich vor allem Heyva Sor a Kurdis- 
tan& (Kurdischer Roter Halbmond), 
medico international oder lokale, 
selbstorganisierte Initiativen. 


Das Interview führte CONTRASTE-Autor Tom 
Zeder. 

Spendenkonto von medico international e.V. 
IBAN: DE69 4306 0967 1018 8350 02 

BIC: GENODEM1GLS 

GLS Bank 

Stichwort: Nothilfe Erdbeben 


Lest dazu auch unseren Rojava-Schwerpunkt auf 
den Seiten 9bis 12. 


CONTRASTE3 


NACHRICHTEN 


MELDUNGEN 


Das Wendland 
schickt ein Schiff 


Ab Sommer 2023 werden Akti- 
vist*innen des CompassCollecti- 
ve die Rettung von Flüchtenden 
unterstützen. Ihr Schiff hat am 
20. März Kurs auf das Mittelmeer 
genommen. Die Überführungs- 
crew stammt aus dem Wendland, 
der Region in Niedersachsen, die 
40 Jahre lang von der Auseinan- 
dersetzung um die Atomenergie 
geprägt wurde. Mit dem Segel- 
boot »Trotamar III« sind drei- 
wöchige Beobachtungseinsätze 
(»BoatSpotting«) vor Lampedusa 
geplant, bei denen Menschen- 
rechtsverletzungen dokumentiert, 
nach Seenotfällen Ausschau gehal- 
ten und bei Rettungseinsätzen 
von größeren (Rettungs-) Schif- 
fen assistiert werden soll. »Das 
Wendland schickt ein Schiff« wird 
zivilgesellschaftliche Strukturen in 
Lüchow-Dannenberg einbinden, 
um hier das Projekt zu verwurzeln. 


Link: https://compass-collective.org 


Botschafter»innen 
für Solarpartys 


Der Solarenergie-Förderverein 
Deutschland e.V. (sfv) koordiniert 
bundesweit Solarpartys. Die Idee 
dahinter: Je näher Nachbar*in- 
nen an einer Solaranlage wohnen 
bzw. sie täglich erblicken, desto 
höher ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie selbst aktiv werden. 
Unter dem Motto »packsdrauf 
— Dein Dach kann das auch« 
werden Solar-Botschafter*innen 
ausgebildet, die ihr Wissen rund 
um die Umsetzung von Solar- 
anlagen in ihrer Nachbarschaft 
verbreiten. 

Gastgeber*innen laden dafür 
Gäste ein und stellen ihre Solaran- 
lage vor. Durch den persönlichen 
Erfahrungsaustausch verbunden 
mit fachlichem Wissen schafft das 
Vertrauen - und viele neue Solar- 
anlagen, um 100 Prozent Erneu- 
erbare Energien zu erreichen. 
In über 100 Solarpartys wurden 
bereits 2.500 Gäste erreicht. 
Um bundesweit zu informieren, 
sucht der sfv weitere Botschaf- 
ter*innen oder Gastgeber*innen 
— ehrenamtlich, unkommerziell, 
bürgernah. 


Link: www.packsdrauf.solar 


ANZEIGEN 


#gewaltirei 
tselbstorganisiert 
#herrschaitslos 


graswurzel # 
revolution 


Probeexemplar oder Abo: 
www.graswurzel.net 


A CONTRASTE 


PROJEKTE 


EDUCAT KOLLEKTIV - MACHTKRITISCHE UND DIVERSITÄTSBEWUSSTE BILDUNGSARBEIT 


APRIL 2023 | NR. 463 


» Der gelebte Traum vom Kollektivbetrieb « 


Educat ist ein Bildungskollektiv mit 
dem Ziel, einen Beitrag zu einer hie- 
rachiearmen Gesellschaft zu leisten. 
Die Bildungsformate sind Kombinati- 
onen aus Antidiskriminierungsarbeit, 
Gedenk- und Erlebnispädagogik. Der 
Ansatz: Aus der Vergangenheit Konse- 
quenzen ziehen, die gegenwärtigen 
Verhältnisse verstehen und Hand- 
lungsmöglichkeiten für eine transfor- 
mative Gesellschaft entwickeln. Was in 
Wanderungen, Seminaren und Prozess- 
begleitung mit anderen geteilt wird, ist 
auch der Ansatz für die Ausgestaltung 
deseigenen Arbeitsplatzes. Ein Kollek- 
tivmitglied berichtet. 


FINE, EDUCAT 


Ich habe einen Alptraum. In die- 
sem Alptraum arbeite ich in einem 
Chef*innenbetrieb. Ich wache auf 
und bin direkt gestresst. Obwohl es 
sogar vermeintlich »Gleitzeit« gibt, 
muss ich mich beeilen, um pünktlich 
zu kommen, um keine vorwurfsvol- 
len Blicke und ein Personalgespräch 
zu riskieren. Ob es ein guter oder ein 
schlechter Arbeitstag wird, ob ich 
meine Anliegen und Aufgaben schaf- 
fe, ob eine Entscheidung getroffen 
wird oder nicht, hängt davon ab, ob 
mein*e Chef*in einen guten oder ei- 
nen schlechten Tag hat. Strukturelle 
Missstände ansprechen, Kritik äußern 
und Veränderungsvorschläge machen, 
kostet Kraft und Überwindung, weil 
die Erfahrung gezeigt hat, dass es ein 
Kampf und ein Gegeneinander ist. 
Denn es ist strukturell ein Gegenein- 
ander. Meine Interessen sind nicht die 
Interessen meines*meiner Chef*in. 
Wir sind nicht auf Augenhöhe, egal 
wie sehr mein*e Vorgesetzte*r das 
auch denken und verkünden mag und 
es ihr*ihm im »Good leadership-Semi- 
nar« glauben gemacht wurde. 


Educat Kollektiv 


education from below 


— 


4 Eine Prozessbegleitung von Educat: Konflikte und Rollen im Arbeitskontext 


Schweißüberströmt wache ich auf 
und bin erleichtert, als ich feststelle, 
dass ich nur geträumt habe. Dieser 
Alptraum ist Vergangenheit und ich 
arbeite beim Educat Kollektiv, einem 
Bildungskollektiv aus Dresden, Berlin 
und dem Wendland. Wir machen poli- 
tische Workshops und Projekte sowie 
Gedenkwanderungen zu Verfolgung 
und Widerstand im Nationalsozialis- 
mus in der Sächsischen Schweiz. Ich 
weiß, dass ich unglaublich privilegiert 
bin, dass ich so arbeiten kann. Denn 
für die allermeisten von uns ist dies 
die Realität: Wir gehen in unserer 
Freizeit auf Demos, zu linken Ver- 
anstaltungen, rufen »Das Private ist 
politisch« und hängen doch den Groß- 
teil unseres Lebens in Lohnarbeitsjobs 
fest, in denen unsere politischen Idea- 
le nicht realisiert sind -— dankbar und 
froh darüber, wenn der*die Chef*in 
kein ganz großes Arschloch ist. Und 


KOLLEKTIVE BERATUNGSSCHNIPSEL 


Nur viele Finger bilden Fäuste 


AG 


Beratung 


..auf das Kleingedruckte 
kommtesan 


Am Anfang der AGBeratung stand 
der RGW - der Rat für gegenseiti- 
ge Wirtschaftshilfe, eine Berliner 
Beratungsstelle, die seit 25 Jahren 
kollektive Projekte aller Art berät. 
Über die Jahre wurden die Mitglie- 
der des RGW weniger und älter. 
Das angesammelte Wissen sollte 
aber nicht verloren gehen und so 
wurde Nachwuchs gesucht. Das 
neue Beratungskollektiv entwi- 
ckelt seine eigene Struktur und 
Arbeitsweise, kann dabei aber aus 
dem Erfahrungspool 25-jähriger 
Beratungsarbeit schöpfen. Diese 
Kolumne erzählt Geschichten aus 
dem Beratungsalltag. 


www.agberatung-berlin.org 


»Nur gemeinsam sind wir stark!« 
Das ist nicht nur eine linke Binsen- 
weisheit — und das nicht erst seit 
gestern, sondern der Antriebsmo- 
tor sehr vieler unserer Aktivitäten 
und Vorhaben. Sinngemäß steht es 
deshalb auch seit Jahrzehnten in 
vielen »>Stamm«büchern von Zusam- 
menschlüssen unterschiedlichster 
Ausrichtung. Solidarität, in ihren 
verschiedensten Ausprägungen, hat 
sich unter anderem daraus als zen- 
traler Begriff und Zielbeschreibung 
entwickelt. 

Der Wunsch nach alltäglicher 
Gemeinsamkeit in Projekten ist 
stets mit vielen Hoffnungen und 
Erwartungen verbunden: vonei- 
nander Lernen, Widerstandsfä- 
higkeit, öffentliche Sichtbarkeit, 
gesellschaftliche Einflussnahme, 
gegenseitige Unterstützung oder 
bessere Problemlösungen. Und das 
ist nur eine kleine Auswahl. 

In Wohngruppen, Hausprojekten, 
Initiativen, Gemeinschaften und 
ähnlichen Gruppen spiegelt sich 
das seit langem wider. Auch bei 
der Kooperation zwischen Kollek- 
tivbetrieben keimen diese Ideen 
und Wünsche einer Vernetzung 
seit Jahrzehnten immer wieder 
auf. Die wollen wir heute genauer 
betrachten. Branchenspezifisch gab 
und gibt es darin sogar eine länge- 
re geübte Tradition, unter anderem 
zwischen Fahrrad-, Bio- und Kaffee- 
läden, Gartenbau- und Metallbetrie- 


Chef“innen in sozialen Bereichen, in 
politischen Nichtregierungsorganisa- 
tionen und in der Bildungsarbeit den- 
ken besonders gern, es gäbe in ihren 
Teams keine Hierarchien. 

In meinem gelebten Traum vom 
Kollektivbetrieb überlegen wir ge- 
meinsam, was wir (nicht) machen 
möchten. Wir unterstützen uns, wenn 
einer*m alles über den Kopf wächst. Es 
ist okay, wenn eine Person spontan bei 
der Kinderbetreuung vom Mitbewoh- 
ni einspringt, zum Polit-Plenum muss 
oder mit Weltschmerz im Bett liegt 
und deswegen nicht kommen kann. 
Wir teilen unser Geld in einer soli- 
darischen Ökonomie und versuchen, 
uns gemeinsam für bessere Löhne 
im Bildungsbereich einzusetzen und 
der Vereinzelung etwas entgegenzu- 
setzen. Wir beraten uns gegenseitig, 
wenn wir inhaltlich nicht weiterwis- 
sen, und lernen voneinander. Und wir 


ben, Handwerker*innen, IT- und 
Beratungsexpert*innen, politischen 
Kommunen sowie Buchhaltungs- 
füchs*innen. Branchenübergrei- 
fend bemühen sich zum Beispiel in 
Hamburg, Kassel oder Berlin einige 
Kollektivbetriebe seit längerem um 
eine kontinuierliche Zusammen- 
arbeit. Ein neuer bundesweiter 
Vernetzungsversuch von Kollektiven 
wird im April in Lübeck fortgesetzt 
(siehe CONTRASTE Nr. 454/455, 
Juli-August 2022). 

Aus dem Blickwinkel von uns 
externen Berater*innen konsta- 
tieren wir seit Jahrzehnten bei 
diesen Versuchen leider einen 
wiederkehrenden Ablauf. Nicht 
immer, doch sehr weit verbreitet: 
Begeisterte und engagierte Anfänge 
dünnen sich in der Folge sukzes- 
sive und zügig aus. Es verbleiben 
nach einer gewissen Zeit oft nur 
einzelne Kollektivmitglieder, die 
den Austausch praktisch und ideo- 
logisch konservieren. Und damit 
tragen nicht die Kollektivgruppen 
in ihrer Gesamtheit die gewollte 
Zusammenarbeit. Oft genug bleibt 
eine Homepage von den Bemühun- 
gen übrig oder wenige Einzelper- 
sonen, die unter einem entspre- 
chenden Titel aktiv bleiben. Nicht 
überall, wo Vernetzung drauf steht, 
ist auch eine lebendige Kooperation 
drin. Die Erwartungen sind durch- 
gängig deutlich höher als das reale 
Ergebnis. 


Foto: Educat e.V. 


nehmen uns Zeit für Konflikte. Denn 
der Traum vom Kollektivbetrieb heißt 
nicht, dass alles immer glatt und rund 
läuft, dass keine Scheiße passiert und 
alle immer hochmotiviert sind. Aber 
es heißt, dass wir gemeinsam daran 
arbeiten wollen, es besser zu machen. 

Es gibt viele Kollektive. Zum Glück. 
Doch nicht alle sind Kollektivbetrie- 
be und wirtschaften auch kollektiv. 
Oft werden wir gefragt, wie wir an 
den Punkt gekommen sind, wo wir 
jetzt sind. Ich erinnere mich an die 
Anfangsphase, in der wir alle - in 
anderen Lohnarbeitsverhältnissen 
oder Verpflichtungen steckend - viel 
unbezahlte Zeit und Energie geleis- 
tet haben, um den Traum Wirklich- 
keit werden zu lassen. Ich erinnere 
mich, dass von Anfang an die Devise 
stand: »Das wird keine lose Vernet- 
zung, das wird keine Mailingliste, 
das wird kein Netzwerk. Das wird ein 


Leider, denn für uns als Bera- 
ter*innen liegt eine wirksame 
Zusammenarbeit auch von Kollek- 
tivbetrieben im ureigensten Inte- 
resse. Sehr viele Hindernisse 
kollektiver Strukturen könnten 
mit gegenseitiger Unterstützung 
chancenreicher überwunden und 
die vorhandenen großen Ressour- 
cen und Potenziale viel effektiver 
genutzt werden. Allein bei Finan- 
zierungen werden die vorhandenen 
betrieblichen Möglichkeiten kaum 
gemeinsam genutzt. Und beim 
großen Potenzial an vorhandenem 
Wissen, Erfahrungen und Infra- 
struktur sieht es nicht besser aus. 

Aus unserer Sicht ist der Dreh- 
und Angelpunkt das persönliche 
Kennenlernen von Kollektiven und 
ihren Mitstreiter*innen untereinan- 
der. Und zwar nicht allein auf Tref- 
fen oder durch Statuten, sondern im 
ganz konkreten Betriebsalltag, zum 
Beispiel durch einen gegenseitigen 
Austausch der Kollektivist*innen für 
einen Monat. Erst danach entsteht 
eine tragfähige Verbindung, die auf 
unmittelbarer und erlebter Einsicht 
in den Kollektivalltag basiert. Nicht 
nur auf scheinbar gleichen Interes- 
sen und Absichten. Jeder Austausch 
danach wird gezielter, vertrauens- 
voller und alltagstauglicher. Für die 
weitere Vertiefung braucht es dann 
ganz konkrete Arbeitsvorhaben, an 
denen gemeinsam und praktisch 
gearbeitet wird. Oder an der Lösung 


Kollektivbetrieb!« Ich erinnere mich, 
dass wir monatelang nur über ein 
solidarisches Lohnkonzept und eine 
geeignete Rechtsform gesprochen ha- 
ben, weil das deutsche Rechtssystem 
keine Kollektive kennt. Ich erinnere 
mich, wie ich verwirrt und ermüdet 
war, weil ich dachte, dass wir über 
politische Inhalte reden wollen. Erst 
später habe ich verstanden, dass das 
die politischen Inhalte sind. Und da- 
raus eine politische Praxis entsteht. 
Und wir möchten alle ermutigen, sich 
zusammenzuschließen, um aus dem 
Alptraum zu erwachen und am Traum 
vom Kollektivbetrieb zu arbeiten. 


Was machtein 
machtkritisches 
Bildungskollektiv? 


Eine kleine Auswahl: Wanderun- 
gen und Bildungsreisen zu NS-Ge- 
denken und -Widerstand in der 
Sächsischen Schweiz und in Süd- 
ost-Europa, Prozessbegleitung 
linker Gruppen und Vereinsstruktu- 
ren, Seminare zur Sensibilisierung 
für Alltagssexismus, zu kritischer 
Männlichkeit, antikapitalistischer 
Bildungsarbeit und rechten Konti- 
nuitäten, zu Selbstermächtigung 
und Solidarität im Arbeitskontext, 
Veranstaltungsmoderation und 
Vernetzungsarbeit unter anderem 
in der Bildungskollektive-Vernet- 
zung, der Vernetzung der Berliner 
Kollektivbetriebe und dem Netz- 
werk bundesweit aktiver Kollektiv- 
betriebe. Unsere größeren Projekte 
zur Zeit: Kategorisch konsequent, 
Cultures of Remembrance, Anti 
War Hub Georgia und Caring Arts. 


Link: www.educat-kollektiv.org 


von erkannten und akuten Proble- 
men. Das wäre der zweite Schritt. 
Nach diesen Erfahrungen kann sich 
dann eine weitergehende und konti- 
nuierliche Vernetzung entwickeln, 
gefüllt mit konkretem und praxis- 
nahem Erleben. Auch eine gegen- 
seitige Offenheit, um zum Beispiel 
über die vielen Mängel in unseren 
Bemühungen zu sprechen. Denn 
alle kochen nur mit Wasser... 

Auf diesem Weg können die 
größten Widrigkeiten auf dem 
Weg zu einer lebendigen Koopera- 
tion zumindest verkleinert werden. 
Damit ein Vernetzungsanlauf nicht 
zur Sache der kollektiven »Außen- 
minister“innen< mutiert oder in 
einem Verwaltungskopf endet. 
Damit die Arbeit daran nicht als 
zusätzliche alltägliche Belastung 
empfunden wird und bald weit 
vorne auf der ToDo-Streichliste 
landet. Damit Erfolgserlebnisse 
praktisch, sichtbar und erlebbar 
motivieren. Damit eine solidari- 
sche Vernetzung nicht im Dickicht 
formaler Strukturen von Vereinen, 
Verbänden oder Rechtsformen 
verödet. Und letztlich: damit die 
abstrakt denkbaren und tatsäch- 
lichen Ressourcen spürbar und 
dauerhaft persönlich im Kollektiv 
wirken können. 

Einen nachhaltigen Versuch wäre 
das doch wert, oder? 


willi Schwarz 
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WIR ZAHLEN NICHT 


CONTRASTEB 


PROJEKTE 


Zahlungsstreik gegen die hohen Strompreise 


Die neugegründete Initiative »Wir 
zahlen nicht« plant in Deutschland 
einen Zahlungsstreik gegen den Strom- 
preisanstieg. 


GASTON KIRSCHE, HAMBURG 


»Schon 2021 wurde rund 235.000 
Haushalten der Strom abgeklemmt 
und 4,3 Millionen Haushalte haben 
eine Androhung zu Stromsperren 
bekommen«, erzählt Marwin Felder 
von der Initiative »Wir zahlen nicht« 
im Gespräch mit CONTRASTE. »Wer 
schon vor der Krise kaum für die 
Rechnungen aufkommen konnte, 
den zwingen die derzeitigen Preise 
endgültig in die Knie«. 

2022 - das Jahr des massiven 
Preisanstiegs gerade im Bereich der 
Grundversorgung. Die Verbraucher- 
preise sind innerhalb eines Jahres um 
7,9 Prozent gestiegen, ermittelte das 
Statistische Bundesamt und errech- 
nete auch, was besonders verteuert 
wurde: Bei Heizöl stieg der Preis um 
87 Prozent, bei Erdgas um 65 Prozent, 
bei Strom um 20 Prozent, für Lebens- 
mittel um 13,4 Prozent. Dabei sind 
die Erhöhungen der Strompreise zum 
Jahreswechsel in dieser Berechnung 
der Inflation noch nicht einmal enthal- 
ten: Viele Stromanbieter nehmen 
über 45 Cent pro Kilowattstunde. 
2021 lag der Preis im Durchschnitt 
noch bei unter 30 Cent. 

Zwar soll mit der staatlichen 
Strompreisbremse ähnlich wie bei 
der geplanten Gaspreisbremse ab 
März 2023 der Strompreis für 80 
Prozent des Vorjahresverbrauchs 
auf 40 Cent pro Kilowattstunde 
einschließlich Steuern und Abgaben 
gedeckelt werden. Als Vorjahresver- 
brauch gilt der des Jahres 2021. Für 
jede Kilowattstunde darüber muss 
der vom Anbieter festgelegte Strom- 
preis gezahlt werden. Angenommen, 
jemand hat im ganzen Jahr 2021 
1.000 Kilowattstunden verbraucht, 
und zahlt dann ab März 2023 bis 
Ende 2023 für 800 Kilowattstunden 
40 Cent, für den restlichen Verbrauch 
aber den vom Anbieter bestimmten 
Preis. Liegt der bei 45 Cent, müssen 
diese 45 Cent gezahlt werden. 

Die Differenz zwischen Vertragspreis 
und gedeckeltem Preis erhält der 
Anbieter vom Staat - alle Steuerzah- 
lenden sorgen so dafür, dass die Stro- 
manbieter und -konzerne erhalten, 
was sie verlangen. Und der gedeckel- 
te Strompreis ist doppelt so hoch wie 
vor einem Jahr. Aber die Strompreis- 
bremse wird wie die Gaspreisbremse 
als große staatliche Hilfe gepriesen. 
Über die soziale Ungleichheit, die mit 
solch einer staatlichen Maßnahme, die 
nicht nach Bedürftigkeit differenziert 
und keinen günstigen Sozialtarif für 
Haushalte mit geringem Basisver- 
brauch beinhaltet, wird in der Regel 
geschwiegen - als ob es ein individuel- 
les Problem wäre, über zu wenig Geld 
zu verfügen: »Die Regierung setzt auf 
Individualisierung«, analysiert Marie 
Bach von »Wir zahlen nicht« auf Nach- 
frage von CONTRASTE: »Es gibt ein 
bisschen Entlastung hier und da, aber 
letztlich sollen alle selbst sehen, wie 
sie klar kommen. Sie werden allei- 
ne gelassen mit der Angst, ob es 
am Ende des Monats für Essen oder 
Licht reicht. Wir wollen uns gemein- 
sam organisieren und uns nicht mit 
hohen Rechnungen und Stromsper- 
ren alleine lassen.« Aus diesem Grund 
gründete sich die Initiative »Wir 
zahlen nicht«, die am 10. Januar in 
Berlin mit einer Pressekonferenz in 
der Volksbühne an die Öffentlichkeit 
trat. Entstanden aus einem Kreis an 
Leuten, die in den letzten Monaten 
in verschiedenen »Protesten gegen 
die hohen Preise und das Abwälzen 
der Krise nach unten aktiv waren«, 
so Marwin Felder. 


Die bisherigen sozialen Proteste 
blieben klein, der heiße Herbst blieb 
nasskalt, auch weil die Bundesre- 
gierung es geschickt geschafft hat, 
Unmut wegzureden — wie in der 
konzertierten Aktion, mit welcher 
der Bundeskanzler Olaf Scholz es 
geschafft hat, viele Gewerkschaften 
von großen Sozialprotesten abzuhal- 
ten. Mit den Einmalzahlungen zur 
Kompensation der erhöhten Energie- 
preise und Übernahme der Dezember- 
abschläge für Gas und die Gas- und 
Strompreisbremse hat die Regie- 
rung Aktivität gezeigt. Auch wenn 
diese unzureichend ist - dem Protest 
wurde so die Bundesregierung als 
plakative Gegnerin genommen. Bei 
den großen Sozialprotesten gegen die 
Hartz-Gesetze der rotgrünen Bundes- 
regierung ab 2004 war dagegen der 
Gegner Regierung klar. Jetzt sind der 
Gegner die Energiekonzerne und die 
Kapitalverbände, gegen die weniger 
Leute bereit sind, zu protestieren. Die 
Kapitalverbände forderten billigere 
Energie, stärkere Preisbremsen für 
Unternehmen als für Privatkunden - 
und kamen damit durch. 

Und für Deutschlands führende 
Energiekonzerne war 2022 ein sehr 
gutes Jahr. RWE meldete bereits für 
das erste Halbjahr mehr als zwei 
Milliarden Euro Gewinn, auch EnBW 
konnte seinen Profit steigern. Bis 
September hatte E.on 4,3 Milliar- 
den Euro Gewinn gemacht, bei dem 
auch in Deutschland wirtschaftenden 
Konzern Vattenfall liefen bis Septem- 
ber 15 Milliarden Gewinn auf. Im 
November meldete das Handelsblatt, 
dass RWE seinen Gewinn im Vergleich 
zum Vorjahr mehr als verdoppelt 
hat. »Die große Stromnachfrage bei 
gleichzeitiger Knappheit verfügbarer 
europäischer Erzeugungskapazitäten 
sorgte für einen hohen Einsatz der 
Erzeugungsflotte von RWE«, erklär- 
te RWE am 10. November in einem 
Statement zur Veröffentlichung der 
Zahlen. Im Januar gab RWE bekannt, 
vor Zinsen, Steuern und Abschreibun- 
gen einen Jahresgewinn von 6,31 
Milliarden Euro erwirtschaftet zu 
haben. 

Dagegen plant »Wir zahlen nicht« 
einen Zahlungsstreik für Strom. Auf 


der Internetseite »wirzahlennicht. 
info« kann sich registrieren, wer 
bereit ist, in den Zahlungsstreik zu 
treten: 

Bis zum 29. März haben 4.610 
Menschen »zugesagt zu streiken, 
wenn wir eine Million sind«. In 
Signalfarben gelb-schwarz gestreift 
wird klar erklärt: »Für nachhalti- 
gen, bezahlbaren Strom gehen wir 
in den Zahlungsstreik. Sobald wir 
1.000.000 Menschen sind, nehmen 
wir den Strompreis selbst in die 
Hand. Gemeinsam bestreiken wir die 
monatliche Abschlagszahlung. Für 
Strom als Gemeingut - ohne Gewin- 
ne für Konzerne, ohne Schaden für 
das Klima.« 

Angelehnt ist nicht nur das Design 
der Internetseite, sondern die ganze 
Kampagne an »Don’t Pay« aus Großbri- 
tannien. Eine Internetseite macht zwar 
noch keine Bewegung, aber »es fehlen 
vor allem konkrete Handlungsange- 
bote gegen die immer höher werden- 
den Preise. Der Streik kann dagegen 
auf verschiedenen Ebenen wirksam 
sein. Als Zahlungsstreik als konkretes 
Druckmittel, in der Organisierung als 
Erzeugung politischen Drucks und in 
der medialen Präsenz als diskursive 
Intervention«, so Marie Bach. 

Auch die englische Kampagne 
Don’t Pay startete im Sommer 2022 
mit einer Internetseite unabhängig 
von bekannten linken Organisati- 
onen. Bis Ende November hatten 
258.000 Leute ihre Bereitschaft 
erklärt, die Stromzahlung kollek- 
tiv zu verweigern - allerdings bei 
weitem nicht die angestrebte Zahl 
von einer Million. Aber am 1. Dezem- 
ber wurde zum Zahlungsstreik aufge- 
rufen. In einem Interview mit »Pers- 
pektive online« erklärte Don’t Pay: 
»Wir haben entschieden, zu einer 
Bestreikung der Energierechnungen 
aufzurufen, weil sehr klar wurde, 
dass bereits Millionen von Menschen 
nicht zahlten. Entweder, weil sie 
nicht zahlen konnten oder aber, 
weil sie dies verweigerten.« Was ein 
bisschen nach Zugzwang klingt, kann 
trotzdem eine Dynamik entfalten — 
laut Don’t Pay gibt es 600 lokale 
Basisgruppen, welche aktiv vor Ort 
den Zahlungsstreik vorantreiben. 


In der Bundesrepublik steht die 
Kampagne erst am Anfang, aber es 
wird auch eine dezentrale, lokale 
Vernetzung nach Postleitzahl-Gebie- 
ten angepeilt: »Uns ist wichtig, gute 
lokale Strukturen aufzubauen«, so 
Marie Bach. »Wir wollen ja gerade 
nicht nur eine Online-Unterschrif- 
tensammel-Aktion sein, sondern eine 
Bewegung werden.« Das wäre ein 
Unterschied zu einer gleichnamigen 
Initiative, die im ersten Coronajahr 
einen Mietstreik organisieren wollte, 
mit einer schönen Internetseite raus- 
kam, auf Social Media präsent war — 
und rasch wieder einging. Marie Bach 
erklärt, von der früheren Initiative 
wüssten sie bisher nichts. 

Die neue Initiative ist aber nicht 
auf das Erreichen von einer Million 
Unterstützer*innen fixiert, sondern 
will auch vorher Aktionen starten. 
»Wir diskutieren viele Aktionsideen 
für den Weg bis zu einer Million«, so 
Marwin Felde. Denkbar seien etwa 
lokale Streiks, wenn es Regionen gibt, 
wo es schon sehr viele Streikbereite 
gibt. 

Es gab schon einmal eine Kampag- 
ne für Stromzahlungsboykott - 1977, 
zu Hochzeiten der Anti-AKW-Bewe- 
gung. Wolfgang Hertle, der 1977 in 
Hamburg beim Stromzahlungsboy- 
kott aktiv mitgemischt hat, erklärt 
im Gespräch mit CONTRASTE: »Der 
Erfolg beim Stromzahlungsboykott in 
Hamburg und vielen anderen Orten 
war, als Teil der Anti-AKW-Bewegung 
provokativ durch bewusste Regel- 
verletzung die öffentliche Aufmerk- 
samkeit zum Thema zu verstärken. 
Der Stromzähler repräsentierte die 
direkte Verbindung vom Atomkraft- 
werk in jeden Strom verbrauchenden 
Haushalt.« Den Zahlungsstreik »Wir 
zahlen nicht« hält Wolfgang Hertle 
vor dem Hintergrund seiner Erfahrun- 
gen für eine sinnvolle Initiative: »Die 
Zahl der Streikenden allein macht 
noch nicht den Erfolg aus, es muss 
in der Öffentlichkeit so viel Verständ- 
nis und Sympathie für die Anliegen 
des Streiks erzeugt werden, bis jeder 
Prozess gegen Streikende so wie 
eventuelle Sperrungen der Stromlie- 
ferung zu verstärkter Teilnahme am 
Streik führt. Ich kenne internationa- 


Foto: Wir zahlen nicht 


le Beispiele wie eine solche Dynamik 
herbeigeführt wurde, wo Repressio- 
nen zu noch mehr Aktionen zivilen 
Ungehorsams geführt haben.« 

Der Stromzahlungsboykott nahm 
deutlich an Fahrt und Entschiedenheit 
auf, als sich Gruppen auf der Ebene 
von Alltagserfahrung, etwa im Stadt- 
teil, in der Kirchengemeinde oder im 
Bekannten- und Freundschaftskreis 
gebildet hätten, erinnert sich Wolf- 
gang Hertle. 

Ob »Wir zahlen nicht« eine ähnli- 
che Dynamik entfalten kann, ist noch 
offen — das Angebot zur Beteiligung 
ist da: »Was wir wann wie machen, 
wollen wir vor allem aber mit den 
dann Aktiven und Streikenden disku- 
tieren und entscheiden«, erläutert 
Marwin Felder. »Wir überlegen vor, 
aber wir haben auch keinen fertigen 
und unverrückbaren Masterplan«. 


Link: https://wirzahlennicht.info 
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Charta für eine selbstbestimmte Politik von unten 


Die Charta der Mindestforderungen 
wurden von 20 gewerkschaftlichen 
und zivilgesellschaftlichen Organi- 
sationen unterzeichnet. Alle diese 
Organisationen kämpfen im Iran seit 
vielen Jahren für die Rechte der Lohn- 
abhängigen, für die Menschen- und 
Bürger*innenrechte, für die Gleichbe- 
rechtigung der Frauen und gegen jegli- 
che Form der Unterdrückung. 


SAID HOSSEINI, FRANKFURT AM MAIN 


Die Charta stellt eine kritische Refle- 
xion der gegenwärtigen Zustände 
im Iran dar, darüber hinaus werden 
erste politische Konsequenzen aus 
den Protesten gezogen. Die Unter- 
zeichner*innen sprechen enthusias- 
tisch von »erste[n] Verfügungl[en]« 
der Proteste, obwohl die in der Charta 
formulierten »Mindestforderungen« 
in ihrem Inhalt und Bezugsrahmen 
nicht ganz neu sind. Angesichts der 
gegenwärtigen politischen Situation 
lässt sich die politische Relevanz der 
Charta auf drei Ebenen festmachen: 
Erstens wagen sich unabhängige 
gewerkschaftliche Organisationen — 
vermutlich zum ersten Mal seit der 
iranischen Revolution 1979 — über 
ihre unmittelbaren ökonomischen 
und betriebsbedingten Forderungen 
hinaus und stellen zusammen mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
politische Forderungen auf. Zweitens 
grenzen sich die Unterzeichner*innen 
von der rechten Opposition und den 
restaurativ-monarchistischen Kräften 
ab, die unter konstitutionalistisch-li- 
beralen Parolen und mit säkularer 
Rhetorik die alte Pahlavi-Dynastie — 
das Schah-Regime - wieder herstellen 
wollen. Drittens wird in der Charta 
sowohl den autoritären Politikformen 
von oben wie auch den stellvertre- 
tenden Politikformen durch Parteien 
eine Absage erteilt. Die Unterzeich- 
ner*innen plädieren dagegen für 
eine selbstbestimmte, diverse und 
dezentrale Politik von unten und 
vertreten somit eine basisdemokra- 
tische Perspektive. Sie schreiben in 
dem Bewusstsein, dass die Verwirk- 
lichung dieser Forderungen mit dem 
Fortbestand der bestehenden Macht- 
verhältnisse im Iran nicht zu verein- 
baren ist. Vielmehr scheint es darum 
zu gehen, einen allgemeinen Rahmen 
zu skizzieren, der die Gemeinsamkei- 
ten in den politischen Forderungen 
der progressiven Kräfte betont und 
somit die Weichen für einen revoluti- 
onären Ausgang aus der strukturellen 
Krise des Irans stellt. 

Insofern bietet die Charta den 
linken und progressiven Kräften die 
Möglichkeit zu selbstbestimmten 
Diskursen, zu selbstorganisierten 
Aktionsfeldern und -räumen, zu einer 
kollektiven gesellschaftsumwälzen- 
den Praxis. Bis jetzt wurde die Charta 
von vielen linken und progressiven 
Organisationen, Aktivist*innen, Frau- 
enrechtler*innen, Intellektuellen und 
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4 Weltweit wurde der Slogan der iranischen Protestbewegung »Frauen, Leben, Freiheit « aufgegriffen. 


Akademiker*innen usw. mit empha- 
tischen und kämpferischen Worten 
begrüßt. Wann aber diesen Worten 
Taten folgen, wird sich zeigen. 


Kirk 


Frau, Leben, Freiheit — Charta 
der Mindestforderungen der 
unabhängigen, gewerkschaftli- 
chen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen 


Dem rechtschaffenen und frei- 
heitsliebenden Volk Irans! 


Am 44. Jahrestag der iranischen 
Revolution von 1979 ist das ökono- 
mische, politische und soziale Funda- 
ment des Landes so tief im Strudel der 
Krise und des Zerfalls versunken, dass 
im Rahmen der bestehenden politi- 
schen Verfassung keine Perspektive 
zur Überwindung dieses Zustands 
vorstellbar ist. Deswegen haben das 
unterdrückte Volk Irans, die Frauen 
und die freiheits- und gleichheits- 
liebende Jugend mit beispielloser 
Selbstaufopferung zur Beendigung 
dieses realexistierenden menschen- 
feindlichen Zustandes landesweit die 
Straßen und Städte in ein historisches 
Kampffeld verwandelt. Und trotz der 
blutigen Niederschlagung der Protes- 
te geben sie seit fünf Monaten keine 
Sekunde Ruhe. 

Die Fahne dieser radikalen Protes- 
te, die heute durch Frauen, Schü- 
ler*innen, Lehrer*innen, Arbeiter*in- 
nen, Kläger*innen, Künstler*innen, 
Schriftsteller*innen, durch alle unter- 
drückten Schichten der iranischen 
Bevölkerung an vielen Orten des 
Landes - von Kurdistan bis Belutschis- 
tan — getragen wird, und die eine bis 
dato kaum vergleichbare internatio- 
nale Unterstützung erfährt, steht für 
den Protest gegen die Frauenfeind- 
lichkeit und die Geschlechterdiskrimi- 
nierung, gegen die ungeheure ökono- 
mische Unsicherheit und die Sklaverei 
der Lohnabhängigen, gegen das Elend 
und die Klassenunterdrückung, gegen 
die Unterdrückung aufgrund der 
ethnischen, nationalen und religiösen 
Zugehörigkeiten. Diese Proteste sind 
eine Revolution gegen jegliche Form 
des Despotismus, sei er religiös oder 
antireligiös begründet. Der Despo- 
tismus wurde uns - allen Teilen der 
iranischen Bevölkerung — mehr als ein 
Jahrhundert aufoktroyiert. [...] 

Deswegen hat diese Bewegung 
entschieden, die Herausbildung einer 


Macht von oben für immer unmög- 
lich zu machen. Sie versteht sich als 
Teil des Aufbruchs zu einer sozialen, 
neuen und humanen Revolution, die 
sich für die Emanzipation des Volkes 
und gegen alle Formen von Unterdrü- 
ckung, Diskriminierung, Ausbeutung, 
Despotismus und Diktatur einsetzt. 
Wir, die gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Organisatio- 
nen als Unterzeichner*innen dieser 
Charta, halten an der Einheit und der 
Geschlossenheit der sozialen Bewe- 
gungen fest und legen den Fokus auf 
die Kämpfe zur Beendigung dieser 
menschenfeindlichen und zerstö- 
rerischen Zustände. Wir sind der 
Auffassung, dass die Verwirklichung 
der folgenden Mindestforderungen 
der einzige Weg zur Errichtung einer 
neuen, modernen und menschli- 
chen Gesellschaft in unserem Land 
ist. Diese Forderungen sind, wenn 
man so will, die ersten Verfügungen 
und somit die ersten Ergebnisse der 
gegenwärtigen radikalen Proteste des 
iranischen Volkes. Wir fordern alle 
aufrichtigen Menschen - diejenigen, 
deren Herz für Freiheit, Gleichheit 
und Emanzipation schlägt -, auf, egal 
wo sie sind, ob in Fabriken oder in 
Universitäten, in Schulen oder Stadt- 
teilen oder in der Weltöffentlichkeit, 
die Fahne dieser Mindestforderungen 
zu erheben und auf die Gipfelspitze 
der Kämpfe für Freiheit zu tragen. 
1.Sofortige und bedingungslose Frei- 
lassung aller politischen Gefange- 
nen; Entkriminalisierung der poli- 
tischen, gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Aktivitäten; 
öffentliche Prozesse gegen alle 
Verantwortlichen - befehlende wie 
ausführende Personen -, die an der 
Niederschlagung der Proteste betei- 
ligt waren und sind. 
2.Bedingungslose Meinungs-, Rede-, 
Gedanken- und Pressefreiheit; unein- 
geschränktes Recht auf Bildung von 
Parteien, Gewerkschaften, zivilge- 
sellschaftlichen Organisationen 
- regional und landesweit; unein- 
geschränktes Recht auf Streik, 
Versammlungs- und Demonstrati- 
onsfreiheit; unbedingtes Recht auf 
den freien Zugang und die freie 
Nutzung von Audio-, Video- und 
Sozialmedien. 
3.Unverzügliche Annullierung der 
Todesstrafe und des islamischen 
Vergeltungsgesetzes (gesas); 
Verbot jeglicher Form und jeglicher 
Art von psychischer wie physischer 
Folter. 


4.Sofortige Gleichstellung von Frauen 
und Männern in allen politischen, 
ökonomischen, sozialen, kultu- 
rellen und familiären Bereichen; 
bedingungs- und ersatzlose Aufhe- 
bung aller Gesetze und Formen 
von Diskriminierung gegen diver- 
se Geschlechtsidentitäten; bedin- 
gungslose Anerkennung einer 
Regenbogengesellschaft LGBTOIA; 
Entkriminalisierung der Geschlech- 
terdiversität; Anerkennung aller 
Rechte von Frauen auf ihren Körper 
und auf ihr Schicksal; Sanktionie- 
rung der patriarchalen Kontrolle 
und Gewalt über Frauen. 

5.Religion ist Privatsache der Indi- 
viduen, sie darf sich weder in die 
politischen, ökonomischen und 
kulturellen Angelegenheiten des 
Landes einmischen noch diese 
mitbestimmen. 

6.Gewährleistung der Arbeits- und 
Berufssicherheit; umgehende 
Lohnerhöhung für Arbeiter*innen, 
Lehrer*innen, Angestellte, kurzum: 
für alle Beschäftigten; Rentener- 
höhung. Dies muss unter direk- 
ter Beteiligung der rechtmäßigen 
Vertreter*innen der Werktätigen 
an den Entscheidungsprozessen 
bzw. durch Mitbestimmung der 
rechtmäßigen Vertreter*innen in 
den unabhängigen Interessenver- 
tretungen und -verbänden erfolgen. 

7.Annullierung aller Gesetze und 
Tendenzen, die die ethnische/nati- 
onale und religiöse Unterdrückung 
und Diskriminierung fördern; 
Schaffung der Infrastrukturen für 
eine gerechte Umverteilung der 
staatlich-öffentlichen Ressourcen 
zur Entwicklung der Kultur und 
Kunst in allen Landesteilen; Bereit- 
stellung der notwendigen, gleich 
verteilten Mittel zum Lernen und 
Lehren in allen gebräuchlichen 
Sprachen unserer Gesellschaft. 

8. Abschaffung aller Repressionsappa- 
rate; Einschränkung der staatlichen 
Befugnisse; Ermöglichung der direk- 
ten Partizipation der Bevölkerung an 
den gesellschaftspolitischen Entschei- 
dungsprozessen des Landes durch die 
regionalen und landesweiten Räte. 
Das Recht auf die Absetzung der 
staatlichen sowie nicht-staatlichen 
Bevollmächtigten und Deputierten 
zu jeder Zeit muss als Grundrecht 
des Wahlvolkes anerkannt werden. 

9.Enteignung der Vermögen aller 
rechtlichen und natürlichen Perso- 
nen, der staatlichen, semistaatli- 
chen und der privaten Institutio- 


Foto: Taymaz Valley (flickr.com/CC BY 2.0) 


nen, die unmittelbar oder mittelbar 
an der Plünderung des Eigentums 
und Reichtums des iranischen 
Volkes durch die gesetzeswidrige 
Aneignung der staatlichen Rente 
beteiligt waren. Der durch diese 
Enteignung abgeschöpfte Reich- 
tum muss unverzüglich für den 
Aufbau und die Modernisierung 
des Bildungswesens, der Renten- 
kassen und des Umweltschutzes 
ausgegeben werden, ebenso für 
den Bedarf der vernachlässigten 
Landesteile — also für diejenigen, 
die sowohl unter der Herrschaft der 
Islamischen Republik wie unter der 
des monarchischen Regimes zuvor 
Not gelitten haben und über kaum 
materielle und soziale Ressourcen 
verfügten und verfügen. 

10. Beendigung der Umweltzerstö- 
rung; Ausführung einer fundamen- 
tal neuen Politik für den Aufbau 
der Infrastrukturen zum Schutz 
der Natur - diese Infrastrukturen 
wurden während der letzten 100 
Jahre zerstört; Erklärung von Teilen 
der Natur (wie Weideland, Strände, 
Wälder und Gebirgsausläufer) zum 
Gemeindeeigentum. Diese natürli- 
chen Ressourcen gehörten vormals 
den Gemeinden, aber durch Priva- 
tisierung wurde dem Volk das allge- 
meine Nutzungsrecht entzogen. 

11. Verbot der Kinderarbeit; Gewähr- 
leistung der sozialen Sicherung und 
der Bildungsförderung, und zwar 
unabhängig von der ökonomischen 
und sozialen Lage der Familien; 
Anhebung des allgemeinen Wohl- 
standes durch eine Arbeitslosen- 
versicherung, durch eine robuste 
soziale Sicherung für arbeitsfähige, 
arbeitswillige wie arbeitsunfähige 
Personen; kostenlose Bildungs- und 
Gesundheitsdienste für alle. 

12. Normalisierung der außenpoliti- 
schen Beziehungen bis zur höchsten 
Ebene mit allen Ländern aufgrund 
einer gerechten und auf gegensei- 
tigen Respekt und Verantwortung 
beruhenden Beziehung; Verbot von 
Atomwaffen und ein starkes Engage- 
ment für den Weltfrieden. [...] 


Übersetzung aus dem Persischen: Said Hosseini 
(Sozialwissenschaftler &freischaffender Referent 


für politische Bildung) 
Der Beitrag in ganzer Länge sowie Hintergrund- 
artikel von Said Hosseini wurden von der Zeitung 


»express « veröffentlicht. 


Link: https://express-afp.info/charta_iran 
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FACHWERKSANIERUNGSGENOSSENSCHAFT 


CONTRASTE Z 


GENOSSENSCHAFTEN 


Visueller Genuss — geschaffen von Genoss»#innen 


Hann. Münden — Abkürzung von 
Hannoversch Münden — ist bekannt 
für seine historische Altstadt mitseinem 
geschlossenen Bestand an Fachwerk- 
häusern. Die selbständige Gemeinde 
im Landkreis Göttingen, Südnieder- 
sachsen, liegt an der Grenze zu Hessen 
unweit von Thüringen. Über 700 zum 
Teilsehr gut erhaltene Fachwerkbauten, 
schmale Gassen, das Welfenschloss und 
die Lage am Zusammenfluss von Werra 
und Fulda zur Weser machen die Stadt 
für Besucherxinnen attraktiv. Obwohl 
der Tourismuseine wichtige Einnahme- 
quelle darstellt, kommt es immer noch 
zum Verfall des lokalen Tafelsilbers 
— alter Fachwerkhäuser. Eine Genos- 
senschaft, die Bürgergenossenschaft 
Mündener Altstadt eG, versucht, dem 
seit nunmehr zehn Jahren Einhalt zu 
bieten. 


BURGHARD FLIEGER, 
REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN 


Die Zeit rennt...Wer hätte gedacht, 
dass sich die Bürgergenossenschaft 
Mündener Altstadt eG zu so einem 
Erfolgsmodell entwickelt. Gegrün- 
det am 14. Februar 2013 konnte sie 
nunmehr ihr Zehnjähriges feiern. So 
lange stellt sie sich der Aufgabe, die 
Mündener Altstadt mit vielen Unter- 
stützer*innen zu erhalten oder auch 
wiederzubeleben. Durch zahlreiche 
Arbeitseinsätze in den Objekten, 
die monetäre Unterstützung enga- 
gierter Menschen und ebenso krea- 
tives Entwickeln neuer Ideen wurde 
die Bürgergenossenschaft zu einem 
bundesweiten Vorbild. Entstanden 
sind bereits mehrere Nachahmungen 
in anderen Städten wie die Bürgerge- 
nossenschaft Bad Grund eG, Bürger- 
genossenschaft Holzminden eG oder 
die TraWo eG in Salzwede. Heute 
stößt sie als belebender Bestandteil 
der Stadtentwicklung von Hann. 
Münden auf hohe Akzeptanz. 

Dank intensiver Sanierungen gilt 
Hann. Münden heute als eine Fach- 
werkstadt von europäischem Rang. 
Hier wurde die Idee der »Deutschen 
Fachwerkstraße« mitbegründet. In 
aufwendig sanierten Fachwerkhotels 
und Ferienwohnungen in historischen 
Häusern können Besucher*innen 
deren besondere Atmosphäre genie- 
ßen. Rund 450 oft viergeschossige 
Fachwerkhäuser stehen allein in 
der Altstadt teilweise dicht gedrängt 
beieinander. Sie liegen in einer 
wohlgeordneten Stadtanlage, die als 
weitgehend unverfälscht erhaltenes 


4 Das Projekt an der Siebenturmstraße ist noch unbewohnt. Ein massiver Regenwasserschaden erfordert eine sehr aufwendige Sanierung. 


Denkmal mittelalterlichen Städtebaus 
beeindruckt. 

Die Häuser der Bürgergenossen- 
schaft Mündener Altstadt eG gehören 
allerdings nicht zu den spektakulären 
Vorzeigeprojekten der Tourismusbro- 
schüren. Sie sind kein Bestandteil der 
sogenannten Weserrenaissance, mit 
denen die Tourist*innen in die Regi- 
on und die Stadt »gelockt« werden. 
Vielmehr bemüht sich die Genossen- 
schaft darum, alte Gebäude, die auf 
den ersten Blick nichts Imposantes 
aufweisen, ebenfalls zu erhalten. 
Dadurch trägt sie dazu bei, dass die 
zahlreichen historischen Erlebnis- 
angebote für die Besucher*innen 
der Stadt nicht durch »verfallende 
Gebäude« »irritiert« werden. Erst 
infolge solcher Sanierungen bleibt 
das Flair der Altstadt erhalten, die 
neben beeindruckenden Gebäuden 
auch durch viele einfache, teils sehr 
alte Häuser geprägt wird. 

Laut Satzung will die Bürgergenos- 
senschaft »die Revitalisierung minder 
genutzter Gebäude in der Hann. 
Mündener Altstadt, insbesondere durch 


Häuser 


sterlen 
leise! 


Wir hörenhin ® 


4 Das Schild im Fenster der Siebenturmstrasse 5 bringt das Selbstverständnis der Genossen- 


schaft auf den Punkt. 


Fotos: Burghard Flieger 


Erwerb von Immobilien, die Planung 
und Durchführung der Sanierung/ 
Instandsetzung, die Bewirtschaftung 
durch Betrieb, Nutzung inklusive 
Vermietung und Verpachtung sowie 
der Verkauf der Immobilien« erreichen. 
Gemeinsames Anliegen der eG und 
ihrer Mitglieder ist es, leerstehende und 
sanierungsbedürftige Fachwerkhäuser 
der Mündener Altstadt zu retten, um 
die sich sonst niemand kümmert, weil 
das mehr Kosten als Renommee und 
gute Erträge bei Übernahme bedeutet. 
Diese setzen sie mit vereinten Kräften 
in Stand und »hauchen« ihnen neues 
Leben ein. Bürger*innen nehmen so 
die Zukunft ihrer Stadt in die eigenen 
Hände. 


Start der Erfolgsgeschichte: 
das Künstlerhaus 


Bisher konnte die Genossenschaft vier 
Häuser in der Altstadt kaufen, aber 
erst zwei davon wieder bewohnbar 
machen. Über deren Vermietung 
wird versucht, die Kosten für Kauf, 
Instandsetzung und Verwaltung zu 
erwirtschaften und die Genossen- 
schaft ökonomisch zu stabilisieren. 
Angefangen hat sie mit dem Erwerb 
und der Sanierung eines Anwesens 
in der Speckstraße 7 - dem heutigen 
Künstlerhaus. Der ab 2004 leerstehen- 
de alte Fachwerkbau mit Vorder- und 
Rückgebäude war so stark beschädigt, 
dass er als abbruchreif galt. 

Doch die Mitglieder der Genos- 
senschaft und zusätzliche Fach- 
werkliebhaber”*innen aus der ganzen 
Bundesrepublik nahmen die Heraus- 
forderung an und konnten das heute 
wieder bewohnte Gebäude retten. Im 
September 2013 startete die Rettungs- 
aktion mit viel ehrenamtlicher Hilfe 
von Bürger*innen, Planer*innen, 
Handwerksbetrieben, Bauhelfer*in- 
nen aus der ganzen Bundesrepublik. 

Ihr zweites Objekt war ein Fach- 
werkgebäude aus dem 18. Jahrhun- 
dert - ein schmaler, teilunterkellerter, 
viergeschossiger Bau in der Radbrun- 
nenstraße. Dieser stand jahrelang 
leer und befand sich in Besitz des 
Landes Niedersachsen. Die Genos- 
senschaft erwarb es 2016 für wenig 
Geld von der zuständigen Stelle, der 
Oberfinanzdirektion Niedersachsen. 
Die Erben hatten aus Kostengründen 
auf ihr Erbe verzichtet und so war es 
dem Land Niedersachsen zugefallen. 


Der günstige Preis kam auch deshalb 
zustande, weil die Bürgergenossen- 
schaft keine Privatinteressen verfolgt, 
sondern leerstehende und verwaiste 
Häuser in der Altstadt vor dem Verfall 
rettet. Das Gebäude verfügt über eine 
Grundfläche von 53 qm mit insgesamt 
160 qm Wohnfläche ohne Garten. Es 
musste nicht saniert, sondern nur 
renoviert werden. Ungefähr 70.000 
Euro wurden zusätzlich zu den Eigen- 
leistungen der Genossenschaftsmit- 
glieder investiert. 

Das dritte übernommene, vier- 
geschossige Haus in der Sieben- 
turmstrasse 5 weist eine Wohnfläche 
von 50 qm pro Etage auf und eine 
Grundstücksfläche von 111 qm. Auch 
jetzt ist das Gebäude noch unbewohnt. 
Ein massiver Regenwasserschaden, 
bedingt durch das undichte Dach, 
erschwert den Erhalt. Es gilt unter 
anderem, Probleme mit der Statik 
zu lösen. Angedacht für die Nutzung 
sind zwei bis drei Wohneinheiten mit 
Balkon bzw. Nutzung der freigelegten 
Hoffläche als Garten/Terrasse. Errich- 
tet werden muss zudem ein neues 
Treppenhaus. Das vierte mittelalter- 
liche Gebäude - ProjektVier — wurde 
Anfang 2020 erworben. Es befindet 
sich in der Ziegelstrasse 65 und ist 
ebenfalls noch nicht bezogen. Das 
Haus hat eine Wohnfläche von ca. 110 
qm und eine Grundstücksfläche von 
70 qm. Obwohl bisher unbewohnt, 
verfügt es über eine gute Grundsub- 
stanz: Heizung, Strom und Wasser 
sind nutzbar. 


Finanzielles und 
Mitarbeits-Engagement 


Die kurze Rückblende zeigt, die 
Genossenschaft entwickelt sich lang- 
sam, aber kontinuierlich. Stillstand 
soll vermieden werden. Der hohe 
ehrenamtliche Aufwand und die 
begrenzten finanziellen Ressourcen 
führen dennoch immer wieder zu 
Verzögerungen. Das erstaunt inso- 
fern, weil das Renommee der Genos- 
senschaft mittlerweile hoch ist. Sie 
kooperiert unter anderem mit dem 
»Fachwerk-Fünfeck«. Unter dieser 
Bezeichnung arbeiten die Städte 
Duderstadt, Einbeck, Hann. Münden, 
Northeim und Osterode am Harz 
gemeinsam daran, ihre Region zum 
Wohnen, Arbeiten und Leben für die 
Zukunft attraktiv zu gestalten. 


Ausgangspunkt der Aktivitäten sind 
nach wie vor die weiterhin ins Auge 
fallenden leerstehenden, historisch 
wertvollen Gebäuden in der Münde- 
ner Altstadt. Grund dafür sind teilwei- 
se mangelnde Investitionsbereitschaft 
und -möglichkeit ihrer Eigentü- 
mer*innen. Diese sehen manchmal 
nicht, welche Möglichkeiten in den 
historisch wertvollen Gebäuden 
stecken. Deshalb werden mit deren 
Erwerb und Umbau »ansteckende« 
Beispiele geschaffen, um zu zeigen, 
was selbst bei schlechten Ausgangs- 
bedingungen alles möglich ist. Dafür 
nutzt die Genossenschaft verschiede- 
ne Finanzierungsquellen. Sie umfas- 
sen nicht nur die Genossenschafts- 
anteile, sondern auch Sach- und 
Geldspenden, Spendeneinwerbungen 
des Fördervereins Mündener Altstadt 
e.V. sowie viel ehrenamtliche Arbeit, 
ergänzt durch Darlehen örtlicher 
Kreditinstitute. Vor diesem Hinter- 
grund sind neue Mitglieder — auch 
bundesweit - jederzeit willkommen: 


www.bg-hmue.de/de/mitglied-werden.php 


Links zu den genannten Projekten: 
www.zukunftsbergstadt.de/veraenderung 


www.bürgergenossenschaft-holzminden.de 


Tagung: Den ländlichen 
Raum entwickeln 


Die genossenschaftliche Idee erlangt 
aktuell neue Popularität. Vor allem 
Bürgergenossenschaften entwickeln 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten 
mit sehr unterschiedlichen Konzep- 
ten. Im Vergleich zu den klassischen 
Genossenschaften verfolgen sie das 
Ziel, einen Beitrag für das Gemein- 
wesen zu erbringen. Sie sichern bei- 
spielsweise die Nahversorgung im 
Ort, retten den ehemaligen Bahnhof 
vor dem Verfall oder etablieren Kul- 
turangebote. Welchen Beitrag kön- 
nen Bürgergenossenschaften zur 
Gemeinwesenentwicklung leisten? 
Welche Strukturen werden benötigt? 
Wie funktioniert das Zusammenspiel 
mit anderen Akteuren? Diese Fragen 
werden diskutiert auf einer Tagung 
der Evangelischen Akademie Loc- 
cum am 25. & 26. Mai 2023, ergänzt 
mit vielfältigen, anschaulichen Praxis- 
beispielen (Tagungsnummer 2322). 


Weitere Informationen: 


www.loccum.de/tagungen/2322/ 


ANZEIGE 


dies >Weiterso< 
soll Ohr und Hirn 
verstopfen 


www.anti-atom-aktuell.de 
Tollendorf 9 | 29473 Göhrde 
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Die Grundlage einer kommunistischen Produktion und Verteilung 


Wenn man nach alternativen sozia- 
listischen Wirtschaftsmodellen und 
Utopien Ausschau hält, fällt die Bilanz 
dochrecht nüchtern aus: Staatssozialis- 
tische Modelle haben wenig Reizvolles 
ansich, da auch in ihnen Herrschaft und 
Unterdrückung fortexistieren. Auch 
marktsozialistische Entwürfe wirken 
nicht überzeugend, weil sie immer 
noch auf das Geld und damit auf eine 
bewusstlose Form der Vergesellschaf- 
tung angewiesen bleiben. Anarchisti- 
sche Utopien mögen daneben weitaus 
sympathischer erscheinen, doch bei 
ihnen mangelt es oft an ausgereiften 
gesamtgesellschaftlichen Konzepten. 
Aber es hat auch immer die Idee einer 
sozialistischen Arbeitszeitrechnung 
gegeben, die wir hier etwas näher 
ausführen möchten. 


INITIATIVE DEMOKRATISCHE ARBEITSZEITRECH- 
NUNG (IDA) 


Ihren Ursprung hat die Idee der 
Arbeitszeitrechnung bei den briti- 
schen Frühsozialist“innen und daran 
anknüpfende Erwägungen gab es 
auch schon von Karl Marx, etwa in 
seiner Kritik des Gothaer Programms. 
Wirklich ausgearbeitet wurde diese 
Idee jedoch erst von der Gruppe 
Internationaler Kommunisten (GIK) 
Holland, einer rätekommunistischen 
Abspaltung der deutschen und nieder- 
ländischen Arbeiterbewegung, in den 
1920er Jahren. 

Wie sollte nun diese Ökonomie 
gegliedert sein? Die Keimzellen der 
neuen Produktionsweise sollten die 
produktiven Betriebe sein, die sich 
zwar im gesellschaftlichen Eigentum 
befinden, aber stellvertretend für die 
Gesellschaft von den Arbeiter*innen 
des jeweiligen Betriebes verwal- 
tet werden. Die Betriebe erstellen 
selbstständig Pläne für ihren künfti- 
gen Produktionszyklus, indem sie den 
hierfür erforderlichen Arbeitsaufwand 
in Stunden errechnen. Dies geschieht 


Allgemeiner Rätekongress 


Produktive Betriebe 


beliefern 


"geben Auskunft über Bedarf 


ernennt 


Berechnet FIK 


beliefern 


4 Schema der ökonomischen Organe nach der Gruppe Internationaler Kommunisten (GIK) 


nach der Produktionsformel Produk- 
tionsmittel (P) + Rohstoffe (R) + 
Arbeit (A). Dabei stellen P und R 
Produkte vergangener Arbeit dar, die 
die Betriebe von anderen Produktiv- 
betrieben beziehen müssen, während 
A die im anlaufenden Produktions- 
prozess neu hinzugefügte, lebendi- 
ge Arbeit ausdrückt. Dadurch ergibt 
sich eine Gesamtstundenzahl für 
die jeweiligen Produkte der einzel- 
nen Produktivbetriebe aus über- 
tragener vergangener Arbeit (P+R 
pro Produkt) und neuer lebendiger 
Arbeit pro Produkt, durch die dann 
wiederum jedes einzelne Produkt in 
Arbeitsstunden ausgedrückt werden 
kann: Einzelprodukt= (P+R+A)/ 
Anzahl der Produkte. Damit wäre eine 
rationale Grundlage für eine interne 
Betriebskostenrechnung und Planung 
gegeben. 

Diese individuellen Pläne sollen 
dann einer öffentlichen Buchhaltung 


INITIATIVE DEMOKRATISCHE ARBEITSZEITRECHNUNG 


zur Genehmigung vorgelegt werden. 
Ausschlaggebend für die Genehmi- 
gung sind rein sachlich-ökonomische 
Gründe: Hat der Betrieb im vorher- 
gehenden Planungszyklus vernünf- 
tig geplant? Produziert er Güter, die 
tatsächlich nachgefragt sind? Wenn 
der Plan genehmigt wurde, bekommt 
der Produktivbetrieb die erforderli- 
chen Stunden, die er im Plan aufge- 
listet hat, gutgeschrieben und kann 
damit Pund R von anderen Betrieben 
beziehen sowie die eigenen Arbeits- 
kräfte vergüten. 

Mit Hilfe der Arbeitszertifikate, die 
in den Betrieben den Arbeiter*innen 
ausgezahlt werden, können diese 
dann wiederum Konsumgüter von 
den Konsumgenossenschaften bezie- 
hen. Konsumgenossenschaften sind 
ebenfalls selbstverwaltete Betriebe, 
die Konsumgüter von den jeweiligen 
Produktivbetrieben erwerben und an 
die Konsument*innen gegen Arbeits- 


Veränderung im Hier und 


Seit etwa zwei Jahren gibt es unseren 
Verein, die » Initiative demokratische 
Arbeitszeitrechnung« (IDA). Während 
der Corona-Zeit aus einem Lesekreis 
entstanden, treffen wir uns seither 
jeden Montag zum wöchentlichen 
(Online-)Plenum, schreiben Rezen- 
sionen, organisieren Lesekreise und 
Vorträge, vernetzen uns mit Kollek- 
tivbetrieben, programmieren eine 
Arbeitszeit-App für Betriebe und Arbei- 
ter»innen, veröffentlichen Blog-Einträ- 
ge und Email-Newsletter. Alles wegen 
einer 90 Jahre alten Theorie? Was 
haben die »Grundprinzipien« (siehe 
Artikeloben), dass sie zu solchem Polit- 
aktivismus treibt, der vielen von uns 
zuvor fremd war? 


INITIATIVE DEMOKRATISCHE ARBEITSZEITRECH- 
NUNG (IDA) 


ANZEIGE 


Gemeinsam 
die Welt 
za verbessern? 


Genossenschaft gründen! 


www.genossenschaftsgruendung.de 


Der Grund dürfte darin liegen, dass 
die Arbeitszeitrechnung im Kleinen 
beginnen kann. Die große Verände- 
rung, die wir brauchen, kann von 
uns selbst im Hier und Jetzt ange- 
stoßen werden. Die Bausteine hei- 
ßen Selbstverwaltung, Kooperation, 
Zeitökonomie und Gemeineigentum 
—- alles Dinge, die wir schon viel- 
fach umsetzen: Wer sich in seinem 
Betrieb für einen kämpferischen 
Betriebsrat einsetzt oder in einem 
Kollektivbetrieb arbeitet, unterstützt 
die Arbeiterselbstverwaltung. Die 
Zeitökonomie ist selbst in kapitalis- 
tischen Betrieben gang und gäbe: 
Jeder Betrieb muss eine Vorstellung 
davon haben, wie viel Arbeit in sein 
Produkt einfließt. Darüber hinaus gibt 
es bereits Zeitbanken und solidari- 
sche Netzwerke, die in Zeit rechnen. 
Gemeineigentum an Produktionsmit- 
teln ist in den öffentlichen Sektoren 
der Volkswirtschaften, aber auch in 
Genossenschaften mit Einheitslohn, 
schon teilweise verwirklicht. Und die 
existierenden Kooperationsnetzwer- 
ke und Treffen von Kollektivbetrieben 
zeigen den weit verbreiteten Drang 
zur »gegenseitigen Hilfe«. 

Wir alle kennen aber auch die 
Grenzen der heute existierenden 
Keimformen einer zukünftigen, 
besseren Gesellschaft: Die Kooperati- 
onsnetzwerke sind häufig sehr klein, 
in Zeitbanken kann man nur Dienst- 


leistungen anbieten, Gewerkschaf- 
ten und Betriebsräte scheinen oft 
wie Inseln im kapitalistischen Meer, 
ohne eine verbindende Strategie und 
Vision. Und selbst wenn sich einmal 
Arbeiter*innen massenhaft Betriebe 
angeeignet und diese demokrati- 
siert haben, wie in Argentinien ab 
2001, mussten diese Betriebe danach 
doch das Spiel der Marktwirtschaft 
mitspielen. 

Wir wollen die Anknüpfungspunk- 
te vereinen, doch die Unzulänglich- 
keiten verhindern. Was schlagen wir 
nun konkret vor? In einem ersten 
Schritt wollen wir zeigen, dass die 
Arbeitszeitrechnung ganz praktisch 
funktioniert. Dazu suchen wir den 
Kontakt zu Betrieben, die bereit sind, 
dieses soziale Experiment mit uns zu 
entwickeln. Das könnte zunächst die 
Form annehmen, dass monatliche 
oder quartalsweise Kooperationsplena 
stattfinden, um gemeinsame Anliegen 
zu besprechen. Denn wenngleich die 
»Grundprinzipien« allgemeine Prinzi- 
pien der Arbeitszeitrechnung dargelegt 
haben, ist die konkrete Ausgestaltung 
den beteiligten Akteuren vorbehalten. 
Betriebe und Arbeiter*innen können 
unsere Arbeitszeitapp benutzen, um 
ihre Produktionspläne (und Produkte) 
zu veröffentlichen, Arbeitszertifikate 
zu versenden und Einblick in die eige- 
nen Arbeitszeitkonten und Gesamtsta- 
tistiken des Netzwerks zu erhalten. 


Konsumgenossenschaften 


Bestimmt den 
Umfang 


„genehmigt plane Öffentliche Buchhaltung gerennistPär Öffentliche Betriebe 


Grafik: IDA 


zertifikate weitergeben, wodurch auch 
zuverlässige statistische Erhebungen 
über den gesamtgesellschaftlichen 
Bedarf verschiedener Massenpro- 
dukte gemacht werden können. Aber 
auch Nischenprodukte haben in einer 
solchen Ökonomie ihren Platz, die 
von Einzelproduzent*innen individu- 
ell angeboten werden könnten. Eine 
solche Ökonomie würde die Vorteile 
der Marktwirtschaft nutzen, ohne ihre 
Nachteile in Kauf zu nehmen. 
Neben den produktiven soll es 
auch öffentliche Betriebe geben, die 
die Grundversorgung mit bestimm- 
ten Gütern und Dienstleistungen 
(Gesundheit, Bildung, Wohnen, Ener- 
gie, Versorgung der Arbeitsunfähigen) 
gewährleisten. Diese Güter können 
alle Mitglieder der Gesellschaft ohne 
jede Gegenleistung, also ohne Arbeits- 
zertifikate, beziehen. Auch die öffent- 
lichen Betriebe kalkulieren mit der 
ProduktionsformelP + R+ A und 


Diese erste Phase der Arbeitszeit- 
rechnung wäre wertvoll in dreierlei 
Hinsicht: Einerseits übten die betei- 
ligten Betriebe diese besondere Art 
der wirtschaftlichen Kooperation ein 
und verbesserten dadurch gemeinsam 
die Prozesse. Zweitens entwickeln 
sich (auch überregionale) Koopera- 
tionen, die vorher nicht existierten. 
Und drittens könnte dieses Experi- 
ment weitere Teile in Wirtschaft und 
Gesellschaft von der realen Möglich- 
keit einer kooperativen Zeitökonomie 
überzeugen. 

Dass diese Anfangsphase der 
Arbeitszeitrechnung eine Portion 
Idealismus benötigt, wollen wir nicht 
leugnen. Denn eine kleine Arbeits- 
zeitökonomie bedeutet auch einen 
geringen Umsatz. Umso wichtiger ist 
es, dass die beteiligten Betriebe keine 
Risiken eingehen müssen. Betriebe 
könnten etwa nur einen kleinen Teil 
ihres Produkts in Arbeitszeit anbieten, 
während sie größtenteils in der Markt- 
wirtschaft verbleiben. Und die Einfüh- 
rung der Arbeitszeitrechnung sollte 
möglichst einfach vor sich gehen. 
Eben deshalb programmieren wir seit 
etwa zwei Jahren die Arbeitszeitapp. 
Diese Open-Source-Anwendung 
kann bereits im Internet ausprobiert 
werden, wir bieten auch Planspiele 
mit der App an. Die Theorie wird 
durch die App fast ein Kinderspiel: In 
zwei bis drei Minuten hat ein Betrieb 


diese Mittel müssen der Gesamtge- 
sellschaft natürlich entzogen werden. 
Dies geschieht mittels der Berechnung 
des »Faktors individueller Konsum« 
(FIK), der von der öffentlichen Buch- 
haltung ermittelt wird. Wenn etwa ein 
Drittel der gesamtgesellschaftlichen 
Arbeit auf die öffentliche Versorgung 
verwandt wird, dann läge der FIK bei 
0,66, das heißt die Arbeiter*innen 
bekämen für eine geleistete Stunde 
nur noch 0,66 Zertifikate für ihren 
individuellen Konsum ausgezahlt, 
könnten aber die öffentlichen Güter 
immer frei erwerben. 

Dabei ist es äußerst wichtig, noch 
zwei Punkte festzuhalten: Zum einen 
wird die gesamte wirtschaftliche 
Struktur von allen Gesellschaftsglie- 
dern mitbestimmt. Ein allgemeiner 
Rätekongress als oberstes politi- 
sches Entscheidungsgremium, der 
sich aus Delegierten aller Betrie- 
be und Konsumgenossenschaften 
zusammensetzt, soll den Umfang der 
öffentlichen Betriebe, den Fond für 
die Reserve und Akkumulation sowie 
die Zusammensetzung der öffentli- 
chen Buchhaltung festlegen. Damit 
nehmen alle Produzent*innen und 
Konsument*innen Einfluss auf die 
gesellschaftliche Entwicklung, ohne 
dass es eine wie auch immer geartete 
staatliche Einmischung in den wirt- 
schaftlichen Verkehr geben müsste. 
Zum anderen soll nach dem Prinzip 
»Jede Stunde zählt gleich« verfahren 
werden. Unterschiede in der Vergü- 
tung der Arbeitsleistungen soll es 
keine mehr geben, um soziale Hie- 
rarchien und ökonomische Diskrimi- 
nierung zu verhindern. Wir haben es 
bei der Arbeitszeitrechnung also mit 
einer dezentralen Planwirtschaft zu 
tun, die für alle Teilnehmenden trans- 
parent und kontrollierbar bleibt. Dies 
vermeidet nicht nur betriebliche Miss- 
wirtschaft, sondern vor allem auch die 
Aneignung fremder Mehrarbeit durch 
Dritte, also letztlich Ausbeutung. 


Jetzt anstoßen 


einen Plan erstellt und hochgeladen, 
das Bezahlen von Produktionsmitteln 
geht mit einem Klick. 

Wir sollten betonen, dass es nicht 
unser Ziel ist, Oasen des richtigen 
Lebens im falschen zu schaffen. Wir 
wollen stattdessen einer anderen 
Produktions- und Lebensweise zum 
Durchbruch verhelfen, einer Assozia- 
tion der Freien und Gleichen, die ohne 
staatliche Subventionen auskommt 
und wo in Produktion und Konsum 
der Grundsatz gilt: »Eine Stunde ist 
eine Stunde«. Der Pionierphase der 
Arbeitszeitrechnung muss deshalb 
eine zweite folgen, in der nennens- 
werte Teile der Wirtschaft in Arbeits- 
zeit wirtschaften. Doch wir sollten 
einen Schritt nach dem anderen 
gehen — am liebsten gemeinsam mit 
möglichst vielen Kollektiven, Genos- 
senschaften und Kommunen. 


Link zum Blog des Vereins: 


https://arbeitszeit.noblogs.org 


Link zur Beta-Version der Arbeitszeitapp: 


https://demo-app.arbeitszeitrechnung.org 
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KONZEPT »DEMOKRATISCHER KONFÖDERALISMUS« 


Rojava ist nicht 


Der Demokratische Konföderalismus hat nicht mit 
Rojava angefangen. Dass Rojava bzw. das alterna- 
tive System dort möglich war, verdanken wir jahr- 
zehntelanger Diskussion, Vertiefung, Kritik, dem 
Kampf und den Menschen, die ihr Leben dabei und 
dafür gelassen haben. 


NÜJIN DERYA, INTERNATIONALISTIN 


Die kurdische Bewegung hat Mitte der 90er 
innerhalb ihrer Strukturen viele Diskussionen 
und eine Umorientierung gesucht, weil der Nati- 
onalstaat mit dem Zerfall der Sowjetunion nicht 
mehr als Alternative, sondern eher als Problem 
gesehen wird. Sie hat sich von dem Gedanken, 
einen kurdischen Nationalstaat aufbauen zu 
wollen, entfernt und angefangen, ein alternati- 
ves System jenseits des Staates zu errichten, in 
dem die Gesellschaft sich von der Basis aus selbst 
organisiert und nach ihren Bedürfnissen agiert. 

Man setzte sich mit verschiedenen Theori- 
en wie der von Murray Bookchin und anderen 
Denkern auseinander, Ideen die sowohl Öcalan 
im Gefängnis als auch die Akademien der Gueril- 
la aufgriffen. In der kurdischen Gesellschaft 
wurden über Jahre Diskussionen über eine 
Neuordnung geführt. So wurde 2004 der Demo- 
kratische Konföderalismus als das neue Para- 
digma der kurdischen Bewegung überall als die 
neue Linie deklariert. Das heißt, seit 2004 gibt es 
die Idee, Diskussionen, Seminare, Bildung und 
Akademien, um dieses Paradigma zu verstehen 
und dies in die Praxis umzusetzen - sei es auf 
der politischen, militärischen, gesellschaftlichen, 
parteilichen und parlamentarischen Ebene. 

Überall sollte nach dem Prinzip gelebt und 
organisiert und Strukturen aufgebaut werden. 
Das Prinzip basiert auf einer geschlechterbefrei- 
ten, ökologischen und demokratischen Basisor- 
ganisation und wurde zuerst in Nordkurdistan 
umgesetzt. Den Höhepunkt der Organisierung 
nach diesem Konzept erlebte die kurdische 
Bewegung 2009 in Nordkurdistan — weil sich 
die Menschen überall in den Vierteln, in ihren 
Kommunen organisierten, Kooperativen aufge- 
bauten, autonome kurdischsprachige Grund- 
schulen organisierten, Frauenzentren grün- 
deten, die Stadtverwaltung mit kurdischen 
Abgeordneten besetzten. 

Die Gesellschaft wurde ein Teil dieser 
Basisorganisation und besetzte ihre Räte und 
Kommissionen selbst. In diesen Jahren blühte 
diese gesellschaftliche Struktur auf und wurde 
immer breiter und größer. Das Ziel war, durch 
die Verbreitung der basisdemokratischen Struk- 
turen die staatlichen Strukturen aus kurdischen 
Städten und Gebieten zu verdrängen, sodass die 
kurdischen Städte selbstverwaltet wurden, aber 
dennoch ein Teil des gesamten Systems Türkei 
blieben. Parallel liefen die Osloer Friedensge- 
spräche zwischen dem türkischen Staat und der 
kurdischen Seite. 

Es waren sehr wichtige, intensive und emoti- 
onale Entwicklungen in Nordkurdistan, weil es 
für einen kurzen Moment den Anschein hatte, 
dass es endlich zu einer Anerkennung der kurdi- 
schen Gebiete und des Systems käme und ein 
Friedensabkommen in Sicht sei. Jedoch kam 
es wieder einmal ganz anders. Die Friedensge- 
spräche wurden einseitig von Seiten Erdogans 
eingestellt und somit begann Ende 2009 ein 
kontinuierlicher Angriff der Türkei auf die basis- 
demokratischen Strukturen - alle Kooperativen, 
Strukturen und Schulen wurden geschlossen. 

Alle, die in diesen Strukturen aktiv waren, 
wurden festgenommen, samt Abgeordneten, 
Journalist*“innen, Rechtanwält*innen, Frauen- 
aktivistinnen, tausende Menschen wurden in 
Gefängnisse gesteckt. Das Ziel war, das neue 
System der Selbstverwaltung im Keim zu ersti- 
cken. Die Repressionen sind ein kontinuierli- 
cher Teil der Realität in Nordkurdistan. So 
haben bis 2012 ununterbrochen Festnahmen 
von Menschen, die das System getragen haben, 
stattgefunden. Während dieser Zeit passierte 
auch in Deutschland ganz viel, unser Fokus war 
auf das »neue« System gerichtet und wir wollten 
in unserer Organisierung verstehen, wie dieses 
Konzept in der Praxis funktioniert und umge- 
setzt wird, wie die Menschen sich selbst in ihren 
Vierteln organisieren und staatliche Strukturen 
unbedeutend machen. 

Während unser Blick mehr auf die Gescheh- 
nisse in Nordkurdistan gerichtet war, hat sich 
im arabischen Raum in vielen Ländern auch 
eine Unzufriedenheit der Gesellschaft entfacht, 
so auch in Syrien. Ich kann mich sehr gut erin- 
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nern, dass der Fokus eher auf Ägypten, Tunesien 
und Libyen gerichtet war und Bilder vom Sturz 
und dem Tod Gaddafis umgingen. Ich konnte 
nichts mit dem »arabischen Frühling« anfangen. 
Verstanden hatte ich die Unzufriedenheit der 
Bevölkerung, aber für mich war keine bessere 
Alternative ersichtlich. Ein Despot geht und ein 
anderer kommt. Dann waren 2011 die Unruhen 
auch in Syrien, ein Bürgerkrieg hatte angefan- 
gen. Auf Syrien wurde ich erst aufmerksam, als 
Kurd*innen in Efrin und in Derik einen Aufstand 
anfingen und die syrischen Soldaten zurück- 
drängten. 

Während des Bürgerkrieges haben sich die 
Kurd*innen weder auf die Seite des Assad-Re- 
gimes noch auf die Seite der Opposition gestellt, 
weil sie zuvor von beiden Seiten unterdrückt 
und verfolgt wurden. In den 80ern hatte die 
kurdische Bewegung, neben sehr vielen ande- 
ren kurdischen politischen Strömungen, wie der 
kommunistischen Partei in Syrien, ihre Struktur 
und Organisierung aufgebaut. Sehr viele haben 
sich dem Befreiungskampf angeschlossen. Sehr 
viele Kader*innen und Aktivist*innen, die in 
Nordkurdistan nicht mehr bleiben konnten 
sind nach Syrien gegangen, denn Mitte der 90er 
Jahre war die Zentralakademie der kurdischen 
Bewegung in Damaskus. So war die kurdische 
Bevölkerung unter den Umständen der jewei- 
ligen Regime eine aufgeklärte, bewusste und 
organisierte. 

Und wenn ich sage, Rojava ist nicht vom 
Himmel gefallen, meine ich genau diesen 
Aspekt, dass die kurdische Bewegung seit Jahr- 
zehnten die Bevölkerung organisiert hat. Es gab 
Bildung, Gespräche und Diskussionen mit der 
Bevölkerung. So sind die Menschen, die ihre 
Gebiete verteidigt und das System der demokra- 
tischen Autonomie aufgebaut haben, nicht erst 
seit Ende 2011 politische Menschen. Vielmehr 
wurde der Grundstein über Jahrzehnte angelegt. 
Nur so war es möglich, in diesem Chaos mit 
einer klaren politischen Haltung zu agieren und 
sich zu positionieren. 

Die ersten Bilder der Stadtverwaltungen und 
der öffentlichen Plätze des syrischen Regimes, 
die von Kurd*innen nun besetzt waren, gingen 
überall in den kurdischen Medien umher. Man 
sah Bilder, wie kurdische Menschen die syrische 
Flagge herunterholten und Parolen der Freiheit 
riefen. Es waren sehr emotionale und kraftvolle 
Bilder aus den kurdischen Städten in Syrien. Ich 
kann mich sehr gut daran erinnern, dass ich es 
kaum fassen konnte, was gerade passierte! Die 
Städte, die Verwaltung, die Schulen, die Kranken- 
häuser - alles war jetzt unter unserer Kontrolle! 
Alle öffentlichen Plätze! Ich habe sehr lange 
gebraucht, um dies wirklich auch zu begreifen 
und daran zu glauben, dass es klappen kann. 
Denn es war das erste Mal, dass die Bevölkerung 
durch Aufstände und Widerstand die Kontrolle 
über ihre Gebiete erlangt. 
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Nach und nach gab es auch in anderen Städten 
Rojavas Aufstände, von Derik, Kobane bis Efrin. 
Man hatte schnell verstanden, dass diese Gebiete 
auch militärisch verteidigt werden müssen, weil 
sonst der Verlust dieser Gebiete drohe. So wurde 
im Juli 2012 die Revolution ausgerufen, die 
Selbstverteidigungseinheiten der Bevölkerung 
haben sich gegründet, sodass die Bevölkerung 
ihre Gebiete selbst militärisch verteidige und ihr 
Selbstverwaltungssystem selbst aufbaue. So war 
der Fokus aller Kurd*innen global plötzlich auf 
Rojava gerichtet, weil die Errungenschaften und 
die Geschehnisse eine höchst emotionale und 
eine historische waren und noch immer sind. 

Unsere Agenda war plötzlich auch nur noch 
Rojava, die Selbstverteidigungseinheiten der 
Bevölkerung und die Basisstrukturen. Es war 
so kraftvoll, die Bilder der Frauen und Männer, 
Mutter und Väter zu sehen, die es zu ihrer Aufga- 
be gemacht hatten, ihre Gebiete zu verteidigen! 
So war es für uns hier in Deutschland enorm 
wichtig, davon zu berichten, was gerade vor 
Ort passierte. Für mich persönlich war immer 
die Frage: »Was kann ich hier in Deutschland 
und in meinen politischen Kreisen für Rojava 
tun«? Während Menschen dort die Städte mit 
der Waffe verteidigten, parallel gesellschaftli- 
che Strukturen aufbauten und Menschen dabei 
ihr Leben ließen, war es mit meinem Gewissen 
und meiner politischen Haltung nicht vereinbar, 
nichts zu machen. 

Wir haben versucht, in Deutschland deren 
Sprachrohr zu sein, an die Öffentlichkeit heran- 
zutreten, um zu berichten, was dort passiert und 
was für ein neues System aufgebaut wird. Bis 
2015 wurde ununterbrochen Öffentlichkeits- 
arbeit geleistet - während dieser Zeit gab es 
enorme Angriffe seitens der AL-Nusra, ISIS und 
anderen djihadistischen Gruppierungen auf 
Rojava und Sengal - es gab einen Genozid an 
den Ezid*innen, Kobane wurde umzingelt. In 
Nordkurdistan gab es im Oktober 2014 überall 
Aufstände, um sich mit Rojava zu solidarisie- 
ren. Tausende Menschen aus Nordkurdistan sind 
nach Rojava gegangen, um sich der Revoluti- 
on anzuschließen. Es gab sehr viele Verluste, 
Vertreibung und Zerstörung. 

Bei so vielen herzzerreißenden Geschehnissen 
und Momenten habe ich mich aus meiner Unzu- 
friedenheit heraus, »nur« Öffentlichkeitsarbeit 
aus der Ferne zu machen, entschlossen, auch 
selbst dorthin zu gehen und ein Teil der Verän- 
derung vor Ort zu werden. 


Lest dazu auch den Beitrag von Nüjin Derya auf Seite 10. 
Auszug mit freundlicher Genehmigung aus Michael Wilk 
(Hrsg.): Erfahrung Rojava. Berichte aus der Solidaritätsarbeit 
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Kleines Glossar 
Asayish | Kräfte der inneren Sicherheit 
Jineoloji | Alternative Wissenschaft der Frauen 


YPG - Yekineyen Parastina Gel | Volksverteidi- 
gungseinheiten 


YPJ - Yekineyen Parastina Jine | Frauenvertei- 
digungseinheiten 


KNC - Kurdish National Council | Oppositions- 
bündnis mit 14 Parteien, gegründet 2012 


PKK - Partiya Karkeren Kurdistan | Arbei- 
terxinnenpartei Kurdistan, gegründet 1978, Vor- 
sitzender: Abdullah Öcalan. Er entwickelte in den 
1990er Jahren und der ersten Dekade des 21. 
Jahrhunderts das Konzept Demokratischen Kon- 
föderalismus. 


PYD - Partiya Yekitiya Demokrat | Partei der 
Demokratischen Einheit, 2003 gegründet, größte 
politische Partei der Kurd«innen in Rojava. Vertre- 
terin der Demokratischen Autonomie 


SDF - Syrische Demokratische Kräfte | Verein- 


te militärische Kräfte in Nord- und Ostsyrien der 
verschiedenen Ethnien, gegründet 2015 
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ZWEI JAHRE IN ROJAVA 


Als Helferin im Kriegsgebiet 


Ich bin Nüjin, 31 Jahre alt und Studentin in 
Deutschland. Ich bin ein Kind der 90er und stamme 
aus einer kurdischen Familie aus Nordkurdistan. 
2013 habe ich meine Ausbildung als medizinische 
Fachkraft in der Unfallchirurgie absolviert und in 
diesem Bereich Vollzeit gearbeitet. Im Frühjahr 
2015 bin ich nach Rojava gereist, um dortim Kran- 
kenhaus bzw. im Gesundheitssystem zu arbeiten. 
Ich wurde zuerst im zivilen, später im militärischen 
Krankenhaus Sere Kaniye eingesetzt. 


NÜJIN DERYA, INTERNATIONALISTIN 


Insgesamt bin ich eineinhalb Jahre in Rojava 
geblieben und rotierte je nach Front von einem 
Ort zum nächsten. Lange Zeit habe ich im Kran- 
kenwagen gearbeitet und wir fuhren Verletzte — 
Kämpfer*innen und zivile Bevölkerung - von der 
Front in das nahegelegene Krankenhaus. Zuletzt 
war ich bei der Befreiung von Minbic im Juli 
2016 und in Kobane eingesetzt. Das war mein 
letzter Einsatz, danach bin ich nach Deutschland 
zurückgereist. 

Meine Eltern haben mich in meinem Drang 
und Wunsch, nach Kurdistan zu reisen, zwar 
verstanden, jedoch war die Situation einfach 
eine lebensbedrohliche. Ich habe lange mit 
meiner Familie diskutieren müssen, um sie dafür 
zu gewinnen. Mit schwerem Herzen unterstütz- 
ten sie mich in meinem Weg. 

Ich kann mich ganz gut an eine Situation erin- 
nern, als meine Eltern mich zigmal in Panik 
angerufen haben und verzweifelt waren. Denn 
genau das, was sie befürchtet hatten, wäre beina- 
he passiert. Es muss August 2015 gewesen sein. 
Es war kurz vor 18 Uhr und wir, das Kranken- 
hauspersonal, saßen nach unserem Rundgang 
im Krankenhaus mit den verletzen Freund*innen 
im Gemeinschaftsraum und wollten gemeinsam 
einen Tee trinken. Währenddessen riefen meine 
Eltern mich an und wir sprachen miteinander. 
Wir waren mitten im Gespräch, als es plötzlich 
einen Riesenknall gab, die Fenster zersplitterten; 
alles im Raum wackelte und wir liefen sofort 
nach draußen. Uns allen war klar, dass in der 
Nähe ein beladenes Auto in die Luft gesprengt 
worden war. 
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Wir sprangen sofort auf und liefen nach drau- 
ßen, das Telefon war immer noch an, meine 
Mama hörte alles und fragte, was das war. Ich 
habe nur kurz gesagt: »Eine Explosion« und 
legte beim Laufen auf. Wir eilten zum Kranken- 
wagen im Hof, um zu dem Ort zu fahren und 
die Verletzten zu holen. Alles passierte inner- 
halb von Minuten. Den ersten Schwerverletzen 
brachten wir innerhalb von fünf Minuten ins 
Krankenhaus. Es war eine große Explosion am 
Asayis-Kontrollpunkt von Sere Kaniye, welcher 
ca. 500 Meter von uns entfernt lag. 

Das Ziel des IS war, den beladenen Wagen 
vor dem militärischen und zivilen Krankenhaus 
in die Luft zu sprengen, weil dort am meisten 
los war. Jedoch kamen sie an dem Kontrollpunkt 
nicht weiter, weil die Asayis sie bemerkte. Dann 
erfolgte die Explosion. Vier Asayiskräfte sind 
gefallen und Menschen, die in unmittelbarer 
Nähe waren, sind bei dieser Explosion mit ums 
Leben gekommen. Es gab sehr viele Verletze. 
Die Menschen hatten ihre Häuser verlassen 
und sind in Richtung Krankenhaus gelaufen, 
um zu helfen. Ärztinnen sind aus ihren Praxen 
und privaten Krankenhäusern gekommen, um 
in unserem Krankenhaus Hilfe zu leisten. Alle- 
samt waren wir damit beschäftigt, das Leben 
der Menschen zu retten. Wir waren erschüttert, 
wütend, sprachlos und jede*r von uns spielte mit 
den Gedanken, was gewesen wäre, wenn der 
Wagen es bis zu unserem Krankenhaus geschafft 
hätte? Dieses und andere Bilder gehen uns durch 
den Kopf. Wir sind mitten im Krieg... 


Meine eigene Herausforderung 


Wie zu oft werden in einem Kriegsgebiet jene 
vergessen, die im Krankenhaus den Krieg durch 
die Verletzten, Gefallenen und Betroffenen zu 
spüren bekommen. Wenn man den Krieg verste- 
hen möchte, reicht es nicht aus, nur an die Front 
zu schauen, es reicht nicht aus, die wehenden 
Flaggen, die Militärartillerie der jeweiligen Kräf- 
te, die befreiten Städte und die schönen Kämp- 
fer*innen zu sehen. Das allein ist nicht der Krieg, 
das ist nur die eine Seite der Medaille. Die ande- 
re Seite ist das Krankenhaus, das Leichenhaus 
und der Friedhof. 

Im Krankenhaus in Sere Kaniye mangelte es 
an Krankenhauspersonal, wir haben alle mehr 
als die »normale« Zeit gearbeitet. Als ich neu 
angefangen hatte, war Sere Kaniye gerade Mal 
seit sechs Monaten befreit, Tel Halaf war frisch 
befreit und die Front verlief bei Mabrouka. Von 
dort kamen jeden Tag verletzte Kämpfer*in- 
nen. Da wir wenige waren und auch gefalle- 
ne Freund*innen ins Krankenhaus kamen, 
war ich am zweiten Tag meines Aufenthaltes 
im Krankenhaus im Leichenhaus unter unse- 
rem Krankenhaus. Da eine gefallene Freundin 
gebracht wurde, wurde darum gebeten, dass 
auch Frauen in die Leichenhalle gehen und die 
letzten Dinge aus den Taschen herausholen, sie 
»sauber« machen und sie in die Leichenkühlzelle 
bringen sollten, bis die Familien benachrichtigt 
seien. Es war für mich das erste Mal, dass ich 
einen toten Menschen, eine Kämpferin, die vor 
mir auf dem Leichentisch las, angefasst und ihr 
Gesicht vorsichtig sauber gemacht habe. Sie 
hatte krasse Verletzungen. Die Mörsergranate 
hatte ihr Becken getroffen, sodass Teile ihres 
Körpers fehlten und nur die Lendenwirbelsäule, 
die oberen und unteren Körperteile zusammen- 
hielt. Ganz still und ernst holten wir alles aus 
den Taschen, wickelten ein Tuch um ihr Becken, 
holten Schmutz aus den geflochtenen Haaren 
und umhüllten sie mit einem Laken. Danach 
trugen wir sie in die Leichenkühlzelle, legten 
eine Notiz mit all ihren Daten an und machten 
die Tür zu. Wir schauten uns alle ohne zu spre- 
chen an, holten tief Luft und gingen mit schwe- 
rem Herzen und voller Emotionen hoch in die 
Patientenebene. 

Den ganzen Tag konnte ich die Kämpferin 
nicht vergessen. Es war für mich befremdlich, 
so zu tun, als wäre das normal, was wir gerade 
getan haben, was gerade geschehen ist. Es war 
mein zweiter Tag und ich wusste, das wird mein 
- unser - Alltag sein! Daher musste ich sofort 
lernen, weiterzumachen und nicht zu kapitulie- 
ren. Es war dann auch so, dass wir jeden Tag 
Gefallene bekommen haben, manchmal eine*r 
und manchmal fünf bis zehn am Tag und zu dem 
auch noch Schwerverletze. 

Wir waren ständig von Tod umgeben, wir 
wussten nicht nur wie der Tod aussieht, sondern 
auch wie der Tod riecht. Wir kannten die Gefal- 
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lenen gar nicht, und doch kannten wir sie alle 
sehr gut, weil sie Kimpfer*innen waren. Es mag 
absurd und befremdlich klingen, jedoch haben 
wir auch gelernt, die Leichen zu lieben, denn sie 
waren unsere Freund*innen, unsere Genoss*in- 
nen und unsere Kämpfer*innen. Wir alle sind 
so zärtlich mit den Leichen umgegangen, so als 
würden wir ihnen nicht noch mehr Schmerzen 
zufügen wollen. 

Wir lernten über die Zeit, dass auch der Tod 
eine Realität unserer Arbeit ist und jedes Mal 
ist sie uns schwergefallen, wir haben regelrecht 
dagegen gekämpft, dass diese Bilder und diese 
Realität nicht »normal« werden. Egal, wie viel 
ich über die Gefallenen schreibe und versuche 
dieses Gefühl nahezubringen, wird es ihnen nie 
gerecht. Wir haben selbst auch nie versucht, 
diese Bilder, die Atmosphäre, unsere Arbeit, 
die Realität, das Leben, den Tod, das Leid - das 
alles zu verstehen, weil es uns den Verstand 
geraubt hätte. Wir mussten schlucken und 
weiter machen. Über die Zeit haben wir viele 
Freund*innen im Leichenhaus wiedererkannt. 
Manchmal war es sogar so, dass du die Person 
am Morgen lebendig sahst und am Abend die 
Leiche kam. 

Mit diesen Beschreibungen liegt es mir sehr 
am Herzen, auch an diese Menschen zu denken, 
die tief traumatisiert sind. Denn über Jahre stän- 
dig von Tod und Überleben umgeben zu sein, 
hinterlässt tiefe Spuren. Nicht nur das Kranken- 
hauspersonal, sondern ganz Rojava samt den 
Kämpfer*innen, ist davon betroffen, weil jede 
Familie einen oder mehrere Gefallene hat. Die 
Revolution in Rojava hat viele Opfer gekostet, 
die Zahl der Gefallen liegt weit über 11.000. 
Die Gesellschaft in Rojava wird nach dem Krieg 
bzw. nachdem es ruhiger geworden ist, erst mit 
den Konsequenzen und Schäden des Krieges 
zu kämpfen haben. Es ist eine traumatisierte 
Gesellschaft, die Herausforderungen werden 
sich meiner Meinung nach noch richtig zeigen. 
Denn bis jetzt haben wir alle versucht, auf die 
frischen Wunden und auf den Krieg zu reagieren 
und für unser Überleben zu kämpfen und wenn 
dieser Überlebenskampf garantiert und Stabilität 
in die Region gekommen ist, werden sich erst 
traumatische Störungen, Wunden, die Verhält- 
nisse und der Zustand der Bevölkerung zeigen. 
Und das muss mitbedacht werden. 

Mit meiner Einschätzung und Beschreibung 
von Rojava soll keine nüchterne Zukunft des 
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Projektes beabsichtigt werden, sondern eher, 
dass das, was wir alle hochpreisen und vertei- 
digen, auch ihre Herausforderungen hat und 
Opfer kostet. Es wird in den Medien zu oft 
alles schön und oberflächlich beschrieben und 
gezeigt, jedoch ist und bleibt wahr, dass der 
Krieg immer schrecklich ist! 


Auszug mit freundlicher Genehmigung aus Michael Wilk 
(Hrsg.): Erfahrung Rojava. Berichte aus der Solidaritätsarbeit 
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kurdistan-report.de 


Zweitägige Konferenz »10 Jahre Rojava - 
Vom demokratischen Experiment zum 
Hoffnungsträger einer Region« von me- 
dico international 

Alle Aufzeichnungen sind zu finden unter: 
https://bit.Iy/3YJWPOL 
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SCHWERPUNKT ROJAVA IN BEDRÄNGNIS 


Die Frauenkooperative Jinwar 


Jinwar existiert seit 2018. Es istein internationales 
Frauendorf, in dem heute zwei Dutzend Kurdin- 
nen, Araberinnen, Jesidinnen und Frauen aus 
anderen Kulturen sowie 15 Kinder leben; Männer 
kommen lediglich zu Besuch. 


ANJA MARWEGE, OYA-ONLINE.DE 


Auf vielen Fotos des Dorfs Jinwar sind bucklige, 
sich gleichende Lehmhäuschen zu sehen, die 
sich vor kargen Hügeln aneinander schmiegen. 
Andere Bilder zeigen schlammiges Wasser, das 
in frisch ausgehobenen, zwei Spaten breiten 
Kanälen fließt, um die Gärten Jinwars zu bewäs- 
sern. Meine Redaktionskollegin Lara Mallien 
und ich lernen das Dorf nicht nur von Fotos, 
sondern auch durch ein langes Gespräch mit 
Nüjin Derya kennen. 

Die 29-jährige Nüjin ging vor sieben Jahren aus 
Deutschland, wo sie aufgewachsen ist, in diese 
schwierige Region. »In Deutschland fehlte mir oft 
die Verbindung zwischen verschiedenen gesell- 
schaftlichen Kämpfen«, erzählt sie. »Es liegt an 
uns, dafür zu kämpfen, dass es nicht bei kurzen 
Aufständen und vereinzelten Projekten bleibt, 
sondern dass daraus beständige Alternativen 
entstehen.« Über ihre Entscheidung, nach Nordost- 
syrien zu gehen, sagt sie: »Es hat mich beeindruckt, 
wie eine gesellschaftliche Bewegung, in der Frau- 
enbefreiung eine so zentrale Rolle spielt, es schafft, 
inmitten eines Kriegs eine Revolution zu wagen: 
ein Prozess voller Hoffnung, voller Widersprüche 
und Gratwanderungen.« 

Mitten im Dorf liegt die Gemeinschaftsküche. 
Das gemeinsame Essen ist für das Dorfleben 
wesentlich. »Rituale fordern uns heraus, uns selbst 
und das, was wir tun, ernstzunehmen«, lautet 
eine Erkenntnis der Bewohnerinnen. Zwei Frauen 
übernehmen für je einen Monat die Verantwor- 
tung für das Kochen. Gekocht wird hauptsächlich 
das, was im gemeinschaftlich gepflegten Garten 
wächst. Die Kinder sind fast überall dabei. Nüjin, 
selbst bislang kinderlos, erzählt, wie sie mit den 
Kindern Betten gebaut oder mit ihnen im Garten 
gearbeitet hat. »Die Frauen hier im Dorf sind die 
Mütter aller Kinder«, sagt sie. »Alle Kinder spie- 
len miteinander, und wenn sie etwas brauchen, 
wenden sie sich an die Nächstbeste in ihrer Nähe. 
Sie sind überall geborgen.« 


4 Frauen bei der Gurkenernte im Gemeinschaftsgarten des Dorfs Jinwar. 


Zur Erntezeit machen die Frauen das Gemüse 
von den Feldern und aus dem Garten gemein- 
sam haltbar, teils für das Dorf, teils für den 
Verkauf auf dem Markt. Die Einnahmen flie- 
ßen in die gemeinsame Dorfkasse. Jede Frau 
bekommt daraus einen Anteil. So wie in Jinwar 
gibt es in der ganzen autonomen Region zahl- 
reiche Beispiele für kollektive Projekte. Der 
Aufbau von dörflichen Kooperativen, die ein 
gemeinsames Bewirtschaften von Land und 
Boden sowie eine gemeinschaftliche Produktion 
ermöglichen, bilden einen Pfeiler der selbst- 
verwalteten, demokratischen Gesellschaft der 
Region. Seit 2012 wurden mehrere Hundert 
Genossenschaften gegründet. Drei Viertel der 
industriellen Betriebe der Region sind in Selbst- 


Foto: Jinwar 


verwaltung, ein Drittel wird von Arbeiter*in- 
nenräten verwaltet. 

In Jinwar gibt es selbstverständlich nur Frau- 
enräte. Alle zwei Wochen findet eine kleine Dorf- 
versammlung für alle Bewohnerinnen zur Refle- 
xion des Dorflebens und für den Austausch statt. 
Monatlich gibt es außerdem eine große Dorf- 
versammlung; in diesem Gremium werden alle 
wichtigen Entscheidungen getroffen. Vorbereitet 
werden diese in Komitees, die für verschiedene 
Bereiche verantwortlich sind, wie die Dorfökono- 
mie, Landwirtschaft und Garten, das Gesundheits- 
zentrum, die Dorfschule und die Akademie des 
Dorfs. In der Arbeitsgruppe zur Landwirtschaft 
etwa wird zur Frage, wie viel Weizen angebaut 
werden soll, eine Entscheidung vorbereitet. In der 


ZWEI FRAUEN BERICHTEN ÜBER DIE WIDERSTANDSKRAFT DES LEBENDIGEN 


Hevalti heifst Freundinnenschaft 


Nüjin lebt seit mehreren Jahren in Rojava, Farasin 
seit einigen Monaten. Wir treffen uns in einer 
Videokonferenz; ich will mit den beiden über 
Sicherheit sprechen. Nüjin: »In diesem Krieg 
laufen Alltag und Angriffe gleichzeitig. Zu jedem 
Zeitpunkt können das türkische Militär und die mit 
ihnen alliierten Gruppen angreifen, und das tun 
sie auch. In diesen Tagen erreicht der Krieg eine 
neue Intensität, und wir verlieren viele Menschen. 
Wir bereiten uns auf Angriffe vor und wissen, was 
dann zu tun ist. Damit kehrt Ruheein.« 


TABEA HEILIGENSTÄDT, FUCHSMÜHLE (WALDKAPPEL) 


Nüjin und Farasin sind Teil des Andrea-Wolf-In- 
stituts der Jineoloji-Akademie in Nord- und 
Ostsyrien. Die »Jineoloji« ging aus der kurdi- 
schen Frauenbewegung hervor und widmet sich 
der Erforschung von Alternativen zum patriar- 
chal-kapitalistischen System. »Jineoloji, das ist 
die Wissenschaft der Frauen und gleichzeitig ist 
sie die Wissenschaft der Gesellschaft und des 
freien Zusammenlebens«, erklärt Farasin die 
matriarchale Grundhaltung. 

»Wenn wir Alternativen aufbauen wollen, 
dann bedeutet das, auch eine »Lebenskultur« 
zu entwickeln, eine Kultur, die Lebendigkeit in 
sich trägt: sich nicht durch Mauern und Grenzen 
abzuschotten, sondern einander von Mensch zu 
Mensch zu begegnen. Diese Lebenskultur gibt 
uns die Gewissheit, dass — egal, was passiert 
— jemand an unserer Seite ist, und wir gemein- 
sam mit der Situation umgehen, sie gemeinsam 
tragen und gestalten können. Kritik, Selbstkritik 
und Reflexion sind dafür essenziell - sie halten 
unsere gemeinsame Kultur lebendig. Wenn du 
wirklich etwas verändern willst, dann musst du 


dich den Widersprüchen und Konflikten stellen 
und kannst dich nicht einfach in eine Komfort- 
zone zurückziehen. Das müssen viele von uns 
noch lernen. Kritik ist ein Geschenk, denn je 
bewusster wir sind, desto resilienter sind wir 
auch. Wenn du eine Person liebst, dann solltest 
du sie kritisieren — vorausgesetzt, das geschieht 
aus einer unterstützenden Haltung heraus; denn 
du willst ja, dass sie sich weiterentwickelt.« 

Ein Ausdruck, der immer wieder in unse- 
rem Gespräch fällt, ist hevalti. Im Kurdischen 
bedeutet heval »Freundin« oder »Freund«. 
»Hevalti« heißt, sich durchweg als Freunde, 
als Genossinnen, zu begegnen und deswegen 
auch empathisch, liebevoll und herausfordernd 
miteinander zu sein. Es ist eine Form der Freun- 
dinnenschaft, die nicht nur von persönlichen 
Gefühlen, sondern vor allem von einer gemein- 
samen politischen Perspektive und geteilten 
Prinzipien getragen ist. Sie ist tief und lang- 
fristig. Besonders zwischen Frauen sei Hevalti 
grundlegend, erklären mir Nüjin und Farasin, 
denn in ausbeuterischen Strukturen seien Bezie- 
hungen zwischen Menschen - und insbesondere 
auch zwischen Frauen - von Konkurrenz-den- 
ken, Profitlogik und Misstrauen durchzogen. Es 
gehe darum, dieses Ausbeuterische in Sozialbe- 
ziehungen zu überwinden. 

Ist etwa erst Krieg erforderlich, damit wir uns 
radikal der Selbstorganisation und den Lebens- 
grundlagen widmen können? Darauf erwidert 
Farasin: »Angriffe von außen haben das Poten- 
zial, mehr inneren Zusammenhalt zu schaffen. 
In der kurdischen Freiheitsbewegung ist aber 
klar, dass die eigentliche Kraft eben nicht aus 
der Verteidigung gegen jemanden, sondern aus 
dem Aufbau einer freien Gesellschaft heraus 


kommen muss.« Dabei geht es zum Beispiel 
um freie gesellschaftliche Bildung, materielle 
Grundgeborgenheit, gemeinsame Werte sowie 
gemeinschaftliche Organisationsstrukturen, 
wie etwa kommunale Räte. Farasin sagt: »Das 
nennen wir Selbstverteidigung, und die passiert 
nicht nur mit Waffen. Die wichtigste Form der 
Selbstverteidigung ist der bewusste Aufbau 
alternativer Strukturen — die dann beschützt 
werden müssen.« 

Farasin erklärt, was sie unter »Sicherheit« 
versteht: »Was uns die größte Sicherheit gibt, ist, 
in ein Netz aus Infrastruktur, Gesundheitsversor- 
gung, kooperativer Ökonomie und Sozialbezie- 
hungen eingebunden zu sein — zu wissen, dass 
wir gemeinsam für etwas leben. In der Logik 
des Kapitalismus bedeutet anderen zu vertrauen 
hingegen Abhängigkeit und Verletzbarkeit - in 
dieser Sichtweise geht Vertrauen immer mit 
der Gefahr einher, im Konkurrenzkampf hinten 
runterzufallen oder die eigene individuelle Frei- 
heit zu verlieren.« 

Ich bin überrascht, dass meine Gesprächs- 
partnerinnen so wenig von Unsicherheiten 
sprachen. Es leuchtet mir ein, dass die Angst 
durch Einbettung und Verbundenheit weniger 
Raum bekommt. Vielleicht entsteht Angst ja aus 
Isolation? 

Auf die Frage, wie die beiden in die Zukunft 
blicken, bekomme ich eine hoffnungsvolle 
Antwort von Farasin: »Wir wünschen uns, dass 
die Angriffe aufhören und die besetzten Gebie- 
te wie Afrin, Sere Kaniye und Gire Spi befreit 
werden, und die Frauenrevolution auf Grundla- 
ge der Jineoloji und der Prinzipien von Selbst- 
verwaltung und Selbstorganisation weitergehen 
kann. Wir hoffen, dass diese Ideen auch an ande- 


Dorfversammlung werden dann alle Einwände 
und Vorschläge dazu gehört. Je nachdem, worum 
es geht, finden auch Abstimmungen statt. 

Die Dorfversammlung bestimmt ihre Spreche- 
rin, eine Position, die alle paar Monate von einer 
Frau zur nächsten rotiert. Jede kann dieses Amt 
übernehmen, um für den Austausch mit dem 
Gemeinde- und Stadtrat zu sorgen und etwa 
zur Regionalversammlung zu gehen, in der alle 
Frauenräte der Region organisiert sind. Gleich- 
zeitig behält die Dorfsprecherin den Überblick 
über das Geschehen im Dorf. 


Das Dorf ist Gemeinschaftsland 


Als das Land früher dem syrischen Staat gehörte, 
ließ dieser dort Weizen in Reinkultur anbau- 
en, viele Flächen lagen brach. Davor gab es 
ein System von Großgrundbesitzern, die in 
den Dörfern das Sagen hatten. Mit den letz- 
ten revolutionären Umwälzungen gingen die 
Flächen der industriellen Landwirtschaft an die 
Selbstverwaltung durch die Bevölkerung über. 
In Jinwar gehört das Land offiziell dem Dorfrat. 
Bevor das Dorf errichtet wurde, haben die Frau- 
en des Aufbaukomitees eine Art Gesellschafts- 
vertrag verfasst, in dem wichtige Grundlagen 
des Zusammenlebens niedergelegt sind. Einmal 
im Jahr wird der Gesellschaftsvertrag von der 
Dorfversammlung neu diskutiert. Darin steht 
beispielsweise, dass das Land und die Häuser 
Jinwars gemeinschaftliches Eigentum sind; das 
heißt, Land oder Häuser können nicht verkauft 
oder für Geld vermietet werden. 

Der Aufbau Jinwars ist auch eine Spurensuche 
nach Gesellschaften, die sich nach matriarchalen, 
kommunalen Prinzipien organisieren. »Solche 
Spuren finden sich in jeder Region dieser Welt, 
bis zum heutigen Tag«, erklärt Nüjin, die dazu 
am Andrea-Wolf-Institut der Jineoloji-Akademie 
forscht. Beispiele findet sie im Zoroastrismus, der 
Religion des Zarathustra, den Heiratspraktiken 
der tibetischen Gemeinschaft, den Familienbil- 
dern der Maori-Gemeinschaft in Neuseeland oder 
der Yoruba-Gesellschaft im Südwesten Nigerias. 


Gekürzte Fassung des Artikels aus Oya (61/2020). 


Link zum Artikel: https://bit.ly/3YvavnwW 


ren Orten aufgegriffen werden, und wir darüber 
in Austausch kommen können.« 


Gekürzte Fassung des Artikels aus Oya (70/2022). 
Link zum Artikel: https://bit.ly/40R8cX4 
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12 coNTRASTE 


SCHWERPUNKT ROJAVA IN BEDRÄNGNIS 


ZEHN JAHRE ROJAVA 


Probleme über Probleme 


Nach zehn Jahren Aufbruch muss das Befreiungs- 
projekt Rojava weiter um seine Existenz kämpfen. 
Viele Erfolge konnten für die Bevölkerung erreicht 
werden, aber es bleiben Probleme über Proble- 
me. Zu der militärischen Bedrohung kommen das 
Embargo, Mangelan wichtigsten Dingen, Wasser- 
knappheit und Umweltbelastungen. Es grenzt an 
ein Wunder, dass die Bewegung des demokrati- 
schen Konföderalismus bei all dem nicht kapitu- 
liert hat und sich dem Assad-Regime nicht wieder 
unterworfen hat. 


HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN 


Als Fels in der Brandung zeigt sich die kurdische 
Partei PYD mit ihren Milizen YPG/J - Segen und 
Problem zugleich. Abdullah Öcalan von der PKK 
war der Ideengeber des »Demokratischen Konfö- 
deralismus«, womit langfristig der Nationalstaat 
aufgehoben und der Neoliberalismus überwun- 
den werden soll: »Demokratischer Konfödera- 
lismus ist offen gegenüber anderen politischen 
Gruppen und Fraktionen. Er ist flexibel, multi- 
kulturell, antimonopolistisch und konsensori- 
entiert. Ökologie und Feminismus sind zentrale 
Pfeiler. Im Rahmen dieser Art von Selbstver- 
waltung wird ein alternatives Wirtschaftssystem 
erforderlich, das die Ressourcen der Gesellschaft 
vermehrt, anstatt sie auszubeuten, und so den 
mannigfaltigen Bedürfnissen der Gesellschaft 
gerecht wird.« 

So strategisch verbunden mit der PKK entwi- 
ckelte sich die kurdische PYD in Nordsyrien. 
Im Jahre 2012 wagte sie dort den Aufstand, 
der in einen Waffenstillstand mit dem ande- 
renorts bedrängten Baath-Regime mündete. 
Die YPG/J-Milizen wuchsen und boten relative 
Sicherheit. Es wurden kommunale Rätestruk- 
turen aufgebaut, Frauen und Männer bildeten 
als Co-Vorsitzende gemeinsam die Doppelspitze 
von Gremien. Und das mitten in einem patriar- 
chalen und nationalistisch geprägten Kurdistan. 
Wichtige Katalysatoren für diesen beginnenden 
demokratischen Prozess waren die Mitglieder 
und Kader der PYD, die auch viele Gremien 
anführen. Parteien im kurdischen Dachverband 
KNC, die diesen Weg nicht mitgehen wollten, 
sahen sich ins Abseits gedrängt. Neue Dachver- 
bände wie der DRS wollen den demokratisch-fö- 
deralen Weg weitergehen. 

Die Syrienexpertin Kristin Helberg referierte 
im September 2022 auf der Rojava-Konferenz 
von medico international zur Rolle der PYD. Die 
großen Erfolge in Nordostsyrien anerkennend 
sieht sie das Problem, dass die PYD auch nach 
zehn Jahren an Umwälzung die Tendenz hat, als 
autoritäres Ein-Parteien-Regime in der Verwal- 
tung aufzutreten. Auf Reisen vor Ort hat sie den 
Eindruck gewonnen, dass die PYD weiterhin den 
Anspruch hat, das Projekt Autonomie zu leiten 
und zu schützen. Verstärkt werde diese Tendenz 
durch die faktische Herrschaft ihrer Milizen, die bei 
Konflikten strukturell am längeren Hebel säßen. 
Diese Logik führe dann stellenweise zu Bürokratie, 
Ineffektivität, manchmal zu Korruption. 

Sie berichtet von Umfragen der Organisa- 
tion IMPACT, dass die autonome Regierung, 
AANES abgekürzt, in den mehrheitlich kurdi- 
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4 Die Stadt Derik im März 2015, Newroz Camp 


schen Gebieten die höchste Zufriedenheit und 
Legitimierung hat, in den überwiegend östlich 
arabischen Gebieten die wenigste habe, dort 
aber aus Mangel an Alternativen als das beste 
Bestehende toleriert werde. Helberg hörte bei 
einer Nordostsyrien-Reise auch, dass dort arabi- 
sche Räte einen kurdischen Berater haben, der 
eigentlich die Entscheidungen träfe. Sie legte 
auch dar, dass es im Norden wie im Osten zu 
Drohungen und Bedrohungen von Oppositionel- 
len gekommen sei. 

Von der Bevölkerung würde die AANES sehr 
dafür geschätzt, dass sie Basisdienstleistungen 
zur Verfügung zu stellen weiß, also Sicher- 
heit, Rechtsprechung, Gesundheitsversorgung, 
Bildung, Strom, Wasser und Ernährung. Die 
Verwaltung sei aber zu wenig pragmatisch, um 
mit Anderen Lösungen zu finden, zum Beispiel 
größere Generatoren am Stadtrand, Brunnen- 
bau, neue Kanäle zum Euphrat, Solarenergie. 


Menschenrechtsverletzungen 


In Internetquellen ist zu lesen, dass bei der 
Wehrpflicht rechtswidrig auch Minderjährige 
eingezogen wurden, so dokumentiert von »Syria 
for Truth und Justice«. Die SDF-Führung hat 
darauf reagiert und pocht auf die Einhaltung 
der Bestimmungen. Die NGO »Human Rights 
Watch« konnte 2014 zwei Gefängnisse in Jazira 
besuchen und hatte uneingeschränkten Zugang 
zu den Inhaftierten. Nadim Houry von »Human 
Rigths Watch« meint als Fazit: »In den kurdisch 
kontrollierten Gebieten in Syrien geht es ruhi- 
ger zu als im Rest des Landes, aber dennoch 
geschehen dort schwere Menschenrechtsver- 
letzungen. Die kurdische Führung im Norden 
Syriens kann mehr tun, um die Rechte aller 
Menschen zu schützen.« (Quelle »Human Rights 
Watch«: https://bit.ly/42vNMUßg) Die Journalis- 
tin Kristin Helberg sagte in ihrem persönlichen 
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Fazit, dass Kritik an Missständen, Korruption, 
an Ineffekivität gesagt und geschrieben werden 
könne, insbesondere von NGOs. Der Einfluss der 
PYD erschwere aber auch die Verbreiterung des 
Autonomie-Projektes auf mehr Schultern. Sie 
plädiert für weniger ideologisches Denken, mehr 
Reflektion, mehr Partizipation, auch mehr poli- 
tisch-strategisches Herangehen. Um mein Bild 
vom Anfang aufzugreifen: Mehrere Felsen in 
der Brandung wären sehr hilfreich. 


Sackgasse Bildung 


Ein ebenso selbstgestricktes Problem in Rojava 
ist das eingleisige kurdische Schul- und Unisys- 
tem. Endlich in kurdischer Sprache mit eige- 
nem Lehrplan lehren zu können, ist eine große 
Errungenschaft nach langer Unterdrückung. Nur 
werden die kurdischen Abschlüsse weder in Syri- 
en noch im Ausland anerkannt. Ein Ausweg aus 
der Misere wäre es, in Arabisch und Kurdisch 
zu unterrichten. Woher aber die Ressourcen 
nehmen? 


Jenseits von Markt und Staat? 


Der von Abdullah Öcalan entwickelte »Demo- 
kratische Konföderalismus« bringt große Bewe- 
gung in die verkrusteten autoritären wie patri- 
archalen Strukturen im Nahen Osten. Ist der 
»System Change« aber auch konsequent zu Ende 
gedacht? Das Konzept des »Dritten Weges« zeigt 
die Illusion, es könne eine Instanz geben, die 
das weiter existierende warenproduzierende 
Konkurrenzsytem solidarisch bändigt und gar 
menschengerecht gestaltet. Ganz so, als hätte 
es nicht die Ära des gescheiterten »Realsozialis- 
mus« gegeben. So meint Abdullah Öcalan: »Die 
größte Aufgabe sozialistischer Politik liegt in 
der Umsetzung einer alternativen Wirtschafts- 
politik, die sich nicht ausschließlich am Gewinn, 
sondern an der gerechten Umverteilung der 
Reichtümer orientiert.« 

Das konkurrenzbasierte Geld- und Profitsystem 
darf Fundament der Gesellschaft bleiben, deren 
zersetzende Auswirkungen wie die Armut-Reich- 
tum-Schere, Umweltzerstörung, Raubkriege 
sollen durch breite Rätedemokratie in Schach 
gehalten und solidarisch moduliert werden. Der 
»Dritte Weg« bleibt ohne Verständnis für wert- 
kritische Analysen, die aufzeigen, dass sich im 
Kapitalismus die konkurrierenden Produktions- 
verhältnisse als »automatisches Subjekt« hinter 
dem Rücken der Menschen durchsetzen. Das ist 
der tiefere Grund, warum aller Realsozialismus 
gescheitert ist. Daran kann auch eine sympathi- 
sche Rätedemokratie nichts ändern. 

In Worten von Karl Marx: »Es kann nichts 
falscher und abgeschmackter sein, als auf der 
Grundlage des Tauschwerts, des Geldes, die 
Kontrolle der vereinigten Individuen über ihre 
Gesamtproduktion vorauszusetzen.« Gesell- 
schaftliche Befreiung von Macht und Staat 
kann letztlich nur mit einem gemeinschaftli- 
chen Gesellschaftsfundament gelingen, wo die 
Trennung der produzierenden Einheiten unter- 
einander aufgehoben ist. Es beinhaltet im Kern, 
dass Arbeit nicht mehr in Tauschmanier in Wert 
gesetzt wird, sondern in direkter Vergesellschaf- 
tung allen zu Gute kommt. 


Foto: Beriwan Al-Zin 


Ein neues, von vornherein solidarisch-gesell- 
schaftliches »Betriebs«-System kann nicht vom 
Himmel fallen, kann auch nicht in einer Revolu- 
tion als Geist aus der Flasche gelassen werden. 
Es muss wie einst Linux mühsam entwickelt 
werden und heranreifen. Dazu einige Hinweise: 
Widersprüchlich in das betriebliche Konkurrenz- 
system integriert, zeigen weltweit die vielen 
Kooperativen und Genossenschaften doch Tag 
für Tag, dass sich durchaus ohne autoritäre 
Hierarchie produzieren lässt. Dies kann auch 
auf höherer Stufenleiter möglich sein. 

Gemeinsame Eigenarbeit/Subsistenz ist von 
jeher Teil der Menschheitsgeschichte und kann 
überall gemeinschaftlich - traditionell wie mit 
neuem technischen Knowhow - ausgebaut 
werden. 


Beitragen statt Tauschen 


Politische Kommunen verknüpfen beide Stränge, 
sie zeigen, welche soziale, ökologische und wirt- 
schaftliche Lebensqualität gewonnen werden 
kann, wenn die Erwerbsarbeit reduziert wird. 
Übrigens trägt die Marktwirtschaft durch ihre 
Wissenschaft samt Bildungssystem »gratis« dazu 
bei, wichtiges Knowhow für konkretes Produzie- 
ren in neuem Kontext bereitzustellen. 

Beitragen statt Tauschen ist vielleicht die 
konsequenteste Bewegung, hier und heute zu 
beginnen, Gesellschaft endlich anders zu stricken 
(siehe CONTRASTE NT. 460). Ohne solche expe- 
rimentellen Keimformen von anderer Gesellschaft 
würden denn auch die vermehrten Rufe nach 
»System Change« wirkungslos verhallen. 

In Nordostsyrien werden Kooperativen im 
Rahmen des »Demokratischen Konföderalismus« 
gefördert, in dem ihnen etwa Land zur Verfü- 
gung gestellt wird, welches dem syrischen Staat 
abgerungen wurde. Eine Frauen-Kommune ist 
entstanden. In einer Broschüre des RIC wird die 
Entwicklung im Rojava-Dorf Carudi skizziert. 
»Die Bewohner*innen des Dorfes bewirtschaften 
gemeinsam einige landwirtschaftliche Flächen, 
einen »>Entspannungs<-Gemeinschaftsgarten mit 
einem Brunnen, Obstbäumen und Blumen sowie 
einer Schaf- und Ziegenherde. Sie bewirtschaf- 
ten die kollektiven Felder nach kooperativen 
Prinzipien, wobei die meisten Dorfbewohner*in- 
nen Zeit und Arbeitskraft für die Bearbeitung 
des Landes aufwenden und die Ernte unter allen 
aufgeteilt wird.« In Keimform wird hier wert- 
frei, sprich ohne Tausch, produziert und konsu- 
miert, ganz ohne Markt- und Wachstumszwän- 
ge. Solche Commons können zu »InterKomms« 
mehrerer Dörfer werden und das gemeinsame 
Beitragen verbreitern. 

Warum weiß die PYD all solche Projekte nicht 
als Wegweiser für ein neues Commonie-Funda- 
ment von Gesellschaft zu begreifen? Vor dieser 
Frage steht nicht nur die so widerstandsfähige 
Bewegung in Nordostsyrien. 


Grundlage des Artikels ist ein Vortrag der Journalistin und Poli- 
tikwissenschaftlerin Kristin Helberg am 11. September 2022 im 
Rahmen der Konferenz » 10 Jahre Rojava - Vomdemokratischen 
Experiment zum Hoffnungsträger einer Region « von medico 


international. 


Die Aufzeichnung ist zu finden unter: https://bit.ly/3YJWPOL 
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WOLFSBURG 


Straßenbahn fährt aus VW-Fabrik 


CONTRASTE 13 


BIOTONNE 


4 Aktivistxinnen verkleideten einen Autozug aus dem VW-Stammwerk in Wolfsburg als Straßenbahn. 


Die erste Straßenbahn hat am 7. März 
das Volkswagen-Stammwerk in Wolfs- 
burg verlassen, fürs Erste allerdings nur 
symbolisch. 


RUBEN GRADL, WOLFSBURG 


In einer Überraschungsaktion stopp- 
ten Aktivist*innen einen Autozug, der 
Autos aus dem Volkswagenwerk in 
Wolfsburg auf die DB-Gleise beför- 
dert, über dem Mittellandkanal. 
Mittels Ankett-Aktionen fixierten sie 
den Zug auf der Brücke und verklei- 
deten ihn mit einem riesigen Banner 
als Straßenbahn. So bot der Zug ein 
symbolträchtiges Bild, welches das 
Ziel der Aktivist*innen sehr anschau- 
lich zeigte: VW soll im Wolfsburger 
Stammwerk künftig keine Autos 
mehr produzieren, sondern öffent- 
liche Verkehrsmittel — allen voran 
Straßenbahnen. 

Die Investitionsplanungsrunde von 
VW wurde von letztem Jahr auf den 
Frühling 2023 verschoben und ist bis 
jetzt immer noch nicht terminiert. 
Aktive Gruppen in Wolfsburg brin- 
gen mit der Aktion nun einen eigenen 
Ergebnisvorschlag für die Planungs- 
runde ein: nämlich einen sofortigen 
Umbau der Produktion von Autos auf 
öffentliche Verkehrsmittel, Hand in 
Hand mit einem Umbau der Konzern- 
struktur zu einem gemeinwohlorien- 
tierten Kooperativbetrieb. 

Die Aktivist*innen haben klare Forde- 
rungen: »Keine Entlassungen mehr, 
keine Kurzarbeit, kein Totschuften für 
einen Umwelt-Schmutz-Konzern. 

Wir fordern ab sofort: 

einen Umbau des VW-Stammwerks 
auf ÖPNV-Produktion, 

kostenlose Umschulungsprogram- 
me für alle Mitarbeitenden 

« eine Arbeitszeitverkürzung auf 30 
Stunden oder weniger bei vollem 
Lohnausgleich 

bessere Arbeitsbedingungen für 
Lok- und Busfahrer*innen plus 
Umschulungsprogramme für alle, 
die auf diese Berufe umsteigen 
wollen.« 

»Es geht darum, eine Produktion 
danach auszurichten, was gebraucht 
wird und nicht danach, was Profite 
für Wenige abwirft. Um eine gemein- 
wohlorientierte Produktion durch- 
zusetzen, müssen sich alle von der 
Produktion Betroffenen zusammen- 


setzen und gemeinsam Entscheidun- 
gen treffen. Die meisten von der Auto- 
mobilproduktion Betroffenen werden 
heutzutage überhaupt nicht gefragt«, 
sagte Marie aus der Aktionsgruppe. 
Alex fügte hinzu: »VW gehört bereits 
zu 20 Prozent dem Land Nieder- 
sachsen, zu 53 Prozent der Familie 
Porsche-Piech und zu 17 Prozent dem 
Emirat Katar. Gewinne werden priva- 
tisiert und Verluste sozialisiert. Das 
darf nicht länger sein! Das Motto der 
Zukunft »VW für alle steht für einen 
gemeinwohlorientierten, kollektiv 
geführten VerkehrsWende-Betrieb, 
bei dem Betroffene entscheiden, was 
produziert wird.« 

Klar ist: Ein Umbau des VW-Stamm- 
werks auf Straßenbahnproduktion 
würde sichere Beschäftigungspers- 
pektiven bieten. Allein in den zurück- 
liegenden drei Jahren wurden in der 
Auto- und Zulieferindustrie bereits 
90.000 Arbeitsplätze abgebaut oder 
verlagert. Das sind vier Mal so viele 
wie in der Braunkohle in 20 Jahren 
abgebaut werden sollen. Ein Umbau 
des VW-Stammwerks auf ÖPNV-Pro- 
duktion würde gute, ökologisch und 
sozial verträgliche Arbeitsplätze lang- 
fristig sichern. 


Verkehrswende kann 
so einfach sein 


Kurz nach Aufbau der Aktion auf 
dem Autozug formierte sich spontan 
eine solidarische Kundgebung in der 
Innenstadt. Mit Flyern, Trommeln, 
Bannern und Redebeiträgen erzählten 
die Aktiven Passant*innen und Inte- 
ressierten von der Aktion im Westen 
des Werks. An verschiedenen Stellen 
in der Stadt verteilten solidarische 
Verkehrswende-Aktive Flyer, welche 
auf ihr Ziel aufmerksam machen: VW 
soll künftig im Wolfsburger Stamm- 
werk Straßenbahnen bauen. 
»Straßenbahnen statt Millionen 
neuer Autos. VerkehrsWende kann so 
einfach sein. Und so schön.« Natur- 
schützer und VW-Mitarbeiter Torsten, 
Mitveranstalter der Soli-Kundgebung 
in der Innenstadt, ist begeistert von 
solchen Aktionen. »Hier weisen Akti- 
vist“innen deutlich darauf hin, dass 
etwas schief läuft. Etwas schief läuft 
bei Verkehrsplanung und -entwick- 
lung in Politik und Verwaltung, aber 
auch bei VW, wo es so viele Möglich- 


keiten für den Konzern gäbe, an 
wirklich neuen Verkehrskonzepten 
mitzuarbeiten und die VerkehrsWen- 
de proaktiv mitzugestalten. Straßen- 
bahnen aus Wolfsburg für Wolfsburg 
und auch für anderswo - diese Utopie 
wahr werden zu lassen. Das kann mit 
solch tollen Aktionen von Aktivist*in- 
nen wirklich gelingen. Lasst uns dran 
glauben und alle unterstützen, die 
hierbei die ersten Schritte machen.« 
Auch Lars Hirsekorn, Mitglied des 
Betriebsrats bei VW, teilt die Forde- 
rungen nach einem sozial und ökolo- 
gisch verträglichen Umbau von Volks- 
wagen. Er findet solche Aktionen 
genau richtig und treffsicher, um VW 
auf eine vernünftige Spur zu weisen. 
In einem Statement zeigte er sich soli- 
darisch und unterstützt die Aktion. 
Lars Hirsekorn ist seit 1994 bei 
Volkswagen in Braunschweig beschäf- 
tigt. Durch die Klimadebatte von 
2019, angestoßen durch Greta Thun- 
berg, hat er begonnen, sich auch mit 
den ökologischen Auswirkungen der 
Produkte zu beschäftigen. Seit 2022 
ist er Mitglied des Betriebsrates im 
Braunschweiger VW Werk. Er veröf- 
fentlichte bisher mehrere Reden und 
Interviews. 2022 verfasste er einen 
Beitrag in »Spurwechsel. Studien zu 
Mobilitätsindustrien, Beschäftigungs- 
potenzialen und alternativer Produk- 
tion« (VSA 2022). Angetrieben von 
den täglich sichtbaren Auswirkungen 
der Klimakrise engagiert sich der 
Bergsteiger, Feuerwehrmann und 
Naturliebhaber für einen Umbau des 
Verkehrs zu kollektiven Verkehrsmit- 
teln. Der baumlose Harz, Gardelegen 
als trockenster Ort Deutschlands 2022 
oder die rasant schmelzenden Glet- 
scher machen es mehr als deutlich. 
Der Individualverkehr erscheint ihm, 
egal mit welcher Antriebsart, als Sack- 
gasse. Um ein Detroit 2.0 zu verhin- 
dern, begrüßt er die Forderungen der 
Klimabewegung, die großen Automo- 
bilwerke umzubauen und dort Busse 
und Straßenbahnen zu produzieren. 
Seiner Meinung nach ist es erstaun- 
lich großen Teilen der Belegschaften 
egal, was sie produzieren. Wichtig 
sei das Signal der Politik, endlich 
auch eine echte Verkehrswende 
einzuleiten. Die Entscheidungen der 
Bundesregierung und Verkehrsminis- 
ter Wissing machten deutlich, dass 
ihnen die Warnungen von UNO-Ge- 


neralsekretär Antonio Guterres völlig 
egal sind, und sie bereit sind, gegen 
die Vernunft zu handeln. Lars Hirse- 
korn hofft, dass nicht noch weitere 
20 Jahre mit Vollgas in die Sackgasse 
gefahren wird. 


Autos und Männlichkeiten 


»Wir wenden uns auch aus einer 
feministischen Perspektive gegen die 
Produktion von Autos. In Werbung 
und Diskussionen sind Autos meist 
Männersache, haben möglichst schnell 
und groß zu sein und fördern so auch 
Männlichkeitsbilder, die zu Gewalt 
und Abwertung gegenüber Frauen und 
Transpersonen führen. Außerdem sind 
diese auch diejenigen, die bei Unfällen 
viel höhere Risiken einer Verletzung 
tragen, da die Autos mit männlichen 
Dummies getestet werden«, erklärt 
Maria Wagner anlässlich des am 
Folgetag stattfindenden feministischen 
Kampftags. »Was soll denn auch dabei 
herauskommen, wenn Männer an die 
erotische Kraft des Autos glauben?« 

So werden auch etwa 70 Prozent 
der neu zugelassenen Fahrzeuge auf 
Männer zugelassen, also auch hier 
eine deutliche Ungleichverteilung. 
Diese hängt zum Teil wohl auch mit 
dem Verdienst zusammen, der am 
Equal-Pay-Day (ebenfalls am 7. März) 
thematisiert wurde: So müssten Frau- 
en drei Monate länger arbeiten, um 
auf dasselbe Gehalt ihrer männlichen 
Kollegen aus dem letzten Jahr zu 
kommen. Das bedeutet im Umkehr- 
schluss, dass Männer durchschnitt- 
lich ein Viertel mehr Gehalt im Jahr 
ausgezahlt bekommen. 

Damit schließt sich der Teufels- 
kreis: Der Mann verdient in einer 
hetero-Beziehung mehr. Die Frau 
bleibt zu Hause und leistet unbezahl- 
te Care-Arbeit für das Kind und den 
Mann. 


Streik im öffentlichen Dienst 


Schlechte Bezahlung gibt es aber auch 
für all diejenigen, die dafür sorgen, 
dass wir uns auch ohne Autos im 
öffentlichen Nahverkehr fortbewe- 
gen können. So gibt es gerade einen 
Mangel an Zugführer*innen, Stra- 
ßenbahn- und Busfahrer*innen. »Für 
eine Verkehrswende ist es wichtig, 
Menschen zu begeistern, uns von A 
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nach B zu fahren. Deshalb solidarisie- 
ren wir uns auch mit den Streiks von 
ver.di im öffentlichen Dienst, die auch 
am morgigen feministischen Kampf- 
tag stattfinden sollen und auch den 
kommunalen Nahverkehr betreffen. 
Es muss attraktiv für Menschen sein, 
Straßenbahnen zu fahren statt neue 
Autos zu bauen«, erklärt Eike Fahr- 
horst, die den Autozug von VW zur 
Straßenbahn umgestaltet hat. 

Nach eineinhalb Stunden, symbolisch 
für ein gerade noch erreichbares 1,5 
Grad-Limit, wurde die Aktion von den 
Aktivist*innen selbstbestimmt beendet. 


Mehr Texte und Bilder der Aktion finden sich auf: 
blog.verkehrswendestadt.de 


In und um Wolfsburg sind viele weitere Aktionen 
und Aktivitäten geplant. Ein großes überregiona- 
les Event wird das erste Wolfsburger Verkehrs- 
wendecamp sein. Vom 5.bis 10. Mai findet mitten 
in der Wolfsburger Innenstadtein Camp statt, mit 
einem Programm voll von Aktionen, Workshops, 
Vorträgen, Kulturprogramm, Straßenfest und 
Infoständen. Dazu laden die Veranstalter+innen 


herzlich ein. 


Mehr Infos zum Camp unter: 


camp.verkehrswendestadt.de 


ANZEIGE 


Zum Kopfzerbrechen - 
Wohnen weltweit 


Außerdem: Proteste in Peru | 
Linke und Multipolarität | 
Geteiltes Zypern 

52 Seiten, € 6,- 


www.iz3w.org 


14 conTRAsSTE 


KUNST & KULTUR 


ZEITUNG A-BULLETIN (SCHWEIZ): GENERATIONENWECHSEL NACH 44 JAHREN 


Nach 44 Jahren und 877 Ausgaben 
verabschiedete sich das letzte Mitglied 
aus der A-Bulletin-Gründerzeit: Georg 
Pankow feierte 2022 seinen 80. 
Geburtstag. Während vier Jahrzehnten 
sorgte er - mitwechselnden Teampart- 
nerInnen - dafür, dass dieses Unikumin 
der schweizerischen Medienlandschaft 
regelmäßig in den Briefkästen seiner 
mittlerweile über 12.000 Abonnentin- 
nen steckt. Ein solidarischer und etwas 
neidischer Rückblick. 


PETER STREIFF, REDAKTION STUTTGART 


In der März-Ausgabe der CONTRAS- 
TE hatten wir noch an den zehnjäh- 
rigen Todestag unseres Mitgründers 
und langjährigen Zeitungsmachers 
Dieter Poschen erinnert. Und nun 
tauchten bei meiner Recherche für 
diesen Beitrag über eine Zeitung in 
der Schweiz erstaunliche Parallelen 
auf: Ähnlich wie bei der CONTRASTE 
erscheint es wie ein Wunder, dass sie 
weiterhin regelmäßig erscheint. Und 
ebenfalls ähnlich wurde ihr Erschei- 
nen von einem langjährigen Netzwer- 
ker und umsichtigen Kommunikator 
gewährleistet. Und als dritte Parallele 
gibt es die Zeitung auch nach einem 
Generationenwechsel weiterhin. 

Die Rede ist vom »A-Bulletin«, 
einem Unikum in der Zeitungsland- 
schaft, das vorwiegend handgeschrie- 
bene und -gezeichnete Anzeigen 
enthält und bis heute bewusst auf 
einen Internetauftritt verzichtet. Was 
überholt klingt, ist bei genauerem 
Hinsehen eine verblüffende Erfolgsge- 
schichte: Und die Abozahlen steigen! 


FRAUEN DER BOHEME 


»A steht für Alternativen « 


Ende der 1970er Jahre rund um die 
großen Anti-AKW-Demonstrationen 
in der Schweiz gegründet, war das 
schwarz/weiß gedruckte Blättchen 
bald durch seine bunte Anzeigenviel- 
falt in der Szene bekannt. Wobei die 
A-Bulletin-GründerInnen eine ande- 
re Idee hatten: Denn die Mitglieder 
der verschiedenen aktiven Gruppen 
waren anfangs schlecht vernetzt und 
sie sollten ein »Mitteilungsblatt« 
erhalten, um ihre Aktionen und Tref- 


fen veröffentlichen zu können. 


Parallele zum 
CONTRASTE-Motto 


Ähnlich pragmatisch und bescheiden 
wirkt auch das sogenannte A-Bulletin- 
Steuerrad als Logo auf dem Titelblatt, 
das bis heute unverändert blieb: Der 
langjährige Abonnent und nun neu inden 
Vorstand gewählte Hannes Lindenmeyer 
beschreibt das Steuerrad »mit acht A's 
als Speichen« — für Aufbau, Arbeit, 
Aktionen, Austausch, Atom, Aluminium, 
Adressen und Anzeigen. Im Laufe der 
Jahre habe sich zudem gezeigt, dass das 
»A« auch für Alternativen stehe, denn 
ihre Zeitung habe sich als Gegenthese 
zum damaligen konservativen Slogan 
Margareth Thatchers (»There is no 


alternative (TINA)«) verstanden: 
»Das Bulletin soll Menschen und 
Gruppierungen, die Alternativen 


zur Mainstream-Gesellschaft suchen 
und praktizieren, vernetzen,« fasst 
Lindenmeyer zusammen. — Die Parallele 
zu unserem CONTRASTE-Motto, dass 
wir »über Neues im Alten berichten«, ist 


unübersehbar. 


Mit ihrem Ansatz dürften die 
A-Bulletin-MacherInnen »als frühe 
Pioniere der heutigen Social-Me- 
dia-Welt gelten«, meint Linden- 
meyer, denn es gehe auch heute »um 
das interaktive Teilen von Informati- 
onen, Ideen, Interessen, Angeboten 
und Nachfragen in Communities und 
Netzwerken«. Georg Pankow, der 
langjährige Zeitungsmacher und 
Redakteur des oft einzigen Textbei- 
trags pro Ausgabe, habe immer Wert 
darauf gelegt, dass die selber gestal- 
teten »Mitteilungen« keine Inserate 
seien. Dazu passt, dass die LeserIn- 
nen kein Abo abgeschlossen haben, 
sondern »Passivmitglieder im Verein 
A-Bulletin« werden und sich »unter- 
einander Angebote und Nachfragen 
in den verschiedensten Lebensberei- 
chen« kund tun. 


Mitgliederzahl bleibt konstant 


Im Gegensatz zu den meisten Print- 
medien liege die Zahl der Abonnen- 
tInnen respektive Mitglieder in den 
letzten Jahren konstant auf hohem 
Niveau, berichtet Lindenmeyer stolz. 
Vor allem zeuge eine kontinuierliche 
Erneuerung des AbonnentInnen- 
stamms von rund 12.000 und regel- 
mäßige Zuschriften junger Neumit- 
glieder »von der Beliebtheit dieser 
keineswegs veralteten Kommuni- 
kationsform«: Tausende Menschen 
hätten in den letzten Jahren mit ihren 
selbst gestalteten »Mitteilungen« im 
A-Bulletin ihre WG-Mitbewohnerin- 
nen oder ihren Alp-Partner, die Liebe 
des Lebens oder ein »Steihüsli im 


Tessin« gefunden. Auch Solawi-Ver- 
eine gewannen neue Mitglieder und 
Pensionsbetriebe wie Salecina oder Al 
Forno ihre Feriengäste. 

Im Durchschnitt halte sich die Zahl 
der Inserate bei etwa 200 pro Ausgabe 
auf hohem Niveau. Hannes Linden- 
meyer führt als Grund nicht nur die 
»einmalig tiefen Insertionspreise« an, 
sondern weil mit ihrer Zeitung »eine 
ganz spezifische Lesegemeinschaft« 
angesprochen werde. So betrachtet 
dürfe das A-Bulletin durchaus »als 
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landesweites Netzwerk betrachtet 
werden - wie es sich die Gründerln- 
nen seinerzeit vorgestellt haben«. — 
Ein inspirierendes Beispiel, was die 
glaubwürdige Suche nach einer ande- 
ren Welt, langjährig gepflegte Kontak- 
te und die bewahrte Autonomie eines 
Projekts bewirken können. 


Kontakt: 

Verein A-Bulletin, Postfach, 
CH-8021 Zürich 1 

Tel. 0041-44-2412201 


Der Wunsch nach einem selbstbestimmten Leben 


Frauen sind in der Rezeption der Bo- 
heme und der Avantgarde immer 
noch abwesend. Diesen kritikwürdigen 
Umstand zumindest etwas zu ändern, 
ist das Ziel eines größeren, auf insge- 
samt fünf Jahre angelegten Projektes 
in München. 


BERND HÜTTNER, BREMEN 


Um die Wende vom 19. zum 20. 
Jahrhundert entstehen aufgrund der 
immensen gesellschaftlichen Umbrü- 
che neue Lebensentwürfe in vielfäl- 
tigen Formen. Die Jugendbewegung 
ist nur eine davon, die neuen Kunst- 
formen, vom Expressionismus bis zum 
Konstruktivismus, sind die bis heute 
bekanntesten. Es gibt KünstlerInnen- 
kolonien, und in vielen Großstädten, 
von München über Berlin und Paris bis 
Wien, progressive literarische Zirkel. In 
all diesen Avantgarde- und Boheme-Be- 


ANZEIGE 


wegungen betonen viele die Rolle und 
Bedeutung von Emotionen, von Lust 
und Subjektivität; politisch sehen sich 
viele jenseits von Kommunismus und 
Kapitalismus, nicht wenige aber sind 
eindeutig links einzuordnen. Frauen 
sind Bestandteil all dieser Avantgarde- 
und Boheme-Bewegungen, werden 
aber in der Geschichtsschreibung später 


nicht angemessen genannt. 


In der Monacensia, einer Einrichtung 
der Stadtbibliothek München, die das 
literarische Gedächtnis der Stadt ist, 
finden rund um dieses Thema vielfältige 
Aktivitäten statt: Die Ausstellung »Frau- 
en der Boheme« ist noch bis 31. Juli 
2023 in München zu sehen. In einem 
Online-Magazin wird die Ausstellung 
mit Protagonist”innen, Themen und 
Design vorgestellt und mit zusätzlichen 


Beiträgen immer weiter ergänzt. 


Der Wunsch nach einem selbstbe- 
stimmten und freien Leben ist für die 
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SPAREN 


Es geht nicht nur ums Geld - man kann auch Energie, Abfall 
und Ressourcen sparen. Außerdem ist es nicht immer klug 
oder effizient, den Rotstift anzusetzen. Mehr über die Balance 
zwischen Sparen und Investieren im Schwerpunkt der 
AKP-Ausgabe 2/23. 


Reform der Krankenhausfinanzierung 

Angriffe auf Kommunal *innen 
Moorbodenschutz: Wii jedervernässung 
Planung und Genehmigung Kiesgruben 
Schottergärten - Mehr Wildnis wagen 


Einzelpreis: 13 Euro plus 1,40 Euro Versand 

‚Abopreis (6 Ausgaben): 66 Euro 

AKP - Alternative Kommunalpolitik | Luisenstraße 40 | 33602 Bielefeld 
Ruf 0521.177517 | Fax 0521.177568 


Frauen der Boheme zentral. Seine 
Verwirklichung stellt Regeln in Frage, 
provoziert und stößt auf viele Wider- 
stände. Ökonomische und andere 
Zwänge sind zu überwinden, um unab- 
hängig von der Herkunftsfamilie oder 
einem Ehemann zu sein. Viele leben 
(deshalb) sehr prekär, sind aufgrund 
ihrer Lebensumstände häufig krank. 

Aus diesen Problemkreisen und der 
kulturellen, künstlerischen und vor 
allem literarischen Produktion der 
Frauen ergeben sich die miteinander 
verbundenen Themen der damaligen 
Debatten. Diese werden in Briefen und 
oftmals in verklausuliert autobiogra- 
phischen Texten in Form von Gedich- 
ten, Essays und Erzählungen überlie- 
fert: Ehe, Unabhängigkeit, Verhütung, 
Mutterschaft, Frauengesundheit, Kunst 
und Literatur und die Bedingungen 
ihrer Produktion, Pädagogik. Dass im 
Leben dieser Frauen oftmals blanke 
Not herrscht, belegen die Dokumente, 
in denen es zum Beispiel auch um die 
eigene Prostitution geht. 

In bisher zwei Buchpublikationen 
wird das Themenfeld verhandelt: Der 
Band »Frauen der Boheme« umfasst 
eine Auswahl von insgesamt neun 
passenden Texten, die in den letzten 
Jahren bereits im Jahrbuch der Freun- 
de der Monacensia erschienen sind. Sie 
stellen einzelne Personen und deren 
Biographien oder auch Briefwechsel 
vor. Sie werden umrahmt von vier 
neuen Texten, unter anderem einem 
längeren von Laura Mokrohs, die als 
Kuratorin der Ausstellung ebendiese 
ausführlich und bebildert vorstellt. 

»Frei leben« wiederum vertieft die 
Thematik am Beispiel von drei Frauen: 
Margarete Beutler (1876 bis 1949), 
Franziska zu Reventlow (1879 bis 
1918) und Emmy Hennings (1885 


low (u.l.n.r.). 


bis 1948). Die drei sind Schriftstel- 
lerinnen, in ihrer Zeit bekannt und 
geschätzt, und in vielfältige lokale und 
überregionale intellektuelle Netzwerke 
eingebunden. In diesem Band finden 
sich vor allem Originaltexte und Brief- 
dokumente der drei genannten (bzw. 
Ausschnitte daraus). Die drei Heraus- 
geberinnen führen mit ihren Beiträgen 
kurz in die fünf Kapitel ein. 

Mit den Büchern werden die Frau- 
en der Boheme etwas mehr Teil der 
progressiven literarischen Traditi- 
on, diese »Leerstelle« wird somit 
ein wenig gefüllt. Viele der Themen 
sind auch 100 Jahre später - leider 
- noch aktuell. Die in »Frei leben« 
publizierten Texte, die eine Aktuali- 
sierung versuchen, überzeugen aber 
nicht wirklich. Sie wirken eher deplat- 


4 Frauen der Boheme: Margarete Beutler, Emmy Hennings und Franziska Gräfin zu Revent- 


Grafik: Münchner Stadtbibliothek 


ziert und treten mit den historischen 
Texten eben nicht wirklich in einen 
produktiven Dialog. 


Gabriele von Bassermann-Jordan, Waldemar 
Fromm, Wolfram Göbel, Kristina Kargl (Hrsg.): 
Frauen der Boheme 1890-1920. Ausgewählte 
Beiträge zur Ausstellung »Frei leben! «; Allitera 
Verlag, München 2022, 284 Seiten, 24,80 Euro 


Anke Buettner, Laura Mokrohs, Sylvia Schütz 
(Hrsg.):Freileben! Frauen derBoheme 1890 - 1920; 
Verbrecher Verlag.Berlin 2022, 208 Seiten, 20 Euro 


Link zum Online-Magazin der Ausstellung: 


www.monacensia.org/boheme 


Link zum Forschungs- und Vermittlungsprojekt 
#femaleheritage: 


www.monacensia.org/femaleheritage 
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Marina Ginestäs Roman nimmt uns in 
die Jahrzehnte vor Beginn des spani- 
schen Bürgerkriegs mit. Sie war selbst 
Teil der anarchosyndikalistischen 
Bewegung und arbeitete damals als 
Reporterin und Dolmetscherin. Aus 
der Perspektive von Ana, die nach 40 
Jahren zum ersten Mal wieder in die 
Straße ihrer Kindheit zurückkehrt, 
tauchen Leser*innen nicht nur in 
die Familiengeschichte der Ginestäs, 
sondern auch in die Geschichten 
der Genoss*innen des revolutionä- 
ren Syndikalismus im Katalonien 
der frühen 1920er Jahre ein. Dabei 
begegnen wir stellenweise zentralen 
Figuren des katalanischen Anarchis- 
mus etwa Salvador Segui oder Ängel 
Pestaha. Historisch deckt der Roman 
die Zeit der »Tragischen Woche« 
(1909) sowie die Zeit des Marokko 
Kriegs (1921 bis 1926) ab. Er lässt 
die Leser*innen teilhaben an den 
Lebensrealitäten der gewerkschaft- 
lich organisierten Arbeiter*innen und 
ihren Familien. Mit dem Kongress der 
CNT in Madrid (1919) werden auch 
die großen Streitfragen des Anarchis- 
mus rund um die Unterstützung der 
bolschewistischen Revolution Thema 
des Buches. Darüber hinaus prägen 
Generalstreiks, Kämpfe um Lohn und 
Stunden sowie die Gründung von 
Arbeitgeberverbänden den Alltag 
der Romanfiguren. Sie durchleben 
den Canadenca-Streik, der 1919 in 
der Stromgesellschaft Kataloniens 
beginnt und sich zum Generalstreik 
ausweitet, sowie die Kämpfe zwischen 
Arbeitgeberverbänden und Gewerk- 
schaften. Dabei erleben sie sowohl 
Zugeständnisse der Regierungen, 
aber auch die blutigen Repressions- 
wellen und Attentate, bei denen zahl- 
reiche Gewerkschafter*innen verhaf- 
tet werden und/oder ums Leben 
kommen. Darunter auch Miguel, eine 
zentrale Figur des Gewerkschafts- 
kampfs im Roman. 

Ginestäs Roman macht die sozi- 
ale Instabilität und die Lebensre- 
alitäten der damaligen revolutio- 
nären Kämpfer“*innen, die oftmals 
von Ungewissheit, (Verlust) Angst 
und Trauer geprägt sind, spürbar. 
Besonders bewegend ist die Stärke 
in den Gedanken und Gesprächen 
der Romanfiguren, die hoffnungsvoll 
an den libertären Idealen festhalten, 
wenn auch - wie Miguel - im Gefäng- 
nis sitzend und in großer Ungewiss- 
heit darüber, ob Frau und Familie 
noch hinter den politischen Zielen 
stehen. Stellenweise schafft Ginestä 
auch Einblicke in die Rolle der Frau- 
en, zum Beispiel in den Kooperativen 
oder dahingehend, wie sie die vielen 
Rückschläge und Verluste bewältigen. 
Der Roman und seine Figuren machen 
Klassenbewusstsein und Arbeiter*in- 
nenkämpfe fühlbar. Er ist daher 
nicht nur historisch, literarisch und 
bewegungsgeschichtlich wertvoll und 
inspirierend. Vor allem kann daraus 
gelernt werden, wie in Zeiten politi- 
scher Niederlagen und Zweifeln an 
der eigenen Bewegung mit Hoffnung 
und Blick auf die Wegbereiter*innen 
weitergekämpft werden kann. 


Nadine Gerner 


Marina Ginestä: Andere werden folgen...;ausdem 
Französischen, Spanischen und Katalanischen 
übersetzt von Birgit Kirberg, Unrast Verlag, Müns- 
ter 2022, 144 Seiten, 14 Euro 


Bei der Politischen Ökologie handelt 
es sich um einen spezifischen Zugang 
von Gegenwartsanalyse. »Der Begriff 
Politische Ökologie verbindet die 
Anliegen der Ökologie und einer weit 
gefassten Ökonomie«, so eine gängi- 
ge Definition. Im deutschsprachigen 
Raum ist die Disziplin relativ neu, 
sie existiert hier erst seit den späten 
1970er Jahren. Insofern handelt es 
sich nicht um ein etabliertes Konzept 
im Mainstream der Wissenschaft, 
sondern eher um einen besonderen, 
auf Veränderung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse zielenden Ansatz. 

Das Handbuch wird von den Heraus- 
geber*innen als »work in progress« 
verstanden, der erste Orientierungen 
geben soll. Die Publikation enthält 
56 Beiträge von 56 Autor*innen. 
Sie ist in vier Kapitel gegliedert. Im 
ersten werden unter der Überschrift 
»Theorien, Konzepte und Zugänge«, 
die wissenschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen abgesteckt. Kapitel 2 »Hand- 
lungs- und Konfliktfelder« analysiert 
in 15 Beiträgen wesentliche thema- 
tische Gegenstände der Politischen 
Ökologie. Daran anschließend stellt 
das dritte Kapitel unter der Über- 
schrift »Begriffe« mit 25 Beiträgen den 
Kern des Handbuchs dar. Hier finden 
sich Begriffe wie Care, Commons, 
Degrowth, Hegemonie, Imperiale 
Lebensweise oder sozial-ökologische 
Transformation. Kapitel 4 rundet 
unter der Überschrift »Methoden und 
Arbeitsweisen« die Publikation ab. 

Das Handbuch will kein klassi- 
sches Lehrbuch sein. Es soll vielmehr 
Studierenden und Forscher*innen das 
theoretische und methodische Hand- 
werkszeug für eine politisch-ökolo- 
gische Forschung vermitteln: »Das 
Handbuch richtet sich damit an 
Lehrende wie Studierende wie auch 
an politische Akteure aus Zivilgesell- 
schaft und sozialen Bewegungen.« 

Die Themen wirken manchmal 
etwas willkürlich gewählt und zusam- 
mengesetzt. So geben die Herausge- 
ber*innen zu, dass es sich um Setzun- 
gen handelt. Eine einfache Sprache 
wurde zwar angestrebt. Es wird aber 
selbstkritisch angemerkt, »dass einzel- 
ne Beiträge für manche viel zu akade- 
misch verschachtelt sind.« 

Auch das Verhältnis von inhaltli- 
chen Beiträgen zu den Literaturver- 
zeichnissen, die sich an jeden Beitrag 
anschließen, ist nicht ganz stimmig. 
Häufig enthalten kurze Beiträge ein 
langes Literaturverzeichnis. Hier hätte 
man lieber mehr Analyse als Nachweis 
von wissenschaftlicher Reputation 
gelesen. Manche Beiträge lesen sich 
eher wie eine sich selbst bestätigende 
Prophezeiung, wenn zum Beispiel die 
marxistische oder die feministische 
Ausrichtung als zentrale Elemente 
der Politischen Ökologie dargelegt 
werden. 

Hier liegt zusammengefasst ein 
nicht immer leicht verständliches 
und nachvollziehbares Kompendium 
vor, das für die genannte Zielgruppe 
(Zivilgesellschaft und soziale Bewe- 
gung) teilweise harter Tobak sein 
dürfte. 


Herbert Klemisch 


Daniela Gottschlich / Sarah Hackfort / Tobias 
Schmitt / Uta von Winterfeld (Hg.): Handbuch Po- 
litische Ökologie - Theorien, Konflikte, Begriffe, 
Methoden; Transcript Verlag, Bielefeld 2022, 590 


Seiten, 45 Euro (auch Open Access) 


In einer Welt, die sich für die Menschen 
komplexer denn je anfühlt und stetig 
weniger Konstanten bietet, wird es 
immer wichtiger, Halt zu finden. 
Es macht den Eindruck, dass viele 
Menschen einfach keine Antworten 
mehr finden und in immer weiteren 
Gefilden danach suchen, wer sie sind 
und welchen Sinn das Leben für sie hat. 
Esoterik ist ein ziemlich weites Feld, 
das hier zunehmend eine Rolle spielt. 
Es beginnt bei einfachen Adaptionen 
von leicht selbst anwendbaren thera- 
peutischen Methoden, die esoterisch 
geflaggt werden und dadurch einen 
niedrigschwelligen Zugang bieten. 
Das sind dann etwa Dankbarkeitsta- 
gebücher, geführte Meditationen und 
andere Anleitungen zur Beschäftigung 
mit dem Selbst. So weit, so harmlos. 
Doch von diesem ungefährlichen 
und für viele Menschen hilfreichen 
Punkt aus wird es kompliziert. Denn 
nicht nur ist Esoterik mittlerweile ein 
milliardenschwerer Markt, auf dem 
sich alle möglichen gewinnorientier- 
ten Gestalten tummeln. Sie ist auch 
ein Feld, das durch seine ganz eigenen 
Gesetze ein Einfallstor in Verschwö- 
rungsglauben und Rechtsextremismus 
sein kann. In ihrem neuen Buch unter- 
suchen die Psychologin Pia Lamberty 
und die Journalistin Katharina Nocun 
vor allem diese Aspekte der Esoterik. 
Der tiefe Glaube an die Wirksam- 
keit esoterischer Heilkunde oder 
Schicksalsfügung bedingt meist den 
Abschied von Medizin, Wissenschaft 
und Politik. Und damit den Eintritt 
in eine »erleuchtete« Existenz, die 
wiederum von anderen sehr leicht 
ausgenutzt werden kann. Schnell ist 
dann ein Wasserbeleber für tausende 
Euros gekauft, ein gesegneter Kristall 
oder ein kosmischer Entstörer — und 
das Geld für die nächste Miete weg. 
Eine komplette Abhängigkeit ist 
vorprogrammiert, eine Radikalisie- 
rung dann meist die Folge. 
»Gefährlicher Glaube« beleuchtet 
diese Zusammenhänge an zahlreichen 
Beispielen und in sehr gut zugängli- 
cher Sprache. Es macht sowohl die 
individuelle Verfassung Betroffener, 
Angehöriger und von Beratungsstel- 
len sichtbar als auch die Seite der 
Nutznießer und Hetzer. Das alles 
ist wichtig und an und für sich gut, 
in der Gesamtsicht konnte mich das 
Konzept aber nicht wirklich über- 
zeugen. Denn leider wirkt alles sehr 
unentschieden. Es ist mal seitenlanger 
Erlebnisbericht, der doch nur absurde 
Angebote aufzählt, dann ein Ratge- 
ber für Angehörige, dann Interview 
mit Betroffenen/Aussteiger*innen. Es 
fehlt vor allem an neuen Erkenntnis- 
sen, die über eine Zusammenfassung 
von bereits Bekanntem hinausgehen. 
Das Buch ist ein gut lesbarer 
Einstieg in das Thema Esoterik und 
deren rechte Abgründe. Es blättert 
verschiedene Problemfelder auf und 
erklärt gut, wo die Gefahren liegen. 
Leider geht es aber kaum über bereits 
Bekanntes hinaus und verfolgt inhalt- 
lich kein durchgängiges Konzept, 
wodurch es immer wieder etwas 
unschlüssig wirkt. Hier wäre mehr 
drin gewesen. 


Stefan Diezmann 


Pia Lamberty, Katharina Nocun: Gefährlicher 
Glaube. Die radikale Gedankenwelt der Esoterik; 
Quadriga im Lübbe Verlag, Köln 2022, 303 Seiten, 
22 Euro 


Dieses Buch argumentiert aus der 
Sicht »von unten« zu wichtigen 
und als »umstritten« präsentierten 
Themen. Es ist parteiisch und sagt 
dies auch offen. Es argumentiert unter 
anderem gegen die Umverteilung 
nach oben, gegen den Abbau sozialer 
Infrastruktur und für ein gerechteres 
Steuersystem und eine Baupolitik, die 
Wohnen nicht zur Ware macht. 

Die zehn behandelten Themen sind: 
Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit, Armut, 
Bildung, Einkommen, Gesundheit, 
Klima, Reichtum, Rente und Wohnen. 
Sie sind jeweils in zwei Abschnitte 
unterteilt. Zuerst beschreibt Michael 
Mazohl jeweils die wirtschafts- und 
sozialpolitischen Fakten und Zusam- 
menhänge zum Thema - all das am 
Beispiel Österreichs, denn das Buch 
ist im Verlag des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes (ÖGB) erschie- 
nen. Viele Verhältnisse und Trends 
sind aber auf andere Länder übertrag- 
bar, und viele Daten werden in den 
europäischen Rahmen eingeordnet, 
was weitere Nutzungsmöglichkeiten 
erschließt und Erkenntnisse ermög- 
licht. Diese Abschnitte enthalten viele 
Infografiken und am Ende eine Liste 
mit frei verfügbaren Quellen, meist 
vom AundW-Blog der Arbeiterkam- 
mer (awblog.at). Danach schildert 
und kritisiert Natascha Strobl in 
verständlicher Sprache und souve- 
räner Weise die kommunikativen 
Tricks und sprachlichen Strategien 
des »Klassenkampfs von oben«. 

Mazohl ist ein engagierter und 
innovativer Mitarbeiter der Arbei- 
terkammer, Strobl eine der bekann- 
testen kritischen JournalistInnen 
Österreichs. Das Buch will durch die 
Aufbereitung seines Inhalts Geschlos- 
senheit und Entschlossenheit unter 
seinen LeserInnen fördern, zu Soli- 
darität und Protest ermuntern und 
zur Mobilisierung und Organisierung 
anregen. Es zeigt auch die Unterschie- 
de zwischen Deutschland und Öster- 
reich und ihrem jeweiligen ökonomi- 
schen System. So sind zum Beispiel in 
Österreich alle Betriebe gesetzlich an 
Tarifverträge gebunden, in Deutsch- 
land nicht. Hier sind mittlerweile nur 
noch deutlich weniger als die Hälfte 
aller Betriebe tarifgebunden. 

Das meiste dürfte für Deutsch- 
land aber ähnlich sein, etwa dass 
42 Prozent der Wohnbevölkerung in 
Wien im Alter zwischen 25 und 44 
Jahren aufgrund der fehlenden öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft kein 
Wahlrecht haben, oder dass es beim 
Vermögen keinen eigentlichen Mittel- 
stand gibt, da dieses extrem ungleich 
verteilt ist. 

Mazohl und Strobl haben ein radi- 
kales, sehr nützliches und leider 
notwendiges Buch vorgelegt. Es sollte 
seinen Weg in die Hände möglichst 
vieler GewerkschaftsaktivistInnen, 
Parteimitglieder und auch in die von 
KlimaaktivistInnen finden. 


Bernd Hüttner 


Michael Mazohl/Natascha Strobl: Klassenkampf 
von oben. Angriffspunkte, Hintergründe und 
rhetorische Tricks; ÖGB-Verlag, Wien 2022, 268 
Seiten, 29,90 Euro 


Video von der Buchpräsentation am 29. November 
2022 in Wien: https://bit.ly/3ZpPIB9 


Der Titel von Beat Ringgers neuem 
Buch ist bewusst provokativ gewählt 
und will auch als »gesellschafts- 
politische Intervention« verstan- 
den werden. Eine grundlegende 
Neustrukturierung der Pharmabran- 
che sei unerlässlich, »wenn wir die 
Arzneimittelkrise bewältigen wollen«, 
proklamiert der Autor weiter. Sowohl 
seine klar formulierten Thesen als 
auch der einnehmende und appel- 
lative Stil lässt unschwer auf einen 
politischen Aktivisten schließen. Das 
Buch »Pharma fürs Volk« kann man 
daher auch als Fortsetzung von »Die 
Service-Public-Revolution« verste- 
hen - vor drei Jahren ebenfalls im 
Rotpunktverlag erschienen. 

Dass mit dem neuen Buch nun der 
Schwerpunkt auf der Pharmabran- 
che liegt, macht der Autor neben der 
Aktualität der letzten drei Jahre an 
zwei weiteren Fakten fest: Zum einen 
haben die zwei weltweit umsatzstärks- 
ten Konzerne, Roche und Novartis, 
ihren Sitz in der Schweiz und zum 
anderen biete sich eine einmalige 
Gelegenheit. Denn das ehemalige 
Basler Pharmaunternehmen Sandoz, 
seit längerem Teil von Novartis, soll 
wieder ausgegliedert werden. 

Ringgers Intervention besteht nun 
darin, dass er mit profunden Argu- 
menten vorschlägt, wie die Schweiz 
als staatlicher Kaufinteressent auftre- 
ten und aus der ehemaligen Sandoz 
den Kern eines »Service-Public-Phar- 
maclusters« bauen könne. Dieser 
Cluster soll neben industrieller 
Produktion auch aus dem globalen 
WHO-Programm gegen Antibiotika- 
resistenzen, dessen Sitz bereits in 
der Schweiz ist, und aus anderen 
universitären Forschungseinrichtun- 
gen bestehen. 

Der Autor baut seinen politischen 
Vorschlag auf umfangreichen Recher- 
chen zu Strukturen und Dynamiken 
der weltweiten Pharmabranche 
auf. Er schildert die zunehmende 
Arzneimittelkrise, Lieferengpässe 
und Preissteigerungen, die auch 
in reichen Ländern eine Zweiklas- 
senmedizin befördert hätten. Unter 
ökonomischen Gesichtspunkten zeigt 
er auf, wie aus »fertigungsorientierten 
Pharmakonzernen inzwischen finanz- 
orientierte Vertriebs- und Marke- 
tinggesellschaften geworden« sind. 
Außerdem beleuchtet er die Debatten 
um offene Patente, um internationa- 
le Abkommen und um die Rolle der 
Weltgesundheitsorganisation. 

Mit dem geforderten Pharmacluster 
sollen Akteure aufgebaut werden, die 
»unmittelbar auf den Bedarf der Pati- 
entInnen ausgerichtet« seien, »keine 
privaten Profitinteressen bedienen 
müssen und der Kontrolle durch die 
demokratische Öffentlichkeit unter- 
stellt« seien. Dies könne nur mit 
»klaren Regeln von der Forschung bis 
zum Vertrieb der Arzneimittel« funk- 
tionieren. — Hört sich alles utopisch 
an? Mag sein, doch das politische 
Gespür des Autors hat sich bereits 
mehrfach bewährt. — Erkenntnisreich 
und lesenswert! 


Peter Streiff 


Beat Ringger: Pharma fürs Volk - Risiken und Ne- 
benwirkungen der Pharmaindustrie; Rotpunktver- 
lag Zürich 2022, 232 Seiten, 25 Euro 
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TERMINE UND KLEINANZEIGEN 


TERMINE 


AUSSTELLUNG 


» 10 Views on Migration « 
2. bis 26. Mai (Chemnitz) 


Die Ausstellung mit Filmen, Fotos 
und Texten zu Flucht und Migra- 
tion aus zehn afrikanischen Län- 
dern präsentiert unterschiedliche 
Sichtweisen junger afrikanischer 
Filmemacherzinnen auf Migration 
innerhalb und außerhalb des Kon- 
tinents. Die Akzente liegen dabei 
auf Perspektiven und Erfahrungen, 
die im Mainstream der deutschen 
und internationalen Berichterstat- 
tung selten vorkommen, etwa die 
Dimensionen der Migration in- 
nerhalb von Afrika oder auch die 
Handlungsfähigkeit und Kreativi- 
tät der Migrant=innen. Die Ausstel- 
lung stellt das Gesamtprojekt vor 
und gibt den Betrachterxinnen die 
Gelegenheit, sich mehr oder we- 
niger intensiv mit den einzelnen 
Filmen auseinanderzusetzen. 


Öffnungszeiten: 

Montag bis Freitag 8 bis 22 Uhr 
Ort: VHS Chemnitz, 
Moritzstraße 20, 

09111 Chemnitz 

Info: bit.ly/3JHb2aE 


ARBEITSWOCHE 


Unhaltbare Zustände 
26. bis 29. Mai (Frankfurt/Main) 


In der gegenwärtigen Kumulation 
gesellschaftlicher Krisenphänome- 
ne wird die Unhaltbarkeit der ge- 
gebenen Verhältnisse immer offen- 
sichtlicher - zugleich zeigt sich, wie 
sehr die Kritik dieser Verhältnisse 
in Theorie und Praxis systematisch 
hinter der Drastik der Krisenkon- 
junktur zurückbleibt: Tatsächlich 
erfolgreich sind regressive und au- 
toritäre Problemlösungsstrategien. 
Vor diesem Hintergrund geht die 
Zweite Marxistische Arbeitswoche 
der Frage nach den Anforderungen 


LESER+INNENBRIEF 


an eine materialistische Gesell- 
schaftstheorie nach, die ihreeigene 
Zeit aufder Höhe dertheoretischen 
Möglichkeiten ideologiekritisch re- 
flektiert. 


Ort: Studierendenhaus, 
Campus Bockenheim, 
60325 Frankfurt am Main 
Info: bit.ly/3k5hD4A 


AUSTAUSCH 


Planerforum.Architektur 
31. Mai 2023 (Wien) 


Die Veranstaltung richtet sich an 
Architekt»innen, Planerxinnen, 
Bauträger»innen und Studieren- 
de mit dem Ziel, innovative und 
gestalterisch hochwertige Lö- 
sungen im nachhaltigen Bauen 
aufzuzeigen und eine Plattform 
für einen Austausch in diesem 
Kontext zu schaffen. Die Beiträge 
fokussieren auf relevante The- 
men zur Dekarbonisierung des 
Gebäudebestands, neueste Ent- 
wicklungen des klimaadaptiven 
und nachhaltigen Planens und 
herausragende architektonische 
Beispiele sowie Diskussionen 
über die Zukunft des Bauens. 


Ort: Technische Universität Wien, 
Karlsplatz 13, 

1040 Wien 

Info: 
wwwv.planerforumarchitektur.at/ 


VORTRAG/DISKUSSION 


Konformistische Rebellen 
des kapitalistischen 
Patriarchats 


15. Juni, 19.30 Uhr (Stuttgart) 


Im Vortrag soll es darum gehen, 
Männlichkeit grundsätzlich als 
patriarchale Subjektivität zu be- 
stimmen. Als ein bestimmtes 
Verhältnis, das die Einzelnen im 


kapitalistischen Patriarchat zu 
sich selbst, anderen und der Welt 
einnehmen, welches schon immer 
auf Zwang, Herrschaft und ge- 
schlechtlicher Abspaltung beruht. 
Dabei soll gezeigt werden, wie 
Männlichkeit einerseits notwendig 
aus den abstrakten Vergesellschaf- 
tungsformen unter Staat und Kapi- 
tal entsteht und gleichzeitig nicht 
zu haben ist, ohne den misogynen 
Souvernitätswahn der Einzelnen, 
die wir Männer nennen. 


Ort: Laboratorium e.V., 
Wagenburgstr. 147, 
70186 Stuttgart 

Info: bit.!y/3Tj2SIr 


GEMEINSCHAFT 


Netzwerktreffen 
13. bis 17. Juli (Schönsee) 


Die europäischen Gemeinschaf- 
ten und Ökodörfer treffen sich in 
der Nature Community in Bayern. 
Das große Live-Treffen der Global 
Ecovillage Network (GEN) Ge- 
meinschaften ist offen für alle an 
nachhaltigem, resilientem Leben 
in Gemeinschaft interessierten 
Menschen und Kooperationsin- 
itiativen. Wir wollen zusammen 
netzwerken, feiern, Workshops 
halten, über gesellschaftliche Ver- 
änderungen nachdenken, Projek- 
te anstoßen, Begegnungsräume 
schaffen, kreativ sein, u.v.m 


Ort: Nature Community, S 
t.-Hubertus-Weg 1, 
92539 Schönsee 

Info: bit.ly/3JHblIgc 


THEATERFESTIVAL 


Resist! 
15. bis 25. Juli (Ottensheim, OÖ) 
Jugendliche aus Österreich, Ru- 


mänien, Litauen, Serbien und Ar- 


ANZEIGE 


menien geben sich auf der Bühne 
im Alten Bauhof ein Stelldichein. 
Widerstand - ein ausgewiesenes 
Jugendthema - wird die Auffüh- 
rungen als roter Faden durchzie- 
hen. Der Widerstand kann sich 
richten gegen Gefährdungen 
der Demokratie, gegen den kli- 
mawandel, gegen Diskriminie- 
rungen, gegen Unrecht im Alltag 
oder auch gegen die kapitalisti- 
sche Ausbeutung. Widerstand 
kann sich zeigen im Protest, im 
zivilen Ungehorsam, in der Zivil- 
courage oder auch darin, dass 
man mit dem Kopf gegen eine 
Wand rennt. 

Sechs Aufführungen an drei 
Tagen versprechen spannende 
und abwechslungsreiche Festi- 
valtage. 


Ort: Rodlstraße 19, 
4100 Ottensheim 
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19. bis 23. Juli (St-Imier, CH) 


Internationales Anti-Autoritäres 
Treffen zum 150. Jahrestag des 
Kongresses von St-Imier. Damals 
1872 wurde die Anti-Autoritäre 
Internationale gegründet, ein Er- 
eignis, das die Geburtsstunde der 
organisierten anarchistischen Be- 
wegung markiert. Aus diesem An- 
lass werden während fünf Tagen 
Treffen, Konferenzen, Konzerte, 
Seminare und weitere Aktivitäten 
stattfinden. Alle interessierten 
Menschen sind eingeladen, zum 
Erfolg dieses Treffens beizutra- 
gen, und zwar auf die fürjeden am 
besten geeignete Weise (Mitorga- 
nisation, Informationsaustausch, 
künstlerische und ideelle Beiträ- 
ge, materielle Hilfe, Veranstalten 
von Soli-Events usw.). 


Ort: 2610 St-Imier, Schweiz 
Info: https://anarchy2023.org 


An Opfer von Antisemitismus erinnern 


Ich frage mich, worauf sich der Begriff »widerständig« in der 
Dachzeile »Briefmarken mit widerständiger Geschichte« des Ar- 
tikels »Ein Pionier der Pharmazie« (CONTRASTE Nr. 460, Januar 
2023, Seite 14) bezieht und was die Entstehungsgeschichte der 
ungarischen Pharmaindustrie in einer antikapitalistischen Zeitung 
zu suchen hat. 

Gedeon Richter war kein Pionier der Pharmazie, sprich der 
Wissenschaft, die sich (ansatzweise) gemeinwohlorientiert mit der 
Beschaffenheit, Wirkung, Entwicklung, Prüfung, Herstellung und 
Abgabe von Arzneimitteln befasst, sondern der Pharmaindustrie, 
die Arzneimittel (rein) profitorientiert herstellt und vermarktet. 
Diese steht bis heute und stand schon immer in der Kritik, weil 
sie teils mit kriminellen Methoden arbeitet, wie das Verschweigen 
schwerer und tödlicher Nebenwirkungen, das Verschwinden oder 
die Nichtveröffentlichung von unangenehmen Studiendaten, die 
Erpressungen von Mitwisser*innen sowie Bestechungsversuchen 
oder auch Bedrohungen gegenüber Entscheider*innen. 

Damit gehörte Gedeon Richter zur ausbeuterischen Spitzen- 
klasse des kapitalistischen Systems. Unter seiner Führung stellte 
das Unternehmen hunderte Medikamente her, ließ sie patentieren, 
eröffnete zahlreiche Fialen auf fast sämtlichen Kontinenten und 
wurde 1923 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Heute ist 
die Gedeon Richter AG einer der größten Pharma- und Biotechno- 
logiekonzerne in Mittel- und Osteuropa mit einem Jahresumsatz 
von über einer Milliarde. 

Ich wünschte, die ungarische Post würde mit einer Briefmarke 
an Richters tragischen Tod, also an das Massaker der Pfeilkreuzer, 
die von Ende 1944 bis Anfang 1945 mehrere tauschend Jüd*innen 
auf grausame Weise ermordeten, erinnern, statt an seine unter- 
nehmerischen Erfolge und damit den Beginn der ausbeuterischen 
Pharmaindustrie. 


Antifaschistische Grüße, 


Flora Kultur 
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KLEINANZEIGEN 


Das Rondel braucht neue Bewohner=*innen 


Der »Rondel e.V. Schule für lebensnotwendige Alternativen, Informations- 
und Forschungsstelle « setzt sich seit 1979 für Umweltschutz ein und war ein 
paar Jahrzehnte lang ein widerständiger Knotenpunkt gegen die Atompoli- 
tik im Wendland. Dem Verein gehört ein Haus und ein Grundstück mitten im 
Gartower Forst. Unter Denkmalschutz und dringend sanierungsbedürftig, 
braucht das Haus Zeit, Arbeit und Pflege. Seit zwei Jahren bewohnen wir 
das Grundstück und arbeiten an der Instandhaltung des Vereins und des 
Hauses. Nun suchen wir eine Gruppe junger Menschen mit einer umwelt- 
bewussten Einstellung, die handwerklich begabt sind, sich nicht vor großen 
Aufgaben scheuen und motiviert sind, eigene Utopien zu verwirklichen! 
Wir möchten, dass der neue Vorstand sowohl der Geschichte des Vereins 
gerecht wird, als auch aktiv daran arbeitet, neue Konzepte zu entwickeln. 


Kontakt: rhiw@riseup.net 


Sommerjob im Kollektivbetrieb schickSAAL* (Lübeck) 


Wir suchen für die Sommersaison (Mai bis September 2023) insgesamt 
drei Sommerjoberxinnen. Wir sind neun Menschen, die kollektiv ein 
Hostel mit Caf& und Kneipe in Lübeck betreiben. Wir wünschen uns 
Menschen, die Lust auf 20 bis 30 Stunden/Woche kollektives Arbeiten 
haben. Zahlen können wir den Mindestlohn. Die Aufgaben sind vielfältig: 
Kaffee zaubern, Betten beziehen, Bier ausschenken, Gäste einchecken, 
Kuchen backen, Quatsch am Tresen reden, Klos putzen, plenieren, Essen 
kochen, Frühstück machen, Blumen gießen und dies und jenes andere 
mehr. Los gehen kann es morgens um acht und enden morgens um drei, 
an allen sieben Tagen die Woche ganz unterschiedlich. Keine Sorge: 
Den Schichtplan gestalten wir gemeinsam. Da zwei Kollektivista nach 
der Sommersaison neue Wege ausprobieren werden, kann es auch die 
Möglichkeit geben, dauerhaft ins Kollektiv zu wachsen - ein Interesse 
daran ist aber kein Muss, auch »nur< der Sommer würde uns freuen. 


Mail mit dem Betreff »Sommerjob« an: info@schicksaal.net 


